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Hungerlohn unterm 
Daimler-Stern 

Bei der Nobelmarke 
wächst der Wider¬ 
stand gegen prekäre 
Arbeitsverhältnisse. 
Seite 3 


Welche Krise? 

Bemerkungen 
zur Krisenana¬ 
lyse von Klaus 
Wagener. 
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Komplize im Vietnamkrieg 

Die BRD war stark am Krieg der USA in 
Vietnam beteiligt. Die Bundesregierung 
wollte damit ihre Rolle in der NATO stär¬ 
ken und die Aufhebungvon Rüstungsbe¬ 
schränkungen durchsetzen. 
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Mainz bleibt Mainz 


... aber ohne Fernverbindungen 


E s handelt sich nicht um einen 
schlechten Karnevalsscherz: Aus 
Personalmangel muss die Stadt 
Mainz voraussichtlich noch bis zum 
Ende des Monats Einschränkungen 
im Fernverkehr der Deutschen Bahn 
hinnehmen. Abends wird die größte 
Stadt des Bundeslandes Rheinland- 
Pfalz 4 von den Fernzügen abgekop¬ 
pelt. Der Grund ist, dass der Bahn¬ 
konzern ein Stellwerk nicht mehr aus¬ 
reichend mit Personal besetzen kann. 
Die Deutsche Bahn rechtfertigt sich 
und spricht von übergroßen Krank¬ 
heitsständen. Öffentlichkeitswirksam 
muss ein Vorstandsmitglied der DB 
Netz AG den Platz räumen. Doch die 
Zustände sind nicht neu: Die Proble¬ 
me häufen sich und führen zu immer 
zahlreicheren Störungen. Dazu gehört 
die Unpünktlichkeit der Züge genau¬ 
so, wie die Zulassungsprobleme neuer 
Züge oder das Desaster bei der Ber¬ 
liner S-Bahn. Die Ursache ist in der 
umstrittenen so genannten „Bahnre¬ 
form 44 von 1994 zu suchen. Zu diesem 
Zeitpunkt sind die Deutschen Bahnen 
in der DB AG zusammengefasst wor¬ 
den und wurden auf den Börsengang 
getrimmt. Seitdem wurde die Bahn 
in hunderte Einzelgesellschaften zer¬ 
teilt und ein massiver Personalabbau 
betrieben. Umfassten die Bundes¬ 
bahn und die Reichsbahn noch rund 
500000 Mitarbeiter, so hat die DB 
AG heute nur noch knapp 200000 
Beschäftigte in Deutschland. 

Die Probleme in Mainz sind keine 
regionale Erscheinung. Der Berliner 
„OV-Express 44 eine kleine Zeitung des 
Berliner Ortsverbandes der Eisen¬ 
bahngewerkschaft - EVG, schrieb im 
April 2010 (!): „Im gesamten Bereich 
der DB-Netz AG herrscht ein akuter 
Fahrdienstleitermangel. Wie konnte es 
dazu kommen? Schuld daran ist die 
Geschäftsphilosophie der verantwort¬ 
lichen Manager, welche ausschließlich 
auf Gewinnmaximierung ausgerichtet 
ist. Dies bedeutete, Sparen beim Ma¬ 
terial und beim Personal. Inzwischen 
stehen viele Bereiche personell kurz 
vor dem Kollaps. Die Folgen sind ver¬ 
heerend. Die Anzahl der Überstunden 
bei den Fahrdienstleitern erreichen in¬ 
zwischen biblische Dimensionen. Re¬ 
gelmäßig sollen die Mitarbeiter an 
ihren freien Tagen arbeiten kommen 
oder sogar auf ihren Urlaub verzich¬ 
ten. Dies gipfelte darin, dass inzwi¬ 
schen das eine oder andere Stellwerk 
zeitweise nicht mehr besetzt werden 
konnte.(...)“ Es gibt sogar Berichte 
von Eisenbahnern die auf ihren Stell¬ 


werken übernachten. Nach Schätzun¬ 
gen der EVG sind bundesweit etwa 
eine Million Überstunden aufgelaufen 
und es fehlen etwa 1000 Mitarbeiter 
in diesem Bereich. Anfang der Woche 
gestand es die Bahn nach langem Zö¬ 


gern ein, dass Mainz kein Einzelfall ist. 
Der Konzernvorstand der DB gibt 
sich nach derartigen Zwischenfällen 
gerne reumütig und verkündet schnell 
Zusagen oder wechselt Personal aus. 
Nach Zwischenfällen sollte das Si¬ 
cherheitspersonal aufgestockt wer¬ 
den, ein anderes Mal wird mehr Ser¬ 
vice zugesagt. Realer Personalaufbau 
findet jedoch im Wesentlichen im Aus¬ 
land statt. Stiefkinder im Konzern sind 
das Sicherheits- und Reinigungsper¬ 
sonal, aber auch in den Serviceberei¬ 
chen fallen immer mehr Schichten aus. 
Das konzerneigene Sicherheitsunter¬ 
nehmen arbeitet zum großen Teil mit 
Subunternehmen und das - sowieso 
schlecht bezahlte - Reinigungsperso¬ 
nal ist von massiver Arbeitsverdich¬ 
tung betroffen. So meldete die EVG 


in Berlin unter der Überschrift: Ber¬ 
lin ist arm, sexy und schmutzig! „Der 
Bahnhof am Alexanderplatz: Täglich 
500 S-Bahnen, 260 Regionalbahnen, 
gut 150 000 Menschen - und von 
morgens bis abends nur eine einzi¬ 


ge Reinigungskraft. Turbo-Putzen 
am Alex - an einem der wichtigsten 
Verkehrsknotenpunkte Berlins steht 
die Gebäudereinigung vorm Kollaps. 44 
Erst vergangene Woche versprach der 
Konzern mehr Reinigungskräfte in die 
Unterwegs-Reinigung der Toiletten in 
den Zügen einzusetzen. Offensichtlich 
haben die Beschwerden endlich einen 
Erfolg erzielt. Um Geld zu sparen 
wird mit Fremdfirmen gearbeitet und 
wieder kein Personal eingestellt. Es 
knirscht im Getriebe der Bahn. Nach 
Angaben der EVG fehlt es an „allen 
Ecken und Kanten 44 . 

Unterdessen hat der Konzern eine 
Werbekampagne zur Personalgewin¬ 
nung aufgelegt. Unter dem Dogma 
der Renditejagd hat die Konzernfüh¬ 
rung übersehen, dass zehntausende 


Mitarbeiter in den nächsten Jahren 
das Unternehmen allein aus Alters¬ 
gründen verlassen werden und schon 
aus diesem Grunde viele Fachkräfte 
fehlen werden. Erst im letzten Jahr 
wurden wieder mehr Auszubildende 


eingestellt, doch Fachleute auszubil¬ 
den dauert seine Zeit. Im Wahljahr 
lassen es sich die Bundestagspartei¬ 
en nicht nehmen, medienwirksam 
ihre „Kritik 44 an der Bahn zu äußern. 
Ursache ist jedoch die von CDU/ 
CSU, der FDP, der Grünen und der 
SPD beschlossene „Bahnreform 44 von 
1994. Mainz ist eine direkte Folge da¬ 
von. Die Konsequenz kann nur lau¬ 
ten, die DB AG wieder in ein Unter¬ 
nehmen des Bundes ohne Renditean¬ 
spruch umzuwandeln, die Aufteilung 
in Einzelunternehmen aufzuheben, 
die Lohndumpingpolitik durch die 
Ausschreibungen im Nahverkehr zu 
beenden und mehr Personal zu höhe¬ 
ren Löhnen zu beschäftigen. 

Friedrich Kästner 



Thema der Woche 


Zum 100. Todestag 
von August Bebel 

Wladimir Iljitsch Lenin schrieb in der 
„Sewernaja Prawda 44 1913 zum Tod 
von Bebel unter anderem: „Selbst ein 
Arbeiter, vermochte er sich den Weg 
zu festen sozialistischen Überzeugun¬ 
gen zu bahnen, vermochte er zum Vor¬ 
bild eines Arbeiterführers zu werden, 
eines Repräsentanten und Mitkämp¬ 
fers der Lohnsklaven des Kapitals in 
ihrem Massenkampf für eine bessere 
Ordnung der menschlichen Gesell¬ 
schaft. 44 
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Bedienungsanlei¬ 
tung für den neuen 
Flexi-Zuschlag 

Liebe Bundesbürger, 
immer wieder kommt es vor, dass Re¬ 
gelungen und Gesetze neu überdacht 
und auf ihren Sinn hin überprüft wer¬ 
den. Dies betrifft auch den beliebten 
deutschen SolidaritätsZuschlag, erst¬ 
malig eingeführt von Karl dem Solida¬ 
rischen, später eingetrieben für die Fi¬ 
nanzierung des Caterings der aufwen¬ 
digen Kreuzzüge - und seitdem über 
viele Jahrhunderte als Zwangsabgabe 
oder „ Zehnter 44 ununterbrochen erho¬ 
ben von allen Regierungen und Herr¬ 
schern. 

Für die Anwendung in Zukunft wur¬ 
de er jetzt erneut modifiziert, und zwar 
wie folgt: 

Der „Soli“ wird künftig nur noch er¬ 
hoben ... 

1. zugunsten armer Regionen. 

Arme Regionen erkennt man dabei 
nicht mehr an geographischen Beson¬ 
derheiten, sondern an ihrer Bankleit¬ 
zahl sowie ihrem Tresor im Keller. 
Außerdem sind sie natürlich system¬ 
relevant. 

2. zugunsten armer Menschen. 

Hierbei ist an eine Unterstützung be¬ 
dauernswerter Flüchtlinge gedacht. Im¬ 
mer mehr Menschen aus Deutschland 
müssen unter Gefahr für Konto und 
Vermögen heute in die Schweiz flüch¬ 
ten. Ihnen gebührt unsere aufrichtige 
solidarische Unterstützung. 

In diesem Sinn wünschen wir Ihnen 
als Solidaritätszahler für die Zukunft 
weiterhin 
viel Spaß! 

Die Bundesregierung . 


Die DKP im Internet 
www.dkp.de/ 

mit der Seite des Parteivorstan¬ 
des 

• www.dkp-online.de/ 

mit der Seite der UZ 

• www.unsere-zeit.de/ 

mit dem neuen Newsportal 

• news.dkp.de 


Stolz auf die Tochter 

Vodafone Creece sichert sich in Athen mit deutschem Know-how 


Das Kapital sichert sich in Grie¬ 
chenland ab: Vodafone Greece, füh¬ 
render Mobilfunkanbieter in Athen, 
lässt seine Zentrale und elf weitere 
Standorte 24 Stunden am Tag und sie¬ 
ben Tage die Woche über drei Jahre 
von der Düsseldorfer Klüh Service 
Management zum Preis von 3,3 Mil¬ 
lionen Euro bewachen. Zuständig ist 
die griechische Unternehmenstoch- 
ter „Klüh Security Hellas S.A. 44 
Die Presseveröffentlichungen der 
letzten Tage lassen allerdings nicht 
erkennen, wie sich Vodafone in Grie¬ 
chenland gegen „Einbrüche 44 der Na¬ 
tional Service Agency (NSA) schützt 


oder gar mit der NSA kooperiert. 
Keine Angaben auch zum britischen 
Geheimdienst Government Commu¬ 
nications Headquarters GCHQ und 
sein Tempora-Ausspähprogramm, 
mit dem nach Angaben von Edward 
Snowden bis zu 600 Millionen Tele¬ 
fongespräche täglich abgehört wer¬ 
den können. 

Klüh Service Management in Düssel¬ 
dorf ist stolz auf die Tochter in Athen, 
weil die jetzt ihren Schwerpunkt von 
öffentlichen Aufträgen auf „solvente 
privatwirtschaftliche Unternehmen 44 
umgelenkt habe. Damit Vodafone 
Greece in Zukunft sicher sein kann 


vor „herkömmlichen 44 Einbrüchen, 
erklärt Theodisis Konstantinidis von 
Klüh in Athen: „Die Mitarbeiter wur¬ 
den nach strengsten Kriterien ausge¬ 
wählt und haben ein umfassendes 
Training vor Ort erhalten. 44 
Angaben über die Stundenlöhne der 
mit deutschem Fachwissen geschul¬ 
ten griechischen „Spezialisten 44 und 
über weitere tarifliche Vereinbarun¬ 
gen enthielt die Pressemitteilung aus 
Düsseldorf nicht. Bei einer 24-stün- 
digen Überwachung der Objekte 
an sieben Tagen an 12 Standorten 
ergibt sich ein Gesamtvolumen von 
2.016 Stunden. Das sind dann durch¬ 


schnittlich rund 25 Stunden pro Wo¬ 
che für jeden der neuen 82 „Mitar¬ 
beiter 44 . - Es gab keine Hinweise, wie 
hoch die Zahl der aus dem öffentli¬ 
chen Dienst entlassenen Polizisten 
ist. Insgesamt sollen nach dem Diktat 
der Troika 15 000 Stellen im öffentli¬ 
chen Dienst bis Ende 2014 vernichtet 
werden, davon 4 000 bis Ende dieses 
Jahres. Weitere 25 000 einer „Mobili¬ 
tätsreserve 44 bekommen Lohnkürzun¬ 
gen - vor der dann folgenden Entlas¬ 
sung. Die parlamentarische Umset¬ 
zung erfolgt über die Mehrheit von 
Nea Demokratia (ND, konservativ) 
und PASOK (sozialdemokratisch). 


Bei der kommunalen Polizei sollen 
sämtliche 3.500 Stellen gestrichen 
werden. Statt dessen gibt es bei Klüh 
Security Hellas 82 neue Stellen - 
nicht für die allgemeine Sicherheit, 
sondern nur für die von Vodafone 
Greece. Für jeden Beschäftigten sind 
das rund 25 Stunden pro Woche, ein¬ 
schließlich Samstags- und Sonntags¬ 
dienst. 

Im nahe Athen gelegenen Chalan- 
dri, wo Vodafone in der Tzavelia- 
Straße 1-3 residiert, hat auch die Na¬ 
tionale Münzanstalt ihren Sitz. Es lie¬ 
gen keine Informationn vor, ob die 
Bewachung dieser Einrichtung noch 
hinreichend attraktiv wäre für Klüh 
Security Hellas S.A. 

Uwe Koopmann 
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Von der Schule in 
die Warteschleife 



Demokratie in Gefahr? 

Antifaschistische Arbeit europaweit in den Betrieben entwickeln 


Kolumne von Volker Metzroth 


Regelmäßig wird die Sau „Erhöhung 
des Renteneintrittsalters“ durchs 
mediale Dorf gejagt. Wer eine Zahl 
über 67 nennt, wird von „BILD“ bis 
„Focus“ zum Experten geadelt. Kann 
er demographischer Faktor buchsta¬ 
bieren, bezweifelt niemand seinen 
Doktortitel. In das Horn tutete nun 
auch Handwerkspräsident Kentzler, 
dem es vorschwebt, wegen Fachkräf¬ 
temangels bis 70 arbeiten zu lassen. 
Um hier mal einzuhaken: Es fehlt 
nicht an Menschen im arbeitsfähigen 
Alter. Es fehlt aber an einer Schule, 
die Kindern und Jugendlichen allsei¬ 
tige Bildung vermittelt, die zu mehr 
befähigt als zum Funktionieren bei 
der Ausbeutung der Arbeitskraft. Im 
Gegensatz zu früheren Jahrzehnten 
schafft nicht mal letzteres ein Bil¬ 
dungswesen, das mit Ausgaben von 
4,3 Prozent des Bruttoinlandspro¬ 
duktes noch hinter Portugal, Polen 
oder gar Mexiko rangiert. Dann fin¬ 
det ein Drittel keinen Ausbildungs¬ 
platz, 2012 rund 275 000 von 825 000 
an einer Ausbildung Interessierten. 
Da offiziell nur 16 000 unversorgt 
blieben, geht ein Großteil in Warte¬ 
schleifen. Zu alt geworden für die¬ 
se, landen sie dann bei den 15 Pro¬ 
zent der Menschen (mittlerweile 
1,5 Millionen) zwischen 25 und 35 
Jahren ohne berufsqualifizierenden 
Abschluss, die mehrheitlich in keiner 
Arbeitsmarktstatistik auftauchen. 
Hier ist ein riesiges Reservoir poten¬ 
tieller Fachkräfte. Aber da müsste 
man Geld in die Hand nehmen, Aus¬ 
bildungsplätze schaffen, existenzsi¬ 
chernde Vergütungen bezahlen und 
die Übernahme garantieren. Die 
verbreitete Beschäftigung von Aus¬ 
zubildenden als billige Arbeitskräfte 
löst Herrn Kentzlers Problem so we¬ 
nig wie eine Rente erst ab 70. Hier 
ist nicht der Platz, um auf die Prob¬ 
leme nichtmonopolistischer Kleinka¬ 
pitalisten einzugehen, die z.B. keine 
Möglichkeit haben, ihre Gewinne un¬ 
versteuert in ein Geflecht internatio¬ 
naler Holdings usw. zu verschieben. 
Gegen ihre Beschäftigten sichern sie 
aber ihre Existenz nicht dauerhaft. 
Kentzlers Forderung unterstützen 
alle, die mit höherem Rentenein¬ 
trittsalter weitere Rentenkürzungen 
durchsetzen wollen: Die Unterneh- 


So viele Menschen wie nie in der Bun¬ 
desrepublik Deutschland haben einen 
Zweitjob. Ihre Zahl betrug Ende 2012 
insgesamt rund 2,658 Millionen Men¬ 
schen, wie aus Statistiken der Bundes¬ 
agentur für Arbeit hervorgeht. Mitte 
2011 waren es noch rund 2,493 Milli¬ 
onen gewesen, Mitte 2003 nur 1,158 
Millionen. 

Der Anteil der Arbeitenden mit Zweit¬ 
job stieg der Statistik zufolge von 4,3 
Prozent im Jahr 2003 auf 9,1 Prozent 
im vergangenen Jahr. Die meisten 
Zweitjobber arbeiten im Einzelhan¬ 
del, im Gastgewerbe und in „sonstigen 
Dienstleistungen“: Wach- und Sicher¬ 
heitsdienst, Hausmeisterdienst, Leih¬ 
arbeit. Die Mehrheit von ihnen sind 
Frauen. Besonders viele Menschen 


DGB, Sozial- und Wohlfahrtsverbän- 
de, Erwerbslosen-Netzwerke sowie 
Umweltschützer und Bauern fordern 
gemeinsam im „Bündnis für ein men¬ 
schenwürdiges Existenzminimum“, die 
Regelsätze deutlich zu erhöhen. 

Die Koordinationsstelle gewerkschaft¬ 
licher Arbeitslosengruppen ruft auf: 
Bitte beteiligt euch nach Möglichkeit 
mit eigenen Aktivitäten. Dazu hat das 
Bündnis nun eine Handlungshilfe mit 
Anregungen für dezentrale Aktionen 
veröffentlicht. 

Zudem wird auf einen Musterbrief 
hingewiesen, in dem die Kandidatln- 


mer, denen jede Senkung des Ren¬ 
tenversicherungsbeitrags Milliar¬ 
den in die Kassen spült, und die Fi¬ 
nanzwirtschaft, die sich ein bisher 
ungenutztes Potential von 250 Mil¬ 
liarden Euro für ihre Profitmache¬ 
rei erschließen will. Das Lieblings¬ 
schlagwort der professoralen Pro¬ 
pagandisten ist der demographische 
Faktor. Nach deren Logik wären wir 
längst verhungert, kamen doch vor 
100 Jahren auf einen Bauern nur vier 
weitere Esser, heute aber 49, ohne 
dass wir vom Fleisch fallen. Die ge¬ 
stiegene Produktivität machfis mög¬ 
lich. Und darüber schweigen die 
„Experten“, die jede Frucht von de¬ 
ren Wachstum in den Kassen der 
Banken und Konzerne sehen wollen. 
Ginge es nach den Arbeitenden 
selbst und wäre es von finanziellen 
Aspekten unabhängig, würden 53 
Prozent spätestens mit 60 in Ren¬ 
te gehen, mit 65 und älter nur rund 
neun Prozent. Die wenigsten kön¬ 
nen sich vorstellen, angesichts der 
gesundheitlichen Belastungen im 
Job bis 65 oder gar 67 zu arbeiten. 
Die Gewerkschaften tun gut daran, 
die Rentenfrage vor der Bundes¬ 
tagswahl stärker zu thematisieren, 
ob bei Kandidatendiskussionen oder 
bei den geplanten Aktionstagen der 
D GB -Landesbezirke. 

Die DKP fordert Arbeitszeitver¬ 
kürzungen und begründet sie. Dazu 
zählt auch die Rente mit 60, ohne 
Abschläge. Die gestiegene Produk¬ 
tivität macht auch das zu Lasten der 
Profite möglich. 


arbeiten in Ostdeutschland im Nied¬ 
riglohnsektor. 

Rund ein Viertel der Deutschen 
kann es sich einer Umfrage zufolge 
nicht leisten, in den Urlaub zu fah¬ 
ren. 25 Prozent der befragten Haus¬ 
halte gaben an, nicht einmal eine 
Woche pro Jahr zu verreisen, wie 
das Statistische Bundesamt in Wies¬ 
baden am Montag mitteilte. Betrof¬ 
fen sind davon demnach besonders 
Alleinerziehende: 

Von ihnen hat knapp die Hälfte (47 
Prozent) nach eigenen Angaben nicht 
das Geld, um in den Urlaub zu fahren. 
Bei Paaren mit einem oder mehreren 
Kindern war es jede fünfte Familie (21 
Prozent), die sich einen Urlaub nicht 
leisten konnte. 


nen zur Bundestagwahl aufgefordert 
worden, konkret zu den Forderungen 
des Bündnisses Stellung zu beziehen. 
Die Materialien finden sich auf www. 
erwerbslos.de. 

Unter dem Motto „Reichtum besteu¬ 
ern“ finden eine Woche vor den Bun¬ 
destagswahlen am 14. September eine 
Großdemonstration in Bochum und 
eine Demonstration mit Menschen¬ 
kette in Berlin statt.Vielerorts gibt es 
bereits regionale Umfairteilen-Bünd- 
nisse, bei denen man mitmachen kann, 
weitere Informationen gibt es auf 
www.umfairteilen.de. 


D ie Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di hatte vom 25. bis 28. Juli 
eingeladen zu einem deutsch¬ 
griechischen Austausch über „Erfah¬ 
rungen, Strategien und Erfolge im 
Kampf um die Köpfe und Herzen. 
Gegen Rechtsradikalismus und Na¬ 
zismus.“ Auch andere Gewerkschaften 
des DGB unterstützten dies. Die Be¬ 
schränkung der Teilnehmerinnen auf 
jeweils 15 Kolleginnen aus Griechen¬ 
land/Zypern und Deutschland ließ eine 
intensive Debatte aufkommen. 

Dabei ging es u.a. darum mit Akti¬ 
onsbeispielen und Handlungsideeen 
Wege aufzuzeigen, wie insbesondere 
die Kolleginnen und Kollegen in den 
Betrieben einbezogen werden und wie 
antifaschistische Arbeit der Gewerk¬ 
schaften - in der BRD, in Griechen¬ 


land und Zypern - stärker entwickelt 
werden kann. 

Die frühere stellvertretende ver.di- 
Bundesvorsitzende Margret Mönig- 
Raane sagte in der Begrüßung: „Wir 
sind uns einig darin, dass die Politik der 
Troika gestoppt werden muss! Und wir 
sind uns einig, dass wir dazu noch Eini¬ 
ges beitragen müssen. Wir wollen hier 
diskutieren, was wir tun können gegen 
die Entwicklung rechter Kräfte. Wir 
müssen die Situation heute analysie¬ 
ren und ausgehend von unseren Erfah¬ 
rungen Ideen entwickeln.“ 

Die Zusammensetzung der Teilneh¬ 
menden zeigt, dass auch der betriebli¬ 
che Kampf gegen Rechts in allen Be¬ 
reichen der Arbeitswelt und in allen 
DGB-Gewerkschaften eine wichtige 
Aufgabe darstellt. Betriebsräte und Ju¬ 
gendvertreter der IG BCE vom Dua¬ 
len System (Grüner Punkt) und Bayer, 
von BP und der IG-Metalljugend, aus 
gewerkschaftlichen Vertreterinnen in 
Bündnissen, aus der Vertrauenskörper¬ 
leitung des VW-Werks in Wolfsburg, 
griechische Kolleginnen der städti¬ 
schen Verkehrsbetriebe und Anwälte 
aus Athen, Lehrkräfte der Abendschu¬ 
le in Kreta, aus Schulen auf Zypern, 
Universitätsprofessoren aus Thessalo¬ 
niki, Athen und Nikosia diskutierten 
gemeinsam in Arbeitsgruppen und im 
Plenum. 

Pavlos Kalosynatos (Direktor des Ar¬ 
beitsinstituts der Gewerkschaft PEO, 
Zypern) wies in seinem Referat da¬ 
rauf hin, dass die wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung auf Zypern unter der Poli¬ 
tik der Troika einen rasanten Abbau 
der Arbeitsplätze und der demokrati¬ 
schen Rechte für die Bevölkerung auf 
Zypern bedeutet. Innerhalb weniger 
Monate kann die Lebenssituation der 
Menschen in Zypern, mit der in Grie¬ 
chenland verglichen werden. Faschisti¬ 
sche Parteien und Kräfte werden über 
Verbindungen aus Griechenland un¬ 
terstützt, dieses ermöglicht ihnen ihre 
Arbeit vor Ort. Die Nationale Volks¬ 
front ist als stärkste dieser Parteien mit 
einem Prozent ins Parlament gewählt, 
da sie auch Unterstützung anderer 
rechter Parteien erhalten hat. Pavlos 
Kalosynatos hat auf das veränderte 
Asylgesetz hingewiesen, mit dem die 
Rechte der Asylbewerber abgebaut 
wurden und es inzwischen fast unmög¬ 
lich ist, Asyl in Zypern zu erhalten. Er 
betonte, dass auch die gesetzlichen Re¬ 
gelungen einen Nährboden für Rassis¬ 
mus bilden. Es entwickelt sich Wider¬ 
stand gegen Rechts, allerdings gibt es 
keine einheitliche Bewegung, zudem 


müssen sich die Gewerkschaften stär¬ 
ker einbringen. 

Prof. Dr. G. Tsiakalos, Griechenland, 
zeigte die aktuelle Situation in seinem 
Land auf. Den sprunghaften Anstieg 
der Wählerstimmen für die faschis¬ 
tische Goldene Morgenröte bei den 
Wahlen zum griechischen Parlament 
schätzt er als Ergebnis von drei ver¬ 
schiedenen Gruppen ein: 

• Protestwähler gegen die Politik eta¬ 
blierter Parteien 

• Wähler, die Anhänger dieser Ideolo¬ 
gie sind 

• Wähler, die sich wenig mit den In¬ 
halten der Parteien auseinandersetzen 
und „mal was Anderes“ wählen wollen. 
Mit 6,7 Prozent der Stimmen zog die 
Goldene Morgenröte bei den letzten 
Wahlen ins Parlament ein, nach aktu¬ 


ellen Umfragen liegen sie um die zehn 
Prozent. Die oft, auch in der BRD ge¬ 
nannten bis zu 20 Prozent Stimmenan¬ 
teil sind - nach Aussagen der Kollegin¬ 
nen aus Griechenland - nicht korrekt. 
Über den Sinn dieser falschen Werte 
wurde lebhaft diskutiert. Auch, ob da¬ 
durch ein weiterer Rechtsruck damit 
künstlich herbeigeredet wird, um von 
anderen Problemen abzulenken. 

Die Gefahr, die von dieser Partei aus¬ 
geht, wird jedoch nicht unterschätzt. 
Prof. Dr. G. Tsiakalos sieht ihre Ideo¬ 
logie, z.B. mit der Parole „Blut und 
Ehre“, an der NSDAP ausgerichtet. 
Die Anhänger dieser Organisationen 
verstehen Geschichte - auch die des 
alten Griechenland - als „Geschichte 
von Rassenkämpfen“. Es gibt in Grie¬ 
chenland antifaschistische Gruppen, zu 
wenig davon mit Beteiligung der Ge¬ 
werkschaften. 

Aus der BRD berichteten Kolleginnen 
der IG BCE über den 1986 von den 
Gewerkschaften gegründeten Verein 
„Die gelbe Hand“. Der Vorsitzende des 
Vereins, Giovanni Pollice (IG BCE), 
stellte die Arbeit des Vereins mit Un¬ 
terstützung des Jugendvertreters von 
Bayer dar und forderte dazu auf, dass 
sich die Einzelgewerkschaften des 
DGB mehr in diesen antirassistischen 
Verein einbringen sollen. 

Von der IG Metall wurde die Kampa¬ 
gne „Respekt!“, sowie die antifaschis¬ 
tische Arbeit am Beispiel des Groß¬ 
betriebes VW vorgestellt, ver.di infor¬ 
mierte über Entwicklung und Ziele des 
Arbeitskreises zako (zentraler Arbeis- 
kreis offensiv gegen Rechts), der bun¬ 
desweit antifaschistische Arbeit koor¬ 
diniert und entwickelt. 

Der DGB-Jugendsekretär stellte das 
Netzwerk Demokratie und Courage 
vor, das insbesondere an Schulen und 
Berufsschulen antirassistische und an¬ 
tifaschistische Arbeit leistet. 

In allen Beiträgen gab es viele prak¬ 
tische Beispiele, in denen auch solche 
aus Griechenland und Zypern einge¬ 
bracht wurden. 

Für die Friedrich-Ebert-Stiftung stell¬ 
te Dr. Ralf Melzer die Ergebnisse der 
Studien „Rechts in Europa“ und „Die 
Mitte im Umbruch“ vor, in der es u. a. 
heißt: „Die Anstrengungen zur Stär¬ 
kung der Demokratie müssen inten¬ 
siviert werden. Zivilgesellschaftliche 
Projekte mit einer ,Extremismusklau¬ 
sel 4 unter Generalverdacht zu stellen 
und gleichzeitig die menschenver¬ 
achtende Ideologie des Rechtsextre¬ 
mismus mit einem wie auch immer 
gearteten Linksextremismus gleich¬ 


zustellen, ist inakzeptabel und kont¬ 
raproduktiv. Die sehr reale rechtsex¬ 
treme Bedrohung darf nicht durch die 
Gleichsetzung mit einer fiktiven Be¬ 
drohung durch Linksextremismus re¬ 
lativiert werden.“ Der Referent erklär¬ 
te, der Begriff „Rechtsextremismus“ 
muss zumindest diskutiert werden. 
Seiner Auffassung nach beschreibt 
er „eine stark extremistische Rechte“ 
ohne Polarität. 

Für die Zusammenarbeit dieser Stif¬ 
tung mit anderen - wie z.B. der Rosa- 
Luxemburg-Stiftung, aber auch linken 
Bündnissen und Initiativen, ist diese 
Aussage wohl von Bedeutung. 

Der Leiter des Brüsseler Büros der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung informier¬ 
te u. a. über das gerade neu eingerich¬ 
tete Büro der Stiftung in Athen. Den 


Gästen aus Griechenland wurde der 
Kontakt vor Ort und eine bessere Zu¬ 
sammenarbeit und Unterstützung an- 
geboten. 

Andreas Michelbrink, Geschäftsfüh¬ 
rer des Bildungswerks des DGB, ver¬ 
trat die Ansicht, Gewerkschaften müs¬ 
sen mehr politischer Akteur sein. Die 
Kolleginnen müssen gestärkt werden, 
für kritisches und selbstständiges Den¬ 
ken eintreten. Nicht nur ein ritualisier¬ 
ter Geschichtsblick, wie z.B. oft durch 
Gedenktage, sondern Geschichte auch 
inhaltlich aufzuarbeiten und für heu¬ 
te nutzbar zu machen sei notwendig. 
Heute sieht er teilweise schon postde¬ 
mokratische Verhältnisse, in denen die 
Menschen nicht mehr entscheiden und 
beeinflussen können, sondern teilwei¬ 
se nur noch nachträglich erfahren, was 
z.B. in Parlamenten beschlossen wurde. 
Nach vier Tagen waren sich die Teil¬ 
nehmenden über Landes- und Ge¬ 
werkschaftsgrenzen hinweg einig da¬ 
rin, dass die Krise in Europa und die 
Politik der Troika die Rechtsentwick¬ 
lung mitverantwortet und verschärft. 
Gewerkschaftliche Arbeit muss mehr 
vernetzt werden, um positive Erfah¬ 
rungen zu verallgemeinern und mehr 
gemeinsame Standpunkte zu erarbei¬ 
ten. Austausch in Form von Delegati¬ 
onen in andere Länder und die Diskus¬ 
sionen mit Kolleginnen anderer Län¬ 
der sollten besser entwickelt werden, 
so das Fazit. Die geplante Konferenz 
des zako-Arbeitskreises von ver.di zur 
Rechtsentwicklung in Europa kann 
hier als ein Beispiel gesehen werden. 
Ebenso eine geplante Reise von ver. 
di-Jugendlichen nach Griechenland im 
September 2013. 

Eingefordert wurde eine stärkere Ori¬ 
entierung des Europäischen Gewerk¬ 
schaftsbundes auf politische Themen, 
wie die gemeinsame Entwicklung von 
Widerstand gegen Rechts, aber auch 
der Kampf gegen die politischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen in Eu¬ 
ropa, die diese Rechtsentwicklung 
fördern. Hier sind die Gewerkschaf¬ 
ten der einzelnen Länder gefordert 
darauf einzuwirken. Denn, auch dies 
eine Feststellung: Die Demokratie ist 
in Gefahr, wenn sich gegen faschis¬ 
tische und rassistische Aussagen ge¬ 
wehrt wird, diese dann aber letztlich 
durch die Politik der Regierungen sa¬ 
lonfähig werden, wie es z.B. mit der 
Asylgesetzgebung in vielen Ländern 
bereits der Fall ist. Dagegen gilt in den 
Gewerkschaften, parlamentarisch und 
außerparlamentarisch aktiv zu werden. 

Bettina Jürgensen 


Ein Arbeitsplatz reicht nicht mehr 

Über 2,6 Millionen üben auch einen Zweitjob aus 


Eingreifen im Wahljahr 

Regelsatzerhöhung und UmFAIRteilen 
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Hungerlohn unterm Daimler-Stern 

Wachsender Widerstand gegen prekäre Arbeitsverhältnisse 


'■iru 



S eit der SWR-Sendung zu Leih¬ 
arbeit und Werkverträgen am 
15. Mai ist nichts mehr, wie es war. 
Dort wurde aufgezeigt, was inzwischen 
„normal“ ist, nicht nur bei den großen 
Automobilkonzernen in Deutschland: 
Aus den Leiharbeitern und Werkver- 
träglern bei Daimler wird der Extra- 
Profit herausgepresst, mit dem dieser 
Konzern die Schlacht auf dem Welt¬ 
markt gewinnen will, mit dem er ande¬ 
re Volkswirtschaften in Europa nieder¬ 
konkurriert und ins Elend treibt. Dafür 
lässt er sich vom Staat subventionieren, 
der den Hungerlohn der Beschäftigten 
in diesem reichen Welt-Konzern auf¬ 
stocken muss. 

Daimler-Personalvorstand Wilfried 
Pohrt sagte es selbst in den Stuttgarter 
Nachrichten : „Daimler kann es sich im 
internationalen Wettbewerb nicht leis¬ 
ten, in der gesamten Wertschöpfungs¬ 
kette Metalltarife zu zahlen.“ 

In dieser Sendung wurde auch aufge¬ 
zeigt, dass die Leiharbeiter und Werk- 
verträgler teilweise die gleiche Arbeit 
wie die Stammbelegschaft machen und 
Anweisungen von Daimler-Beschäftig¬ 
ten bekommen. Das sind dann Verstö¬ 
ße gegen das Arbeitnehmerüberlas¬ 
sungsgesetz. 

Inzwischen fangen einzelne Betroffe¬ 
ne an, sich zu wehren. Ein Zeitarbei¬ 
ter hat geklagt wegen illegaler Arbeit¬ 
nehmerüberlassung und bekam prompt 
einen unbefristeten Arbeitsvertrag bei 
Daimler! 

Ebenfalls hat sich die Initiative 
„Schluss mit dem Hungerlohn - Leih¬ 
arbeit und Werkverträge abschaffen!“ 
gegründet. Diese Initiative will Leih¬ 
arbeiterinnen und Werkverträgler un¬ 
terstützen, die sich gegen ihre unerträg¬ 
lichen und unwürdigen Arbeitsbedin¬ 
gungen wehren und z. B. klagen wollen. 
Unterstützung, Solidarität und Schutz 
haben diese Kolleginnen und Kollegen 
dringend nötig, denn sie nehmen es mit 
einem der mächtigsten Konzerne der 
Welt auf, wie David gegen Goliath. Die 


Schon seit über zwei Jahren gibt es 
beim Daimler-Konzern ein eigenes 
Vorstandsressort für „Recht und Inte¬ 
grität“. Dennoch ist die Daimler AG in 
Stuttgart in letzter Zeit im Zusammen¬ 
hang mit dem Missbrauch von Werk¬ 
verträgen mehrfach in Verruf geraten. 
Durch Recherchen des Südwestrund¬ 
funks (SWR) war der Daimler Kon¬ 
zern erst vor kurzem in die öffentliche 
Kritik geraten. Der SWR enthüllte 
nämlich, dass der Autokonzern über 
Werkverträge Menschen an seinen 
Fließbändern beschäftigt, die ihr Ge¬ 
halt mit Hartz IV aufstocken müssen. 
Daimler hat der Darstellung des Sen¬ 
ders widersprochen. 

Anfang August stellte das Landesar¬ 
beitsgericht Stuttgart fest, dass zwei 
frühere IT-Experten, die auf ihre Fest¬ 
anstellung beim Konzern geklagt hat¬ 
ten, in Scheinwerkverträgen bei Daim¬ 
ler beschäftigt wurden. Und der nächs¬ 
te Skandal steht wahrscheinlich jetzt 


andere Seite hat jede Menge Anwälte, 
Politiker, die meisten Medien und teil¬ 
weise auch Betriebsräte und Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre auf ihrer Seite. Ber¬ 
told Huber, der IG-Metall-Chef selbst, 
hat immer wieder die Wettbewerbsfä¬ 
higkeit der deutschen Wirtschaft als ge¬ 
werkschaftliches Anliegen bezeichnet. 
Am 18. Juli fand eine Kundgebung in 
Untertürkheim vor dem Werkstor 2 
statt. Dort wurde auch eine Solidari¬ 
tätsnotiz der IG-Metall-Vertrauens- 
leute-Versammlung von Daimler ver¬ 
lesen. Die mutigen Kolleginnen und 


schon vor der Tür. Schon ermittelt ge¬ 
rade die Staatsanwaltschaft Stuttgart 
gleich gegen mehrere Dienstleistungs¬ 
unternehmen, die für die Daimler AG 
unter anderem Test- und Probefahrten 
mit neuen Fahrzeugen absolvieren. 
Nach dem bisher Bekanntgewordenen 
scheint es, dass diese Werkverträge in 
Wirklichkeit Scheinwerkverträge sind, 
die geschlossen wurden, um die Ein¬ 
kommen der Beschäftigten zu drücken. 
Die rumänischen Scheinwerkverträg- 
ler wohnen, so hört man, z.B. im Hotel 
Kreuz in Schwäbisch Gmünd. Allmor¬ 
gendlich fahren beim Hotel schwarze 
Hyundai-Kleinbusse vor und fahren 
die Testfahrer von dort aus nach Stutt¬ 
gart. In einer Obertürkheimer Werks¬ 
halle ganz in der Nähe der Daimler- 
Konzernzentrale Untertürkheim war¬ 
ten schon die so genannten „Erlkönige“ 
auf sie. Die Autotester steigen in die ih¬ 
nen zugewiesenen Testfahrzeuge und 
starten damit zu sogenannten „Fahr- 


Kollegen, die sich nun gegen ihre Be¬ 
handlung wehren, verdienen größten 
Respekt, sie werden unter Druck ge¬ 
setzt, teilweise beschattet oder auch 
gemobbt. 

Was sie tun, ist von großer Bedeutung 
für sie selbst und ihre Familien, für die 
Kampfbedingungen der Arbeiterklasse 
hierzulande, damit sie ihre Erpressbar¬ 
keit überwinden kann - aber auch für 
die internationale Solidarität! Denn sie 
fangen an, diesen Konzern zu bremsen 
bei seinem Eroberungsfeldzug durch 
Resteuropa! 


zeugdauerläufen“ über normale Stra¬ 
ßen, auf Rüttelstrecken, Steigungshügel 
und durch Wasserbecken. 
Selbstredend hat Daimler die Testfah¬ 
rer nicht selbst eingestellt, sondern von 
dem Unternehmen Fahrversuch Süd 
mit Sitz in Schwäbisch Gmünd einge¬ 
kauft. Geschäftsführer Peter Säubert 
gibt zu: „Wir zahlen rumänischen Fah¬ 
rern teilweise weniger als vier Euro.“ 
Aber das sei der Verdienst in ihrem 
Heimatland. „Wenn sie in Deutsch¬ 
land fahren, wird der Stundenlohn auf 
11,50 Euro aufgestockt“, fügt er quasi 
zur Entschuldigung hinzu. „Schließlich 
müssen sie auch ihre Familien daheim 
unterstützen“. 

Die Firma Fahrversuch Süd habe 
Standorte in Spanien, Finnland und 
im rumänischen Brasov. „Wir setzen 
Rumänen in Deutschland zur Fortbil¬ 
dung ein, damit wir überall in Europa 
die gleichen Voraussetzungen haben“, 
so Säubert und ergänzt: „Einheitliche 
Ausbildung gibt es bei McDonalds ja 
auch “Die Beamten der Finanzkontrol¬ 
le Schwarzarbeit des Zolls aber wissen 
es besser. „Es sind unter 5 Euro, an 3,80 
Euro ist was dran“. Die Zoll-Beamten 
sind aber nicht wegen den dort bezahl- 


Unsere Unterstützung verdient eben¬ 
falls eine Initiative der Gewerkschaften 
ver.di und NGG gegen Dumpinglöhne. 
Sie appellieren an alle Beschäftigten, 
die in Stuttgart zu einem Niedriglohn 
arbeiten - und das sind inzwischen 53 
830 Menschen - diesen online beim 
Dumpinglohnmelder auf www.dum- 
pinglohnmelder.dQ anzuzeigen. 

Die beiden Gewerkschaften wollen 
so noch vor der Bundestagswahl die 
„Deutschland-Billiglohn-Landkarte“ 
vervollständigen. 

B.B. 


ten Hungerlöhne zugange, sondern sie 
interessiert bei ihren Ermittlungen, in 
welchem Vertragsverhältnis die Test¬ 
fahrer stehen. Eigentlich bräuchten 
sie nur die Nase in den Wind zu hal¬ 
ten, denn die nach Profitgier stinkende 
Antwort liegt buchstäblich in der Luft: 
Werkverträge. 

Derzeit ermitteln die Staatsanwalt¬ 
schaften gleich bei mehreren Unter¬ 
nehmen der Testfahrer-Branche we¬ 
gen „Veruntreuen und Vorenthalten 
von Arbeitsentgelt“. Die Ermittlun¬ 
gen werden nun bei der Staatsanwalt¬ 
schaft Stuttgart gebündelt. Es war al¬ 
les andere als gut für den Konzern mit 
dem Stern als der SWR enthüllte, dass 
der Autokonzern über Werkverträge 
Menschen an seinen Fließbändern be¬ 
schäftigt, die ihr Gehalt mit Hartz IV 
aufstocken müssen. Scheinheilig be¬ 
kennt sich Daimler weiterhin in den 
vom Konzern selbst verfassten Regeln 
(Compliance) zur sozialen Verantwor¬ 
tung. Darin wird behauptet: „Bei unse¬ 
ren Geschäftsbeziehungen achten wir 
darauf, dass diese Grundsätze auch 
eingehalten werden.“ 

Manfred Dietenberger 


Daimler schon wieder 
unter Verdacht 

An Testfahrern wird Lohndumping praktiziert 


Pasta - Pizza - Prekär 

Aktionen gegen Niedriglöhne bei der Restaurantkette Vapiano 


Den Sommerabend in einem Restau¬ 
rant verbringen, mit einem guten Rot¬ 
wein und leckerem italienischen Essen, 
das ist für viele Menschen in Deutsch¬ 
land wie ein Kurzurlaub. Nicht ganz so 
entspannt geht es bei der Restaurant¬ 
kette Vapiano zu. Die Angestellten bei 
der auf italienische Küche spezialisier¬ 
ten Kette bekommen für ihre Arbeit 
einen Stundenlohn von mageren 7,40 
Euro - und arbeiten dafür nicht selten 
in 12-Stunden-Schichten. Die Trinkgel¬ 
der werden vom Management einbe¬ 
halten und als Pauschale von mageren 


15 Cent in der Stunde ausgezahlt, der 
Rest geht an das Unternehmen. Pikan¬ 
tes Detail - eine Portion Pasta Bolog¬ 
nese kostet in einer Vapiano-Filiale mit 
7,50 Euro mehr als ein Mitarbeiter in 
der Stunde verdient. 

Dabei wirkt Vapiano auf die Gäste gar 
nicht wie ein Niedriglohnladen: Spei¬ 
sekarte, Einrichtung und Preise lassen 
eher den Vergleich mit dem gehobenen 
Restaurant um die Ecke zu als mit Bur¬ 
gern und Pommes aus dem Fastfoodla¬ 
den. Mit diesem Rezept aus Billiglöh¬ 
nen und gehobenem Flair konnte die 


weltweit agierende Kette im letzten 
Jahr 240 Millionen Euro Gewinn ma¬ 
chen, das sind im Schnitt drei Millionen 
Euro pro Filiale. 

Ein Gewinn, der auf den Rücken der 
Beschäftigten verdient wurde. Um die 
Bildung gewerkschaftlicher Strukturen 
in den Betrieben zu verhindern, geht 
man bei Vapiano die Extra-Meile. So 
gibt es bisher nur an einem einzigen 
Standort in Deutschland einen Be¬ 
triebsrat, allerdings in einer Franchise- 
Filiale. In Bochum stellte die Gewerk¬ 
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 


jüngst sogar einen Strafantrag gegen 
die Kette, da sie die dortigen Betriebs¬ 
ratswahlen massiv behindert sah: Zwei 
der fünf Mitglieder der Wahlkommis¬ 
sion wurden vor der Wahl fristlos ge¬ 
kündigt. 

Grund genug für die SDAJ Rheinland- 
Westfalen, sich mit den Angestellten 
bei Vapiano zu solidarisieren. Genos¬ 
sinnen und Genossen aus Köln nah¬ 
men sich bereits zwei Filialen aus ihrer 
Stadt vor und wiesen die Kundschaft 
und Passanten mit Flugblättern auf die 
schlechten Arbeitsbedingungen vor 
Ort hin. Schnell konnten wir uns da¬ 
bei ein eigenes Bild von den Methoden 
des Managements machen, welches mit 
einer gewissen Routine versuchte, uns 


Energiebewegung 
vernetzt sich 

Fahrradkarawane durch die BRD 

Im Juli 2013 nahm die Klima- und Ener¬ 
giebewegung richtig Fahrt auf. Mit zwei 
Klimacamps und zwei Fahrradkarawa¬ 
nen vernetzten sich Initiativen gegen 
Kohle, Atom und Fracking für ein ganz 
anderes Energiesystem und gegen das 
weltweit drohende Klimachaos. 

Sowohl das Klimacamp in Proschim/ 
Lausitz wie auch dasjenige in Man¬ 
heim (Kerpen) finden in 2013 bereits 
zum dritten Mal statt, in Zusammen¬ 
arbeit mit dem europäischen Netzwerk 
Reclaim the Fields. In Proschim treibt 
der Energiekonzern Vattenfall die Ab¬ 
baggerung des Ortes gerade in einem 
Braunkohleplanverfahren an. Die Men¬ 
schen des Ortes sollen von Haus und 
Hof vertrieben werden. In den letzten 
80 Jahren verschwanden so in der Lau¬ 
sitz 136 Dörfer, über 30 000 Menschen 
verloren ihre Heimat. Aktuell sind etwa 
3000 Menschen durch den fortlaufen¬ 
den Tagebau bedroht. 

Bei Köln frisst sich der Braunkohlebag¬ 
ger ebenso durch Orte und Wälder, die 
dem Profit im Wege stehen. In Zeiten, 
wo heuchlerisch um Klimaschutz durch 
Verringerung der Feinstäube anhand 
von Kfz-Plaketten diskutiert wird, ein 
doppelt absurder Vorgang. Gilt doch 
gerade die Braunkohle als massivster 
C0 2 -Produzent bei den Kraftwerks¬ 
brennstoffen. 

Die Radlerkarawane Nordroute starte¬ 
te am 21.7. 2013 in Proschim, die Süd¬ 
route am 13.8.13 in Freiburg und Stutt¬ 
gart. Zusammenkunft und Ende beider 
Touren wird das Klimacamp bei Köln 
(23.8.-1.9.) und das anschließende euro¬ 
päische Reclaim the Fields Camp (28.8- 
6.9.) mit viertägigen Aktionen sein. 

Die Karawanen stoppen „an Orten, in 
denen sich Menschen mit Waldbeset¬ 
zungen, Bürgerinitiativen und anderen 
Mitteln für dezentrale, ökologische und 
sozial gerechte Energieversorgung ein- 
setzen, für ökologischen Landbau und 
nachhaltiges Wirtschaften“, sagt Thomas 
Puls von der Südroute. 

„Reclaim Power“ bedeutet soviel wie 
„Holt euch die Energie zurück!“, aber 
auch „Fordert die Macht für euch!“, er¬ 
klärt Antje Mensen, Presseteam Nor¬ 
droute. 

Viele Infos: http://reclaimpowertour. 
org - mitradeln: Tel 0160-91584 429 

karla-la 


Konzerne mal freigiebig 

Im Februar 2013 erhielt die FDP 69 
081,24 Euro von BMW, im März be¬ 
dachte der Konzern die SPD mit 107 
376,06 Euro und die CSU mit 143 817,65 
Euro. Daimler überwies im April SPD 
und CDU jeweils 100 000 Euro. Im Juli 
kassierte die CDU 100 000 Euro vom 
Verband der Chemischen Industrie. 

Stopp mit der Vorsorgungs- 
lüge - rettet die Rente! 

„Mit Riester, Rürup & Co verlieren 
wir jährlich viele Milliarden Euro. Die 
Produkte sind systematisch zum Scha¬ 
den ihrer Kunden konstruiert.“ Diese 
erschreckende Botschaft vertreten die 
Buchautoren und langjährigen ARD- 
Fernsehjournalisten Holger Balodis 
und Dagmar Hühne in ihrem Spiegel- 
Bestseller „Die Vorsorgelüge“. Sie wer¬ 
den am Mitwoch, dem 11. September 
2013 um 16.00 Uhr im Essener Gewerk¬ 
schaftshaus, Teichstraße 4a, im Karl- 
Wolf-Saal ihre Recherchen vorstellen. 


in Gespräche zu verwickeln, abzufo¬ 
tografieren und schlussendlich uns 
damit drohte wegen „Rufmords“ die 
Polizei zu rufen. Viel half das Gezeter 
den Managern jedoch nicht, die Flyer 
wurden interessiert aufgenommen - es 
war wohl auch für viele Besucher neu, 
dass hinter der schicken Fassade solche 
Bedingungen herrschen. Besonders er¬ 
freut hat uns der Dank von einigen Be¬ 
schäftigten, die uns nachträglich übers 
Internet erreicht haben. Vor allem ih¬ 
nen wollen wir Mut machen, sich ge¬ 
werkschaftlich zu organisieren und sich 
nicht einschüchtern zu lassen. 

Darum machen wir weiter. Aktionen in 
Aachen und Düsseldorf sind bereits ge¬ 
plant. SDAJ Rheinland-Westfalen 
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Innenpolitik _ unsere zeit m 

Zschäpe-Show macht Sommerferien 

Pause im NSU-Prozess 


Mit Trillerpfeifen 
gegen Nazi-Hetze 

Nazi-Musikfestival in Berga 

Am Samstag, dem 10. August, trafen 
sich in Berga (Grenze Sachsen-An¬ 
halt/Thüringen) etwa 800 Neonazis zu 
einem Rechtsrock-Festival. Die Teil¬ 
nehmerzahl blieb damit zwar weit un¬ 
ter den Erwartungen, dennoch war die 
Veranstaltung eines der größten Nazi- 
Events des Landes. Hunderte Men¬ 
schen demonstrierten gegen das Tref¬ 
fen. 

Mit dem Neonazi-Event „In.Bewe- 
gung“ sollte etwas für die ganze Fami¬ 
lie geboten werden. Tatsächlich tum¬ 
melten sich am Samstag bei der Veran¬ 
staltung in Berga neben Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen auch viele 
Familien auf dem Festivalgelände im 
Industriegebiet. Abgeschirmt feier¬ 
ten hier Neonazis ein „politisches Fest 
der Nationalen“, angemeldet von Pa¬ 
trick Weber, NPD-Kreistagsmitglied 
im Kyffhäuserkreis. Journalistinnen 
sowie „Linken“ und Nazis in „Szene¬ 
kleidung“ war der Zutritt zum Gelände 
von den Veranstaltern vorab verboten 
worden. Diese hatten mit bis zu 1 500 
Besucherinnen gerechnet 
Eröffnet wurde das Nazi-Festival vom 
rechten Liedermacher Frank Rennicke, 
der laut „taz“ gleich zu Beginn die rich¬ 
tigen Zeilen für das anwesende Publi¬ 
kum fand: „Deutschland, Deutschland 
über alles, über alles sei geliebt.“ 

Hetze gegen „Demokröten“ 
und „Ausländer“ 

Neben den Nazi-Bands bot das Büh¬ 
nenprogramm Redner der NPD und 
aus der Kameradschaftsszene. So etwa 
Eldo Pastors, NPD-Bundesvize, der 
deutliche Parolen zum besten gab: „Die 
NPD mag man verbieten, den naturge¬ 
gebenen Nationalismus im Volke aber 
nicht.“ Es würde aber eine „Euthana¬ 
sie des deutschen Volkes“ betrieben. Er 
hetzte gegen „perverse Homos“, „De¬ 
mokröten“ und „Ausländer“. 

Doch nicht nur auf der Bühne wurde 
gehetzt und agitiert: Daneben boten 
rechtsextreme Gruppierungen wie die 
NPD-Frauen-Organisationen „Ring 
Nationaler Frauen“, aber auch Grup¬ 
pen aus der Kameradschaftsszene Info¬ 
material an, an anderen Ständen konn¬ 
te einschlägige Szenekleidung gekauft 
werden. 

Gegenproteste mit Ratschen, 
Trillerpfeifen und Vuvuzelas 

Ursprünglich sollte das rechte Festi¬ 
val in Sangerhausen stattfinden - erst 
kurzfristig war bekannt geworden, dass 
das benachbarte, kleinere Berga Veran¬ 
staltungsort wird. Entsprechend wenig 
Zeit blieb für die Organisation der Ge¬ 
genproteste. Dennoch machten hunder¬ 
te Menschen sowohl am Tag vor dem 
Konzert als auch am Samstag selbst 
lautstark deutlich, was sie von dem 
Neonazi-Treffen in der Region halten: 
So demonstrierten in Sangerhausen 
etwa 200 Menschen mit Ratschen, Tril¬ 
lerpfeifen und Vuvuzelas. Dazu gab es 
Podiumsdiskussionen. In Berga selbst 
kamen nach Polizeiangaben etwa 50 
Gegendemonstrantlnnen zusammen. 
Außerdem wurden im Ort ein Info¬ 
stand, eine Kaffeetafel am Bahnhof so¬ 
wie ein spontaner Protestspaziergang 
und ein abschließendes Friedensgebet 
geboten. Der lautstarke Protestspazier¬ 
gang, der in Sicht- und Hörweite des 
Nazi-Festivals seinen Anfang nahm, 
wurde von der Polizei abgeschirmt, so 
dass die Neonazis ohnmächtig Zusehen 
mussten. 

Insgesamt heißt es in einer ersten Bilanz 
des Bündnisses „Sangerhausen bleibt 
bunt“: „Klar ist dies ein ausbaufähiges 
Ergebnis, aber die Zufriedenheit, Ge¬ 
sicht gezeigt und wahrscheinlich auch 
den ein oder anderen Menschen wach 
gerüttelt zu haben, besteht dennoch!“ 
Erstmals hätten sich Anwohnerinnen 
offen gegen rechts gezeigt. Und weiter: 
„Es ist abschließend noch einmal her¬ 
vorzuheben, dass die Wertschätzung des 
Bündnisses vor allem auch auf den Ak¬ 
tionen in Berga liegt, denn dieser Pro¬ 
test ist erst sehr kurzfristig, aber dafür 
umso energischer geplant und durchge¬ 
führt worden.“ 

Quelle: www.netz-gegen-nazis.de 


A uch ein Oberlandesgericht 
braucht Ferien: Die Verhand¬ 
lungen gegen Beate Zschäpe 
und andere vor dem Münchner OLG 
sind vom 6. August bis zum 5. Septem¬ 
ber ausgesetzt. Die juristische Aufklä¬ 
rung der Morde des „Nationalsozia¬ 
listischen Untergrundes“ (NSU), die 
viele Angehörige der Opfer erhoffen, 
macht Sommerpause. 

Das Verfahren gegen Zschäpe und an¬ 
dere, kurz „NSU-Prozess“ genannt, ist 
eine Mammutveranstaltung, wie sie 
bundesdeutsche Gerichte selten erlebt 
haben: Fünf Angeklagte, eine davon, 
Beate Zschäpe, der Bildung einer terro¬ 
ristischen Vereinigung (§129a StGB), 
beschuldigt, vier der Unterstützung 
einer solchen Gruppierung. Zschä¬ 
pe wird von drei Anwälten, die der 
Nähe zur rechten Szene unverdächtig 
sind, verteidigt, der Mitangeklagte Ralf 
Wohlleben, einstiger NPD-Funktio- 
när, hat sich für Verteidiger entschie¬ 
den, die schon öfters Angehörige des 
neofaschistischen Milieus vor Gericht 
verteidigten. Dutzende Nebenkläger 
vertreten die Familien der zehn durch 
den NSU ermordeten Menschen und 
die Überlebenden mehrerer Anschlä¬ 
ge, die die Rechtsterroristen verübt ha¬ 
ben sollen. Und die Generalbundesan¬ 
waltschaft als Ankläger, die bereits ak¬ 
tiv tätig wurde: Indem sie den NSU für 
„aufgelöst“ erklärte. Nach dem Tod der 
beiden männlichen Mitglieder, Uwe 
Böhnhardt und Uwe Mundlos, sei kei¬ 
ne Struktur mehr vorhanden, so ihre 
Argumentation. Beate Zschäpe kann 
also nicht „rückfällig“ werden - eine 
wichtige Feststellung, verschafft sie der 
Hauptangeklagten doch einige Haf¬ 
terleichterungen. Ob möglicherweise 


D ie von den Dortmunder Neofa¬ 
schisten ausgehenden Provoka¬ 
tionen reißen nicht ab. Bereits 
seit einigen Wochen versuchen Mit¬ 
glieder und Anhänger der vom bun¬ 
desweit aktiven Nazikader Christian 
Worch gegründeten Partei „Die Rech¬ 
te“ zunehmend etablierte Politiker und 
sogar hochrangige Polizeibeamte ein¬ 
zuschüchtern. 

Während im letzten Monat der Dort¬ 
munder Oberbürgermeister Ullrich 
Sierau (SPD) bei der Eröffnung eines 
Sportplatzes bedrängt wurde, nutzten 
die Neofaschisten am 9. August eine 
öffentliche Fahrradtour des Dortmun¬ 
der Polizeipräsidenten Norbert Wesse- 
ler, um mittels eines Transparentes ge- 


der Versuch, die bislang schweigende 
Angeklagte doch noch zum Reden zu 
bringen, hinter diesem Manöver ste¬ 
cken könnte, kann angenommen wer¬ 
den. Tatsache ist, dass Beate Zschäpe 
kaum ein Besuch bei ihrer kranken 
Großmutter gestattet worden wäre, 
wenn ein aktives, kämpferisches Um¬ 
feld des NSU dies zu einer Gefange¬ 
nenbefreiung oder Ähnlichem hätte 
nutzen können. Zwei mal vier Stunden 
wurde Zschäpe 2012 mit einem Gefan¬ 
genenbus nach Gera und zurück ge¬ 
fahren. Mit einem Hubschrauber wäre 
dies zwar schneller und sicherer gegan¬ 
gen, doch der Rotorenlärm verhindert 
eine Unterhaltung. Nicht so die Fahrt 
über die Autobahn: Viel Zeit, um ins 
Gespräch zu kommen. 

Zschäpe, die frühzeitig angekündigt 
hatte, von ihrem Aussageverweige¬ 
rungsrecht Gebrauch zu machen, war 
vor der Fahrt nach Gera von den Be¬ 
amten darauf hingewiesen worden, 
dass über etwaige Unterhaltungen 
mit den Beamten eine Notiz angefer¬ 
tigt werde. Sie wisse, was sie sagen dür¬ 
fe und was nicht, erklärte sie. Bei der 
Lektüre der Süddeutschen Zeitung, die 
sie in der Untersuchungshaft abonniert 
habe, seien ihr wiederholt abgedruck¬ 
te Teile der Ermittlungsakten über 
sie aufgefallen, habe sie während der 
Fahrt erzählt, so ein Beamter. Dies hät¬ 
te sie „nachhaltig erbost“. Auch einen 
Verdacht äußerte Zschäpe gegenüber 
den Beamten: Ihr eigener Verteidi¬ 
ger Wolfgang Heer habe „hervorra¬ 
gende Beziehungen“ zu einem Herrn 
Leyendecker von der Süddeutschen. 
Heer habe ihr sogar ein kostenloses 
Jahresabo der Zeitung in Aussicht 
gestellt. Anwalt Heer habe zwar ab¬ 


gen den Leiter des polizeilichen Staats¬ 
schutzes der Stadt, Walter Kemper, 
mobil zu machen. Die Rechten machen 
Kemper für die Auflösung eines Kon¬ 
zertes verantwortlich, welches Anfang 
Juli im nordrhein-westfälischen Herne 
von der Partei „Die Rechte“ veranstal¬ 
tet werden sollte, von den Beamten je¬ 
doch aufgelöst worden war. 

Der von dem bekannten Dortmun¬ 
der Neonazi Siegfried Borchardt, bes¬ 
ser bekannt als „SS-Siggi“ angeführte 
Kreisverband der Worch-Partei zieht 
derzeit alle Register, um durch gezielte 
Provokationen öffentlich wahrgenom¬ 
men zu werden. So missbrauchen die 
Neofaschisten aktuell den Bundestags¬ 
wahlkampf, um auf Plakaten die Frei¬ 


gestritten, die Dokumente durchge¬ 
stochen zu haben, berichtete sie im 
Gespräch mit den Polizisten. Doch 
der Unmut über ihren Verteidiger sei 
damit nicht erschöpft gewesen: Heer 
habe außerdem ihre Mutter gedrängt, 
einem seiner Bekannten, dem Journa¬ 
listen John Goetz, ein Interview in der 
ARD-Sendung „Panorama“ zu geben. 
Goetz ist Koautor Hans Leyendeckers 
in der SZ, beide haben großformatige 
Artikel zum Thema NSU verfaßt. Im 
„jetzigen Stadium“ des Verfahrens 
würde sie ihren Verteidiger aber wohl 
kaum noch loswerden, gab der Beamte 
Zschäpes Worte vom Juni 2012 wieder. 
Zwar kam später noch die Verteidige¬ 
rin Anja Sturm hinzu, die ihr Vertei¬ 
digerteam komplettierte - doch auch 
Anwalt Heer vertritt die Angeklagte 
nach wie vor. 

Beate Zschäpe hatte sich 8. November 
2011 in Jena den Behörden gestellt; 
vier Tage nach dem Tod ihrer Kom¬ 
plizen Böhnhardt und Mundlos in Ei¬ 
senach. Ein Kriminalbeamter, der die 
erste Vernehmung der mutmaßlichen 
NSU-Mitgründerin durchführte, sagte 
Anfang Juli ebenfalls vor Gericht aus. 
Angaben zur Sache wollte sie damals 
zwar nicht machen, doch im Anschluß 
an die Vernehmung fand ein Gespräch 
zwischen Zschäpe, dem Kripobeamten 
und einer weiteren Polizistin aus Ba¬ 
den-Württemberg statt. Zschäpe, die 
am 4. November 2011 das Versteck 
der Bande in Zwickau in Brand ge¬ 
setzt haben soll, schien den Verneh- 
mern zunächst aussagewillig. Er habe 
damit gerechnet, daß sie beim Termin 
mit dem Haftrichter, der für den 9. No¬ 
vember angesetzt war, reden wolle, so 
der Beamte. Dazu sollte es allerdings 


heit für inhaftierte Gesinnungsgenos¬ 
sen wie etwa den verurteilten Antise¬ 
miten Horst Mahler zu fordern. 

Am 31. August wollen die extremen 
Rechten indes erneut in Dortmund 
aufmarschieren. Jedoch erstmalig seit 
mehreren Jahren nicht, um wie in der 
Vergangenheit geschehen, den „In¬ 
ternationalen Antikriegstag“, der tra¬ 
ditionell am 1. September von linken 
Organisationen begangen wird, zu ei¬ 
nem „Nationalen Antikriegstag“ um¬ 
zudeuten und diesen für ihre rassisti¬ 
sche und antisemitische Propaganda zu 
missbrauchen. 

Vielmehr konzentrieren sich die Rech¬ 
ten in diesem Jahr auf das Verbot des 
„Nationalen Widerstandes Dortmund“ 


nicht kommen. Ihr Anwalt, Wolfgang 
Heer, habe ihr ausgeredet, vor Gericht 
zu sprechen, sagte Zschäpe später wäh¬ 
rend ihrer Gefangenenüberführung 
nach Gera zu den Polizisten. 

Es ist Zschäpes Recht, vor Gericht zu 
den Vorwürfen gegen sie zu schwei¬ 
gen. Und doch ist der gesamte Pro¬ 
zess zu einer Zschäpe-Show gewor¬ 
den: Die bürgerlichen Medien, erfreut 
über eine mysteriöse Hauptangeklag¬ 
te, stilisieren die mutmaßliche Terro¬ 
ristin wahlweise zur „Nazi-Braut mit 
dem Schlafzimmerblick“, zur gewieften 
Drahtzieherin im Hintergrund oder 
zur naiven Frau, die sich in erster Li¬ 
nie über das Wohlergehen ihrer Katzen 
sorgt. Die Anklage selbst ist maßgeb¬ 
lich auf die wohl einzige Überlebende 
des NSU zugeschnitten - die vier Mi¬ 
tangeklagten sind nur der Unterstüt¬ 
zung der Gruppe beschuldigt. Viele, 
viele andere - zum Beispiel etliche der 
129 Kontaktpersonen des NSU wäh¬ 
rend der 13 Jahre im Untergrund - sind 
nicht einmal als Zeugen geladen, ge¬ 
schweige denn angeklagt. Das könnte 
einen banalen Grund haben: Etliche, 
wohl mehr als 25 der Personen, über 
die die Terroristen während ihrer ak¬ 
tiven Zeit Kontakt in die Legalität ge¬ 
halten haben, standen parallel im Sold 
einer oder mehrerer deutscher Ge¬ 
heimdienste. Und ebenso wenig, wie 
die Geheimen von den Bundes- und 
Landesämtern vor Verfassungsschutz, 
vom Militärischen Abschirmdienst 
oder vom Bundesnachrichtendienst 
auf der Anklagebank sitzen, tun dies 
ihre „Vertrauensleute“. Der Staat pro¬ 
zessiert nun mal nicht gegen sich selbst. 

Sebastian Carlens, München 


(NW DO), das der nordrhein-westfäli¬ 
sche Innenminister Ralf Jäger (SPD) 
bereits im August letzten Jahres erlas¬ 
sen hatte. 

So mobilisiert der Dortmunder Kreis¬ 
verband der Partei „Die Rechte“ in 
dem nicht wenige der vormaligen 
Führungskader des „Nationalen Wi¬ 
derstandes Dortmund“ aktiv sind, für 
den 31. August unter dem Motto „Weg 
mit den Verboten nationaler Gruppen 
und Parteien“ nach Dortmund. 
Widerstand gegen den geplanten Auf¬ 
marsch der Neonazis organisieren 
derzeit die antifaschistischen Bünd¬ 
nisse „Dortmund gegen Rechts“ und 
„Dortmund stellt sich quer“. Ersterer 
Zusammenschluss erneuerte vor we¬ 
nigen Tagen die Forderung nach einem 
Verbot des Naziaufmarsches. Dessen 
Motto sei zwar in diesem Jahr neu, die 
Zielsetzung der Neofaschisten aber 
noch immer die alte: „Ihr mörderi¬ 
scher Rassismus und Antisemitismus, 
der, wenn er sich ausbreitet, den inne¬ 
ren Frieden gefährdet; ihr Revanchis¬ 
mus, der, wenn er sich ausbreitet, den 
Frieden in Europa und der Welt ge¬ 
fährdet, soll am Vortag des Internatio¬ 
nalen Antikriegstages auf Dortmunds 
Straßen propagiert werden“, konsta¬ 
tieren die Nazigegner in einer Erklä¬ 
rung. Das Bündnis wies außerdem da¬ 
rauf hin, dass auch in Dortmund ein 
Opfer der Terror-Gruppe „National¬ 
sozialistischer Untergrund“, nämlich 
der türkische Familienvater Mehmet 
Kubasik zu beklagen sei. „Zahlreiche 
Indizien weisen darauf hin, dass die 
Dortmunder Nazis enge Kontakte zur 
militanten Terrorszene wie dem ,NSU‘ 
und ,Blood and Honour‘ haben“, kons¬ 
tatiert das Bündnis. 

Schon vor dem Mord an dem Kioskbe¬ 
sitzer Mehmet Kubasik waren in den 
vergangenen Jahren mehrere Men¬ 
schen im Raum Dortmund von Neo¬ 
nazis getötet worden. So hatte der Fa¬ 
schist Michael Berger etwa im Jahr 
2000 drei Polizeibeamte erschossen 
und im Jahr 2005 wurde der Punk Tho¬ 
mas Schulz vom Neofaschisten Sven 
Kahlin erstochen, der auch nach sei¬ 
ner verhältnismäßig kurzen Haft im¬ 
mer wieder an brutalen Übergriffen 
beteiligt war. Markus Bernhardt 

www.dortmundquergestellt.de 


Werbung für verbotene Organisationen 

Neonazis wollen gegen Verbot „krimineller Vereinigungen“ in Dortmund aufmarschieren. 
Bündnis gegen Rechts fordert Verbot der neuerlichen Provokation 
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Protest gegen den Nazi-Aufmarsch in Dortmund am 4. September 2010. 
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Von wegen keine Bewerber... 

Zwei Wochen vor Ausbildungsbeginn suchen noch mehr als 300 000 Jugendliche eine Stelle 


Fall Mollath: Nürnberger Turbo- 
Richter sorgen für Überraschung 



U m die Stimmen Jugendlicher 
scheint keine der großen Partei¬ 
en im Wahlkampf ernsthaft zu 
ringen. Kaum ein Slogan oder Plakat, 
das deren Situation thematisiert. Wo¬ 
mit auch? Erfolge gibt es keine zu ver¬ 
kaufen. Das zeigt unter anderem ein 
Blick auf neun Jahre Ausbildungspakt 
zwischen Wirtschaft und Regierenden. 
Die Zahl der 20- bis 29jährigen ohne 
Berufsabschluss ist auf 1,4 Millionen 
(14 Prozent der Altersgruppe) ange¬ 
wachsen. Zwar klagen die Unterneh¬ 
mer auch in diesem Jahr über nicht be¬ 
setzte Ausbildungsplätze und fehlende 
Bewerber, aber die Realitäten sehen 
kurz vor Ausbildungsbeginn am 1. Sep¬ 
tember anders aus. 

Anfang August waren laut DGB-Ju¬ 
gend noch 323 538 Jugendliche auf 
der Suche nach einem Ausbildungs¬ 
platz. Demgegenüber standen 146 614 
unbesetzte Stellen. Dabei handelt 
es sich oft eher um Ausbeutungs- als 
um Ausbildungsstellen in der Gas¬ 
tronomie oder Lebensmittelbranche 
oder um Betriebe, die die Übernah¬ 
me von vornherein ablehnen. Gleich¬ 
zeitig werden immer mehr Suchende 
aus der Statistik geschmissen und in 
sogenannten Maßnahmen „versorgt“. 
Aktuell hat die Bundesanstalt für Ar¬ 
beit (BA) fast 46 000 „Bewerber mit 
Alternative“ aus dem Zahlenwerk ge¬ 
strichen, obwohl sie nach der Warte¬ 


schleife ausdrücklich weiterhin einen 
Ausbildungsplatz suchen. 120 000 wei¬ 
tere werden als „ehemalige Bewerbe¬ 
rinnen“ nicht mehr mitgezählt, weil sie 
ebenfalls zwischengeparkt wurden. 
Nach Aussagen der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) 
hat sich die Zahl der Jugendlichen, die 
jährlich in diesem sogenannten Über¬ 
gangssystem landen, zwar von 2005 
mit deutlich über 400 000 auf knapp 
300 000 reduziert. Jedoch blieben im 
vergangenen Jahr 33,7 Prozent der Ju¬ 
gendlichen in den Maßnahmen hän¬ 
gen. Eine Studie des paritätischen Ge¬ 
samtverband schätze daher die Zahl 
der betroffenen Jugendlichen auf deut¬ 
lich über 500 000. 

Die stellvertretende DGB-Vorsitzen- 
de und CDU-Politikerin Elke Hannack 
bezeichnet dieses „Übergangssystem“ 
als absoluten Skandal: Zehntausende 
müssten „zum Teil unsinnige Maßnah¬ 
men durchlaufen“, an deren Ende kein 
qualifizierter Abschluss stehe. Hinter 
dem Begriff „Maßnahmen“ verber¬ 
gen sich laut SDAJ unterschiedliche 
Formen von Warteschleifen. Die Liste 
euphemistischer Namen sei lang: Be¬ 
rufs vorbereitungsjahr schulisch oder 
kooperativ, Berufsvorbereitende Bil¬ 
dungsmaßnahme, Berufsintegrations¬ 
jahr, Berufseinstiegsjahr, Einstiegsqua¬ 
lifizierungsjahr. All diese Maßnahmen 
orientierten auf eine 39 Stundenwo¬ 


che bei einer Berufsausbildungsbei¬ 
hilfe (348 Euro plus Mietzuschuss), 
die zum Leben nicht reiche. Exemp¬ 
larisch sei die Einstiegsqualifizierung 
(EQJ): „Hier absolvieren Jugendliche 
in einem Betrieb oder überbetrieblich 
das erste Ausbildungsjahr. Die Betrie¬ 
be zahlen für diese zusätzliche Arbeits¬ 
kraft keinen Cent, alles übernimmt der 
Staat. Nach einem Jahr haben dann Be¬ 
triebe die Möglichkeit, den Jugendli¬ 
chen schon mit Berufserfahrung in die 
Ausbildung zu übernehmen.“ 

In ihrem Wahlprüfstein zur Bundes¬ 
tagswahl erklärt die SDAJ: „Während 
die Unternehmensgewinne in der 
BRD allein in den letzten zwölf Jah¬ 
ren um 50 Prozent gewachsen sind, 
bleiben wir Jugendlichen in Schule und 
Betrieb auf der Strecke. Das Recht auf 
Ausbildung und Arbeit wird uns in die¬ 
sem Staat verwehrt. Lange genug ha¬ 
ben die etablierten Parteien von der 
freiwilligen Selbstverpflichtung 4 der 
Wirtschaft gequatscht. Freiwillig ver¬ 
zichten die Konzerne nicht auf ihre 
Profite.“ Die SDAJ fordert weiterhin 
ein Ausbildungsgesetz. Auf ihrem Bun¬ 
deskongress im Oktober wird sie das 
15 Punkte umfassende und aktualisier¬ 
te Regelwerk erneut zur Diskussion 
stellen. Die SDAJ fordert darin unter 
anderem: 

★ Das Recht auf unbefristete Über¬ 
nahme ohne Wenn und Aber im er¬ 
lernten Beruf! 

★ Eine Umlagefinanzierung: Wer nicht 
ausbildet muss zahlen, wer nicht zahlt 
wird enteignet! 

★ Einen Mindestlohn von 12 Euro die 
Stunde und eine Mindestausbildungs¬ 
vergütung von 1 200 Euro! 

In ihrem Wahlprüfstein ( www.sdaj - 
netz.de) zum Thema Arbeit und Aus¬ 
bildung stellt die SDAJ zu den gro¬ 
ßen Parteien fest: Die Mindestlohn¬ 
forderungen erstrecken sich von Null 
(CDU/FDP), über 8,50 Euro (SPD/ 
Grüne) bis zu 9 bis 10 Euro (Piraten 
und Linke). Nicht nur CDU, FDP, SPD 
und Grüne, sondern auch „Die Linke“ 
und Piraten sprechen sich gegen eine 
gesetzliche Übernahmepflicht nach 
der Ausbildung aus. Allein die Partei 
„Die Linke“ fordert wie die DKP mit 
Gewerkschaften und fortschrittlichen 
Jugendverbänden eine Ausbildungs¬ 
platzumlage. 

Wera Richter 


Wahlbluff auf Kosten der Mieter 

Scheinaktivitäten der hessischen Landesregierung 
im Bereich des sozialen Wohnungsbaus 


Hessens Wirtschaftsminister Florian 
Rentsch (FDP) hat ein „Pilotvorhaben 
zur Förderung des Erwerbs von Bele¬ 
gungsrechten an bestehendem Wohn- 
raum“ vorgestellt. Im „Tagesanzeiger“ 
fand sich folgende Überschrift dazu 
auf der Titelseite: „Zehn Millionen 
in zwei Jahren - Land fördert auch in 
Maintal Erwerb von Belegungsrech¬ 
ten an bestehendem Wohnraum“. 

Wer nur diese Überschrift gelesen hat¬ 
te, der könnte meinen, dass ein wahrer 
Goldregen auf die Stadt niedergehen 
wird. Die Wahl Alternative Maintal 
(WAM) ist der Sache einmal etwas 
genauer nachgegangen und ist dabei 
zu der Ansicht gekommen, dass die 
CDU/FDP-Landesregierung kurz vor 
der Wahl plötzlich das Thema zu hoher 
Mieten entdeckt hat und einen Wahl¬ 
bluff allererster Güte losgetreten hat. 
So wird noch nicht einmal der örtli¬ 
che Mietspiegel als Maßstab angesetzt, 
sondern die Vergleichsmiete. Je teurer 
also ein Wohnungsbauunternehmen 
Wohnungsmieten im Bestand hält, 
desto mehr Steuergelder bekommt es 
noch zugebuttert. Wie in anderen Fäl¬ 
len erweist sich hier nach Auffassung 
der WAM die Koalition in Wiesbaden 
als reinste Lobbyvertretung. 

Nimmt man eine Miete von 700 Euro 
an, so ergibt sich folgende Rechnung: 
Zehn Prozent Belegungszuschuss 
macht 8 400 Euro alleine für diese 
Wohnung im angedachten Zeitraum 


von zehn Jahren. Die Miete (630 Euro) 
bleibt also weiterhin für Menschen mit 
geringem Einkommen oder Lohner¬ 
satzleistungen unerschwinglich, aber 
der Vermieter freut sich über seine mit 
Steuergeldern subventionierte Hoch¬ 
miete. 

Nimmt man diese 8 400 Euro als 
Grundlage, so können mit dem groß 
hinausposaunten „Pilotprogramm“ 
in ganz Hessen gerade einmal knapp 
1 200 Wohneinheiten „gefördert“ 
werden. Bei den 105 Städten und Ge¬ 
meinden, die die Landesregierung auf 
ihrer Liste aufführt, sind das gerade 
einmal etwas mehr als elf Wohnungen 
pro Kommune. Und mit dabei sind 
alle hessischen Großstädte, also auch 
Frankfurt mit knapp 700 000 Einwoh¬ 
nern. Diese Zahlen machen deutlich, 
was von diesem Getöse in Wahlkampf¬ 
zeiten wirklich zu halten ist. Für Main¬ 
tal wird da so gut wie nichts übrigblei¬ 
ben, ist sich die WAM sicher, falls die¬ 
ses abstruse Vorhaben leider doch 
Realität werden sollte. 

Diesen knapp 1 200 Wohnungen ste¬ 
hen in Hessen alleine 4 000 wegfal¬ 
lende Sozialbindungen im Jahr ent¬ 
gegen. Das ist fast immer mit einer 
Mieterhöhung von bis zu 20 Prozent 
alle drei Jahre verbunden. So gesche¬ 
hen vor kurzer Zeit in Bischofsheim, 
wobei die landeseigene Wohnungs¬ 
baugesellschaft Nassauische Heim¬ 
stätte zuschlug. Wenn die Landesre¬ 


gierung wirklich etwas für die Mieter 
tun will, müsste sie hier die Hebel an¬ 
setzen. Zumindest für Wohnungsbau¬ 
unternehmen in öffentlicher Hand 
müsste eine solche unsoziale Praxis 
aufgegeben werden. „Das wäre ange¬ 
brachter als FDP-Mitglieder kurz vor 
dem Wahltermin noch mit Aufsichts¬ 
ratsposten zu versorgen“, kritisiert die 
WAM. 

Der Aussage von Hermann Schaus, 
wohnungspolitscher Sprecher der 
Fraktion „Die Linke“ im hessischen 
Landtag kann man in dieser Frage 
nur zustimmen: „Ausgerechnet kurz 
vor den Wahlen entwickelt die Lan¬ 
desregierung Scheinaktivitäten im 
Bereich des sozialen Wohnungsbaus. 
Die derzeitige Mietpreisentwicklung 
ist aber ein Ergebnis der Versäumnisse 
der letzten 20 Jahre. Was Rentsch jetzt 
als Programm vorstellt ist, ein Schein¬ 
riese, der sich bei näherer Betrachtung 
als Zwerg entpuppt.“ 

Notwendig wäre nach Ansicht der 
WAM ein umfangreiches, wirklich so¬ 
ziales Wohnungsbauprogramm, koor¬ 
diniert von Bund, Ländern und Kom¬ 
mune, sonst wird auch die Wohnungs¬ 
frage immer stärker zu einem sozialen 
Konfliktfeld werden. Nur so könnten 
auch in Maintal Zwangsmaßnahmen 
wie Räumungsklagen oder Strom¬ 
sperren, in unserer Stadt ist das etwa 
jeden dritten Tag der Fall, vermieden 
werden. Wahl Alternative Maintal 


Ist der Rechtsstaat in Bayern nun reha¬ 
bilitiert? Justiz, Politik und Ärzteschaft 
vom Filz-Verdacht befreit? 

Die spektakuläre Freilassung von Gustl 
Mollath am Mittwoch vergangener 
Woche glich einem Rausschmiss: Mit¬ 
tags erfuhr er in der Psychiatrie des 
Bezirkskrankenhauses Bayreuth von 
dem Richterspruch des Oberlandesge¬ 
richts, am Abend stand er bereits drau¬ 
ßen vor den Kameras. „Ziemlich stres¬ 
sig“ fand er das Ganze. Rechtsanwalt 
Strate hat solch eine Turbo-Reaktion 
auf eine Beschwerde noch nicht erlebt: 
„Dem OLG liegt ja noch nicht einmal 
meine Begründung vor.“ Ein rein for¬ 
males Argument - eines von vielen - 
soll plötzlich den Ausschlag gegeben 
haben. Eine Ärztin hat offenbar Ver¬ 
letzungen bei Mollaths Frau attestiert, 
ohne sie selbst untersucht zu haben. 
Ein Formfehler? 

Immerhin ist nun der Weg frei für ein 
ordentliches Wiederaufnahmeverfah¬ 
ren. Was dann - hoffentlich! - alles auf 
den Tisch kommen wird, davon kann 
einem jetzt schon schlecht werden. 
Sofern tatsächlich alles auf den Tisch 
kommt. Justizministerin Merk und 


Ministerpräsident Seehofer glauben 
jedenfalls, erst einmal ihr Fell gerettet 
zu haben bis zu den Wahlen im Septem¬ 
ber. Ausgerechnet sie geben zurzeit die 
tapferen Kämpfer für Recht und Ge¬ 
rechtigkeit. 

Ob ihre Rechnung aufgehen wird? Das 
Volk der Bayern lässt sich jetzt nicht 
mehr so leicht für dumm verkaufen. 
Ohne die wiederholten, hartnäckigen 
Vorstöße und Proteste in den letzten 
Jahren, Monaten und Wochen würde 
Mollath immer noch in der Psychia¬ 
trie schmoren. Zuerst gab es nur weni¬ 
ge Rufer in der Wüste, dann aber wurde 
endlich auch die breite Öffentlichkeit 
hellhörig und rebellisch, bis hin zum 
CSU-Fußvolk. Der bescheidene Mann 
aus Franken, der trübe Geldgeschäf¬ 
te ans Licht brachte und dafür zum 
Schweigen gebracht werden sollte, wur¬ 
de ungewollt zum Vorkämpfer gegen 
Korruption und Willkür. 

Seine Freilassung ist eine schallende 
Ohrfeige für das mafiose Machtkar¬ 
tell um die CSU in Bayern. Mögen ihr 
weitere folgen, nicht nur an den Wahl¬ 
tagen. 

Eva Petermann 


Diskriminierung an Schulen 
und Unis weit verbreitet 

Eine umfassende Studie der Antidis¬ 
kriminierungsstelle des Bundes ist zu 
dem Ergebnis gekommen, dass Mig¬ 
ranten und Behinderte an Schulen und 
Unis oft beleidigt werden. Zwischen 
Schülern und Studierenden sind Be¬ 
nachteiligung, Ausgrenzung und Mob¬ 
bing untereinander alltäglich und wir¬ 
ken sich negativ auf Leistungsfähig¬ 
keit und Arbeitsmotivation aus. Dem 
450-seitigen Bericht zufolge fühlt sich 
jeder vierte Schüler oder Studierende 
mit Migrationshintergrund diskrimi¬ 
niert. Schülerinnen werden aufgrund 
ihres türkischen oder arabischen Hin¬ 
tergrundes oft beschimpft, homosexu¬ 
ellen Schülerinnen wird durch Schul¬ 
hofbeleidigungen häufig jedwedes 
Selbstwertgefühl genommen. Auch im 
Verhältnis von Lehrern und Schülern 
kommt es immer wieder zu Diskrimi¬ 
nierungserfahrungen. 
www.publikative.org (13. August 2013) 


NPD-Parteitag in Berlin? 

Ihren nächsten Bundesparteitag plant 
die NPD möglicherweise in Berlin- 
Neukölln. Eine entsprechende An¬ 
frage mit mehren Terminen soll an 
das zuständige Bezirksamt gegangen 
sein. Der letzte NPD-Bundesparteitag 
fand im April dieses Jahres im baden- 
württembergischen Weinheim statt. 
Die NPD hatte zuletzt 2009 in der 
Hauptstadt ihren Bundesparteitag 
veranstaltet. Nach juristischem Tau¬ 
ziehen konnten die Rechtsextremis¬ 
ten einen öffentlichen Raum in Ber¬ 
lin-Reinickendorf nutzen. Auch aus 
diesem Grund ist die NPD zurzeit in 
Berlin-Neukölln sehr aktiv. Die Mobi¬ 
le Beratung gegen Rechtsextremismus 
Berlin zählte 15 Aktionen der Partei 
seit Anfang Mai. Die Mehrheit davon 
waren Infostände im südlichen Teil des 
Stadtbezirks. 

blick nach rechts (12. August 2013) 
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Griechenland meldet 
„Fortschritte“ 

Ohne Berücksichtigung des Schulden¬ 
dienstes (!) hat Griechenland nach 
Angaben des Finanzministeriums in 
Athen in den ersten sieben Monaten 
dieses Jahres mehr eingenommen als 
ausgegeben. Der Haushalt weise einen 
sogenannten Primärüberschuss von 2,6 
Milliarden Euro aus, sagte Finanzmi¬ 
nister Christos Staikouras am Montag. 
Das hoch verschuldete EU-Land steckt 
dennoch weiter in der Rezession: Auch 
im zweiten Quartal 2013 schrumpfte 
die Wirtschaft nach Angaben der na¬ 
tionalen Statistikbehörde um 4,6 Pro¬ 
zent. Im ersten Quartal 2013 waren es 
minus 5,6 Prozent. 

Staikouras sprach von „guten Ergeb¬ 
nissen“ im Staatshaushalt. Diese wie¬ 
sen eine „Tendenz der Erholung der 
öffentlichen Finanzen“ auf. Zinszah¬ 
lungen für die Milliardenschulden des 
Landes bei seinen Euro-Partnern sind 
im Primärhaushalt allerdings nicht be¬ 
rücksichtigt. 

Griechenland steckt seit 2008 in der 
Rezession. Im vergangenen Jahr 
schrumpfte die Wirtschaft um 6,4 Pro¬ 
zent. Für dieses Jahr geht Athen noch 
einmal von einem Rückgang um 4,3 
Prozent aus. Erst vor einer Woche war 
gemeldet worden, dass die Arbeitslo¬ 
sigkeit im Mai weiter gestiegen und 
mit 27,6 Prozent und einem Plus von 
0,7 Prozentpunkten gegenüber April 
einen neuen Rekord erreicht hat. In¬ 
nerhalb eines Jahres verloren 193 668 
Personen ihren Arbeitsplatz. Die Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit erhöhte sich von 
55,1 Prozent vor einem Jahr auf 64,9 
Prozent im Mai. 

Islamisten verteidigen 
Protestcamps 

Tausende Anhänger der ägyptischen 
Muslimbruderschaft haben sich mit 
selbstgebauten Barrikaden gegen die 
angekündigte Räumung ihrer beiden 
Protestcamps in Kairo gewappnet. 
Nach dem Ablauf eines Ultimatums 
am Sonntagabend hatten die Sicher¬ 
heitskräfte eine „schrittweise“ Räu¬ 
mung der Protestcamps angekündigt. 
Vertreter des Innenministeriums er¬ 
klärten, die Polizei werde zunächst 
die Protestcamps umzingeln, so daß 
niemand mehr hineinkomme. Wann 
die Entscheidung zur Räumung der 
Camps getroffen werde, sei noch nicht 
entschieden. 

Nazi-Verbrecher gestorben 

Der Nazi-Kriegsverbrecher Läszlö 
Csatäry ist tot. Der 98-jährige Ungar, 
der in seiner Heimat wegen Beihilfe 
zur Tötung tausender Juden im Zwei¬ 
ten Weltkrieg angeklagt war, starb am 
Samstagmorgen unbehelligt in einem 
Krankenhaus in Budapest. Csatary 
wird u.a. vorgeworfen, maßgeblich an 
der Deportation von 15.700 Juden aus 
dem Ghetto Kosice in der heutigen Slo¬ 
wakei mitgewirkt zu haben. 

Kambodschas Regierungspartei 
siegt 

Sieger der Parlamentswahl in Kam¬ 
bodscha ist nach vorläufigen Angaben 
der Wahlkommission die regierende 
Volkspartei (CPP) von Ministerprä¬ 
sident Hun Sen. Die am Montag ver¬ 
öffentlichten Zahlen wurden von der 
Opposition umgehend als manipuliert 
zurückgewiesen. Demnach erhielt die 
CPP demnach rund 49 Prozent der 
Stimmen, 44 Prozent entfielen auf die 
oppositionelle Partei für Nationale 
Rettung (CNRP). Hun Sens CPP hat 
bereits öffentlich 68 der 123 Sitze im 
Unterhaus für sich reklamiert. 

Gewerkschaftsführerin 

ermordet 

In der südafrikanischen Platinmine 
Marikana ist am Montag eine örtliche 
Gewerkschaftsführerin erschossen 
worden. Die Frau wurde nach Angaben 
der Nationalen Bergarbeiter-Gewerk¬ 
schaft (NUM) direkt neben ihrem Büro 
getötet. Die Platinmine nordwestlich 
von Johannesburg war im August 2012 
Schauplatz der blutigsten Auseinander¬ 
setzungen in Südafrika seit dem Ende 
der Rassentrennung vor 19 Jahren: Ins¬ 
gesamt 34 Menschen wurden dort getö¬ 
tet, als die Polizei einen illegalen Streik 
für bessere Löhne niederschlug. 


Neue Auseinandersetzungen in Tunesien 

Opposition mobilisiert für die Ablösung der islamistischen Regierung 



Trauer um Mohamed Brahmi 


N icht nur in Ägypten, auch in Tu¬ 
nesien geht die Auseinanderset¬ 
zung um den weiteren Weg der 
vor zweieinhalb Jahren mit dem Sturz 
des Diktators Ben Ali begonnenen 
„Jasmin-Revolution“ weiter. 

Ausgelöst worden waren die jüngsten 
Demonstrationen gegen die im Okto¬ 
ber 2011 installierte, von der islamis¬ 
tischen Ennadha-Partei dominierte 
Regierung durch den Mord an dem 
führenden Oppositionspolitiker Mo¬ 
hamed Brahmi am 25. Juli. Er war be¬ 
reits der zweite innerhalb eines halben 
Jahres. Brahmi, ein als „nasseristisch“ 
bezeichneter Politiker, war auf den Tag 
genau ein halbes Jahr nach dem Mord 
an Chokri Belaid, Generalsekretär der 
„Bewegung Demokratischer Patrio¬ 
ten“, ermordet worden, und zwar auf 
die gleiche Weise und mit der gleichen 
Waffe, einer 9-mm-Schnellfeuerpisto- 
le. Ein Tötungskommando auf einem 
Motorrad hatte ihn vor seinem Wohn¬ 
haus mit 14 Kugeln durchsiebt. Sowohl 
Brahmi wie Belaid gehörten zusammen 
mit den Kommunisten der „Arbeiter¬ 
partei“ und mehreren kleineren sozi¬ 
alistischen und linksdemokratischen 
Gruppen zur linken „Volksfront“. 

Die Beerdigung Brahmis am 27. Juli ge¬ 
staltete sich zu einer Massendemons¬ 
tration. Nach der Beerdigung zogen 
die Teilnehmer geschlossen zum Sitz 
der Verfassunggebenden Nationalver¬ 
sammlung am Bardo-Platz, um den 
Rücktritt der Regierung und Neuwah¬ 
len zu fordern. Die Polizei versuchte 
den Zug und die Sitzblockade mehre¬ 
rer tausend Demonstranten vor dem 
Parlament mit massivem Tränenga¬ 
seinsatz auseinanderzutreiben. Zwei 
Tage danach, am 29.7, fand ein lan¬ 
desweiter Generalstreik des Gewerk¬ 
schaftsbundes UGTT statt. Eine Woche 
später, am 6. August, fanden sich die 
Oppositionskräfte zu einer noch größe¬ 
ren Demonstration mit mehr als 40 000 
Teilnehmern (nach Polizeiangaben) am 
gleichen Ort zusammen. 

Die islamistische Regierungspartei 
Ennadha wurde für die Morde verant¬ 
wortlich gemacht, weil sie entgegen 
den Forderungen vieler Demokraten 
nichts gegen extremistische Terror¬ 
gruppen radikaler „Salafisten“ wie 
„Ansar Al Charia“ unternommen hat, 
die die Morde in Auftrag gegeben und 
ausgeführt haben. Ganz im Gegenteil 
praktizierte Ennadha eine mehr oder 
weniger offene Kooperation mit diesen 
Gruppen bei dem Bestreben, die tune¬ 
sische Gesellschaft zu „islamisieren“. 
Kurz vor dem jüngsten Mord waren ei¬ 
nige Aktivisten solcher Gruppen sogar 
auf hohe Staatsposten ernannt worden, 
obwohl sie als Terroristen verurteilt ge¬ 
wesen waren und nur dank einer 2011 
erlassenen Amnestie freigekommen 
waren. 


Die linke Opposition sieht in diesen 
Vorgängen allerdings nur eines von 
mehreren Anzeichen für die Unfähig¬ 
keit der Regierung, den nach der Jas¬ 
min-Revolution angestrebten demo¬ 
kratischen Übergangsprozess anzu¬ 
führen. Nicht weniger deutlich ist das 
Versagen der Regierung auf wirtschaft¬ 
lich-sozialem Gebiet, wo die ökonomi¬ 
sche Schwächeperiode anhält, ebenso 
die hohe Arbeitslosigkeit und Inflation. 
Nach zweieinhalb Jahren ist die wirt¬ 
schaftlich-soziale Situation schlech¬ 
ter als vor der Revolution und noch 
immer weit von den Hoffnungen der 
Menschen auf soziale Verbesserungen 
entfernt. 

Geschickter oder raffinierter als die 
Mursi-Brüder in Ägypten hat die En¬ 
nadha jedoch auf das neuerliche Auf¬ 
bäumen der Volksbewegung taktisch 
flexibel reagiert. Zunächst verkünde¬ 
te Ennadha-Regierungschef Larayedh 
unter dem Druck der oppositionellen 
Bewegung seine Bereitschaft zum „Di¬ 
alog“ und sogar die Bereitschaft, eine 
„Regierung der nationalen Einheit“ 
unter Einbeziehung von Oppositions¬ 
vertretern zu bilden. Gleichzeitig kün¬ 
digte er Neuwahlen noch in diesem 
Jahr, nämlich am 17. Dezember an. Al¬ 
lerdings betonte er gleichzeitig, dass er 
unbedingt bis dahin an der Regierung 
bleiben will und die Forderung nach 
deren Rücktritt entschieden ablehnt. 
Das sehen maßgebliche linke Opposi¬ 
tionsgruppen allerdings nur als ein Ma¬ 
növer an, um Zeit zu gewinnen und an 
der Macht zu bleiben. Sie fordern an¬ 
stelle einer bloßen Regierungsumbil¬ 
dung den Rücktritt der jetzigen und die 
Bildung einer völlig neuen Regierung 
„von kompetenten Persönlichkeiten“ 
unter einem neuen „unabhängigen“ 
Regierungschef. Ein Teil der Opposi¬ 
tion geht noch weiter und fordert auch 
die Auflösung der am 23. Oktober 2011 
gewählten „Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung“, weil sie nicht, wie vorgese¬ 
hen, innerhalb eines Jahres eine neue 
Verfassung vorgelegt hat, sondern de¬ 
ren Ausarbeitung infolge der kompro¬ 


misslosen Haltung von Ennadha seit 
Wochen blockiert ist. Inzwischen ha¬ 
ben nahezu 70 Abgeordnete erklärt, 
dass sie ihre weitere Mitarbeit in dieser 
Versammlung einstellen und sich zu¬ 
sammen mit anderen Demonstranten 
zu einem permanenten Sit-in vor dem 
Parlamentsgebäude zusammengetan. 
Da die Anwesenheit von mindestens 
zwei Drittel der insgesamt 217 Abge¬ 
ordneten vorgeschrieben ist, damit die 
Versammlung Beschlüsse fassen kann, 
ist kaum abzusehen, ob dieses Parla¬ 
ment seinen Auftrag jemals zu Ende 
bringen wird. 

Allerdings wird die Forderung nach 
Auflösung des Parlaments und raschen 
Neuwahlen nicht von allen Oppositi¬ 
onskräften geteilt, auch nicht von der 
Führung der UGTT. Sie beschränkten 
sich auf die Forderung nach dem Re¬ 
gierungsrücktritt. Inzwischen sind seit 
Ende letzter Woche „Verhandlungen 
nach allen Seiten“ über eine „einver¬ 
nehmliche Lösung der Krise“ im Gang. 
Staatspräsident Marzouki empfing die 
Führer der Oppositionsparteien, wäh¬ 
rend Regierungschef Larayedh Gesprä¬ 
che mit der Spitze des Gewerkschafts¬ 
bundes aufnahm. Der zur Sozialdemo¬ 
kratie gerechnete Parlamentspräsident 
Ben Jaafar hat seinerseits weitere Ta¬ 
gungen der Verfassungsgebenden Ver¬ 
sammlung ausgesetzt, bis ein „Dialog“ 
zwischen Islamisten und Opposition 
zur Überwindung der Blockade zustan¬ 
de gekommen ist. 

Wie es zuletzt aussah, schienen die Tage 
der derzeitigen „Ennadha“-Regierung 
in ihrer gegenwärtigen Zusammen¬ 
setzung jedenfalls gezählt. Die „Front 
der nationalen Rettung“, das Oppositi¬ 
onsbündnis der bürgerlichen mit den 
meisten linken Parteien, hat am ver¬ 
gangenen Samstag angekündigt, dass 
es im Lauf der Woche einen eigenen 
Vorschlag für eine neue Regierung 
unter „unabhängiger“ Führung vorle¬ 
gen will. Und zugleich wurde für den 
kommenden Samstag, 17. August, eine 
neue Großdemonstration der Opposi¬ 
tion angekündigt. Pierre Poulain 


Regierungskrise in Rom schwelt weiter 

Bürgerkriegsdrohung aus der PdL • Neuwahlen im Oktober? 


Mit Drohungen und Einschüchterungs¬ 
versuchen haben Silvio Berlusconi und 
seine Gefolgschaft auf das Urteil zu 
vier Jahren Gefängnis gegen den Ex- 
Premier reagiert, sind damit aber offen¬ 
sichtlich vorerst gescheitert. Ultimativ 
forderte der Chef der Partei „Volk der 
Freiheit“ (PdL), Angelo Alfano, nach 
einer Krisensitzung der Parteiführung 
von Staatspräsident Napolitano, den 
wegen Steuerbetrug, Korruption und 
Richterbestechung, verurteilten Straf¬ 
täter zu begnadigen, andernfalls die 
Minister der PdL aus der mit den Sozi¬ 
aldemokraten (PD) gebildeten Regie¬ 
rung zurücktreten würden. 
Berlusconis engster Vertrauter in der 
PdL, Senator Sandro Bondi, verstieg 
sich zu der Drohung, es könnte sonst 
zu „Formen des Bürgerkrieges“ kom¬ 
men. Da sich unter der Gefolgschaft 
Berlusconis in der PdL noch immer 
Zehntausende Mitglieder und Anhän¬ 
ger der früheren faschistischen Allean- 
za Nazionale befinden, wird das in Rom 
nicht auf die leichte Schulter genom¬ 
men. Zumal auch von Berlusconis Ver¬ 
bündetem, der rassistischen Lega Nord, 


in zahlreichen Städten aufgestellte Bür¬ 
gerwehren gegen Migranten und über¬ 
haupt zur Unterdrückung politischer 
und sozialer Proteste immer wieder 
mit Gewalt Vorgehen. 

Das Auftreten Berlusconis verdeutlich¬ 
te ein weiteres Mal, dass er sich als über 
Recht und Gesetz stehend betrachtet. 
In einer über seine Fernsehsender ver¬ 
breiteten Videobotschaft bezeichnete 
er sich als „völlig unschuldig“ und atta¬ 
ckierte wieder die Justiz. Verhaltenem- 
Widerspruch in seiner eigenen Partei 
entgegnete er: „Noch bin ich es, der 
hier leitet und die Linie vorgibt“. Dem 
stimmten einige Tausend seiner An¬ 
hänger zu, die ihn in Rom vor seinem 
Palazzo Grazioli frenetisch feierten. 
Die Reaktionen auf sein autoritär-fa¬ 
schistoides Gebaren waren stärker als 
erwartet. Die Behörden zeigten Kon¬ 
sequenz, der Polizeipräfekt von Mai¬ 
land ließ Berlusconis Pass einziehen. 
In der Führung der Demokratischen 
Partei (PD) wurde gewarnt, die Dro¬ 
hung mit einem „Bürgerkrieg“ sei „fast 
umstürzlerisch“. Wie „La Repubblica“, 
Sprachrohr der PD, schrieb, erklärte 


Premier Enrico Letta die Koalition mit 
der PdL „nicht um jeden Preis“ fort¬ 
zusetzen. Roms Bürgermeister Marino 
verurteilte die Kundgebung der PdL in 
der Hauptstadt als gesetzwidrig. Unter 
den Linken wächst die Forderung, die 
Regierungskoalition mit der faschisto¬ 
iden PdL zu beenden. Staatspräsident 
Napolitano hatte vor dem Prozess zwar 
gewarnt, das Urteil solle nicht „die po¬ 
litische Stabilität des Landes gefähr¬ 
den“ und hätte wohl lieber einen Frei¬ 
spruch gesehen, konnte sich aber nun 
unmöglich dem Ultimatum Berlusconis 
beugen. 

Angesichts dieser Abfuhr ruderte 
Berlusconi zurück. „Wir sind keine 
Zerstörer“, erklärte er und beteuerte, 
die PdL werde in der Regierung ver¬ 
bleiben. Gleichzeitig verlangte er wei¬ 
terhin, ihn zu begnadigen, was er in die 
Forderung verpackte, sofort eine Jus¬ 
tizreform zu beschließen. Beobachter 
in Rom meinen, dass sich die PD auf 
das Ende der Regierung einstellt. Es 
ist bereits von Neuwahlen im Oktober 
die Rede. 

Gerhard Feldbauer 


NATO brüskiert 
Russland 

Manöver in Kasachstan und 
Mongolei 

Während Russland und China im Ural 
eine gemeinsame Militärübung abhal¬ 
ten, hat die NATO in Kasachstan und 
der Mongolei ein Manöver begonnen, 
schreibt die Zeitung „Njesawissimaja 
Gasjeta“ am Montag. 

Nach Angaben der NATO sollen solche 
Operationen künftig häufiger stattfin¬ 
den, auch im Raum der früheren Sow¬ 
jetunion. Als Grund dafür wird der bal¬ 
dige Truppenabzug aus Afghanistan an¬ 
gegeben. 

Durch die NATO-Manöver sind Russ¬ 
lands geopolitische Interessen betrof¬ 
fen, weil seine Verbündeten daran teil¬ 
nehmen. Hinzu kommen die jüngsten 
Spannungen zwischen Rußland und den 
USA. Jüngst hatten sich die einflußrei¬ 
chen USA-Senatoren John McCain und 
Lindsey Graham für eine Stationierung 
von weiteren Raketenabwehrelementen 
in Europa ausgesprochen. Dann wären 
nicht nur Russlands Interessen betrof¬ 
fen, sondern auch die der an Russland 
grenzenden Länder, die zurzeit nicht 
im Einflussraum des westlichen Militär¬ 
bündnisses liegen. 

In der Mongolei findet eine Übung 
mit mehr als tausend Soldaten aus der 
Mongolei, den USA, Kanada, Australien, 
Frankreich, Großbritannien, Deutsch¬ 
land, Indien, Japan, Südkorea und an¬ 
deren Staaten statt. Erstmals sind auch 
Friedenssoldaten aus Tadschikistan be¬ 
teiligt. Russland und China schickten 
nur Beobachter zu diesem Manöver. 

In Kasachstan findet eine weitere NA- 
TO-Übung statt, zu der russische und 
chinesische Beobachter nicht einmal 
eingeladen wurden. Ein Vertreter des 
kasachischen Militärministeriums er¬ 
klärte, daß die Kooperation mit der 
NATO vertieft werden müsse. Kasachi¬ 
sche Soldaten nehmen auch an Übun¬ 
gen der Organisation des Vertrags über 
kollektive Sicherheit (OVKS) teil. Die 
NATO lehnt ein Zusammenwirken mit 
dieser Organisation ab, pflegt aber akti¬ 
ve Kontakte mit einzelnen OVKS-Län- 
dern wie Kasachstan, Kirgistan und Ta¬ 
dschikistan. 

„Arktischer Rat“ 

Beobachterstatus für Indien 
und China 

Der im September 1996 im kanadischen 
Ottawa gegründete Arktische Rat um¬ 
fasst alle Länder, die Territorien nördlich 
des Polarkreises besitzen. Das sind Finn¬ 
land, Schweden, Norwegen, Dänemark 
(Grönland und Färöer), Island, Kanada, 
die USA (Alaska) und Russland. Ziele 
der Tätigkeit des Rates sind der Um¬ 
weltschutz in der arktischen Region so¬ 
wie deren wirtschaftliche und verkehrs¬ 
technische Erschließung, die durch die 
Klimaerwärmung begünstigt wird. 
Durch die Öffnung der Nordost- und der 
Nordwest-Passage wird der Schiffstrans¬ 
port zwischen Europa und Asien sowie 
zwischen der Ostküste Nordamerikas 
und Asien um fast zehntausend Kilo¬ 
meter verkürzt und daher billiger. Es 
ist verständlich, dass sich auch andere 
Staaten für diese Region interessieren, 
in der große Energie- und Rohstoffvor¬ 
räte vorhanden sind. Schon seit 2006 be¬ 
mühte sich China um den Status eines 
Ständigen Beobachters im Arktischen 
Rat. Dies erlaubt, an den Tagungen der 
Arbeitsgremien teilzunehmen und Pro¬ 
jektvorschläge einzubringen. Schon seit 
Jahren unterhält China Forschungsein¬ 
richtungen im arktischen Raum und ist 
dabei, speziell für diesen Raum taugli¬ 
che Frachtschiffe zu entwickeln. 
Chinesische Experten gehen davon aus, 
dass um 2020 rund 25 Prozent des chine¬ 
sischen Außenhandels über die Nordost- 
Passage abgewickelt werden. Eine wich¬ 
tige Rolle spielt dabei auch das im Mai 
Unterzeichnete Freihandelsabkommen 
mit Island - das erste dieser Art, das Chi¬ 
na mit einem europäischen Land abge¬ 
schlossen hat. 

Auf dem Ministertreffen des Arktischen 
Rates im schwedischen Kiruna wurde 
nun beschlossen, China sowie Indien, 
Italien, Japan, Südkorea und Singapur 
den Status eines ständigen Beobachters 
zu gewähren. Aloyse Bisdorff 
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Zwei Beine 

Kandidaturvorwahlen in Chile • KP vor historischem Erfolg? 


C hile wählt am 17. November einen 
neuen Staatschef sowie ein neues 
Parlament. Eine ähnliche knappe 
Mehrheit wie für den rechtsgerichteten 
Präsidenten Sebastian Pinera (Nationa¬ 
le Erneuerung - RN), der in der Stich¬ 
wahl 51,6 Prozent bekommen hatte, war 
vor vier Jahren dabei im Parlament her¬ 
ausgekommen, wo die Rechten zusam¬ 
men 61 der 120 Sitze errungen hatten. 
Nun deutet manches auf einen Regie¬ 
rungswechsel hin. Die der Sozialisti¬ 
schen Partei (PS) angehörende frühe¬ 
re Präsidentin Michelle Bachelet wird 
mit über 40 Prozent taxiert; man kann 
davon ausgehen, dass sie für die „Nue- 
va Mayoria“ (Neue Mehrheit) ins Ren¬ 
nen gehen wird. Die Rechten hatten 
erst kürzlich ihr eigentliches Zugpferd 
verloren, als Pablo Longueira von der 
Diktaturpartei UDI aus gesundheitli¬ 
chen Gründen zurückziehen musste; die 
UDI nominierte daraufhin die Tochter 
des Juntagenerals Matthei, die derzei¬ 
tige Arbeitsministerin Evelyn Matt¬ 
hei, nach. Als ein möglicher Kandidat 
der Rechten wird allerdings auch And¬ 
res Allamand (RN) gehandelt, der die 
Vorwahlen gegen Longueira verloren 
hatte. Allamand liegt nach letzten Um¬ 
fragen jedoch nur bei 4 Prozent, wäh¬ 
rend Laurence Golborne, ein anderer 
möglicher Kandidat der UDI, derzeit 
mit 12 Prozent rechnen könnte. Aller¬ 
dings waren 34 Prozent der Befragten 
noch unentschlossen. Die Kandidat/inn/ 
en, darunter vielleicht auch der Unab¬ 
hängige Marco Enriquez-Ominami, der 
2009 20 Prozent erreicht hatte und jetzt 
deutlich schlechter gehandelt wird, wer¬ 
den kommende Woche von den Partei¬ 


enbündnissen festgelegt. Eine Wieder¬ 
wahl Pineras ist von der Verfassung aus¬ 
geschlossen. 

Bei den in diesen Wochen stattfinden¬ 
den Vorwahlen bestimmen die jeweili¬ 
gen Parteienbündnisse ihre Kandidat/ 
inn/en auch für die Parlaments wählen. 
Das Bündnis „Neue Mehrheit“, zu dem 
neben einem Teil der Sozialistischen 
Partei, den Christdemokraten (DC), 
der Radikalen Partei und der Partei für 
die Demokratie auch die KP Chiles ge¬ 
hört, könnte im November eine Mehr¬ 
heit im Parlament erringen. Die KP hat 
es in einem jahrelangen, klugen Prozess 
(dazu UZ vom 4. Januar) verstanden, 
Stück für Stück das binominale Wahl¬ 
system zu umgehen, das eigentlich nur 
den Blöcken UDI/RN sowie DC/PS/ 
PPD/PRSD Chancen auf Parlaments¬ 
sitze einräumt. 2009 gelang es erstmals 
mittels Absprachen drei kommunisti¬ 
sche Abgeordnete durchzusetzen. Die¬ 
ses Jahr könnten es neun werden: die 
drei Abgeordneten Teillier (KP-Vorsit¬ 
zender), Carmona (Generalsekretär) 
und Gutierrez treten in ihren Wahl¬ 
kreisen wieder an; hinzu kommen vier 
mit den anderen Kräften ausgehandel¬ 
te Bezirke hinzu, wo kommunistische 
Kandidat/inn/en ebenfalls für das ge¬ 
samte Bündnis gegen den Rechtsblock 
antreten werden: La Florida und Esta- 
ciön Central in der Hauptstadt Santi¬ 
ago sowie Coquimbo und Valparaiso. 
Außerdem siegten die beiden Genoss/ 
inn/en, die die KP in die Vorwahlen des 
4. August geschickt hatte: Karol Cari- 
ola, Generalsekretärin der Kommunis¬ 
tischen Jugend, in Recoleta (Santiago) 
und der Gewerkschafter Cristiän Cue- 


vas in Calama, gegen Kandidaten aus 
anderen Parteien der Neuen Mehrheit. 
Der Einfluss der KP Chiles auf Michel¬ 
le Bachelet, die sich vor wenigen Tagen 
bei einem medial genutzten Treffen 
mit jungen KP-Aktivist/inn/en wie Ka¬ 
rol Cariola, Camila Vallejo und Camilo 
Ballesteros im Museum für zeitgenössi¬ 
sche Kunst für Reformen im Bildungs¬ 
wesen (70 Prozent der Schüler und 
Studierenden sollen in staatlichen Ein¬ 
richtungen ausgebildet werden) und bei 
der pinochetistischen Verfassung aus¬ 
gesprochen hat, ist auch der Tatsache 
geschuldet, dass die Christdemokraten 
zu lange auf das eigene (falsche) Pferd 
gesetzt hatten: Claudio Orrego, der sich 
aber nicht gegen Bachelet durchsetzen 
konnte. Damit verpassten sie Einfluss 
auf Bachelets Programmatik zu neh¬ 
men, während die KP statt mit dem ihr 
am nächsten stehenden PRSD-Kandi- 
daten Gömez ein Bündnis einzugehen, 
gleich bei Bachelet andockte. Nun sind 
die Medien, besonders, nachdem die 
genannten Vorwahlen von Kariola und 
Cuevas gewonnen wurden, in Alarm¬ 
stimmung. Auch Teile der Christde¬ 
mokraten warnen vor einer möglichen 
Regierungsbeteiligung der KP, obwohl 
diese dazu bislang nur gesagt hat, sie 
stünde „wenn, dann mit einem Bein in 
der Regierung und einem auf der Stra¬ 
ße“. 

Die deutsche Schwesterpartei CDU 
hat jedenfalls bereits Druck auf die 
DC gemacht Bachelet eines Besseren 
zu belehren. Ein spannender Wahl¬ 
kampf steht bevor, in dem sicher auch 
in die antikommunistische Mottenkiste 
gegriffen wird. Günter Pohl 


Streit um den Affenfelsen 



Ein leerer Grenzübergang: Zwischen 
Spanien und Großbritannien eskaliert 
ein Streit über Fischgründe an der Küs¬ 
te der britischen „Kronkolonie“ Gib¬ 
raltar. Der spanische Außenminister 
Jose Manuel Garcia-Margallo drohte 
mit Vergeltungsmaßnahmen. Seinen 
Worten zufolge wird für Grenzübertrit¬ 
te eine Gebühr von 50 Euro erwogen, 
die vor allem Touristen und in Spanien 
arbeitende Einwohner Gibraltars tref¬ 
fen würde. Wer dieser Tage über den 
Landweg nach Gibraltar einreisen will, 
muss mit stundenlangen Staus rechnen. 
Spanien rechtfertigt die verschärften 
Grenzkontrollen mit dem Vorgehen 
gegen Schmuggleraktivitäten. Groß¬ 


britannien vermutet jedoch, dass die 
Strenge eine Reaktion auf ein künst¬ 
lich erstelltes Riff ist, zu dem spani¬ 
sche Fischerboote nun keinen Zugang 
mehr hätten. Die neuen Reibereien ha¬ 
ben mittlerweile schon die EU auf den 
Plan gerufen, die im Herbst Beobach¬ 
ter schicken wird, um festzustellen, ob 
die Grenzkontrollen angemessen sind. 
Die britischen Behörden wollen ange¬ 
sichts der zunehmend angespannten 
Beziehungen drei Kriegsschiffe zu Ma¬ 
rineübungen nach Gibraltar schicken. 
Laut dem britischen Kriegsministerium 
sollen die Manöver „im Rahmen plan¬ 
mäßiger Militärübungen“ durchgeführt 
werden. 


Vor fünf Jahren: Überfall Georgiens auf Südossetien 

Juli A. Kwizinski zur Rolle der USA und ihrer Verbündeten bei der Aggression 


Mit massivem Artilleriebeschuss der Hauptstadt Südossetiens, Zchinwali, durch 
die georgischen Truppen, begann in der Nacht auf den 8. August 2008 der fünf 
Tage dauernde Krieg um die Republik Südossetien. Der Zeitpunkt war nicht zu¬ 
fällig gewählt. Die Aufmerksamkeit der Welt gehörte in diesen Tagen den Olympi¬ 
schen Spielen in Peking. 

Etwa 1 500 Menschen, vor allem friedliche Einwohner Zchinwalis, fielen dem 
blutigen Abenteuer des georgischen Präsidenten Saakaschwili zum Opfer. Teile 
der südossetischen Hauptstadt, aber auch georgischer Städte wurden zerstört. Der 
Krieg endete mit einer blutigen Nase für den Brandstifter und der endgültigen 
Selbstständigkeit der nach der Konterrevolution in der UdSSR von Georgien ge¬ 
lösten Teilrepubliken Südossetien und Abchasien. Russland, das die südossetischen 
bewaffneten Formationen durch militärische Kräfte unterstützt hatte, erkannte am 
26. August Südossetien und Abchasien offiziell als selbstständige Staaten an. In ei¬ 
nem Vertrag mit den Regierungen der beiden Republiken wurde die Stationierung 
russischer Militäreinheiten auf deren Territorium vereinbart, um neuen bewaffne¬ 
ten Abenteuern Georgiens einen Riegel vorzuschieben. 

Die damaligen Ereignisse werfen die Frage nach der Rolle und Verantwortung der 
USA für das georgische Kriegsabenteuer auf. War Saakaschwili doch der Zögling 
und getreue Vasall Washingtons. In einem Interview beantwortet sie der bekannte 
sowjetische und russische Diplomat und Politiker, der ehemalige Botschafter der 
UdSSR in der BRD und spätere außenpolitische Spezialist der Duma-Fraktion der 
KPRF, Juli Alexandrowitsch Kwizinski. Wir geben im Folgenden einige Auszüge 
daraus wieder. Sie sind der „Sowjetskaja Rossija“ vom 8. August entnommen, in 
der aus Anlass des fünften Jahrestags des Überfalls auf Südossetien das damalige 
Interview noch einmal publiziert wurde. 


Keine spontane 
Entscheidung Saakaschwilis 

Frage: Warum war für den Westen und 
seinen georgischen Vasallen die Erobe¬ 
rung Südossetiens notwendig, war doch 
das Risiko groß? 

Antwort: Man sollte nicht davon aus¬ 
gehen, dass der Überfall auf Südos¬ 
setien eine spontane persönliche Ent¬ 
scheidung Saakaschwilis war. Derartige 
Operationen werden lange vorbereitet. 
Sie werden sowohl in militärischer wie 
politischer Hinsicht gründlich kalku¬ 
liert. Im gegebenen Fall waren an der 
Vorbereitung der Operation zweifel¬ 
los die USA, Großbritannien und Isra¬ 
el beteiligt. Ihre Militärberater halfen 
den Georgiern eine neue Militärdok¬ 
trin auszuarbeiten und ihre Feldoffizie¬ 
re bereiteten die georgischen Truppen 
gründlich auf die Durchführung von 
Kampfhandlungen vor. Georgien er¬ 
hielt umfangreiche Militärtechnik aus 
den USA, Israel und der Ukraine. Prä¬ 
sident Bush unterstützte demonstrativ 
Saakaschwilis abenteuerliche Politik 
und forderte auf der NATO-Tagung in 
Bukarest die unverzügliche Aufnahme 
Georgiens in das nordatlantische Mili¬ 
tärbündnis. 


Und da sollen Washington und sei¬ 
ne Verbündeten nicht gewusst haben, 
dass Saakaschwili diese Truppen und 
diese Technik für den Versuch benö¬ 
tigte, Südossetien und Abchasien zu 
erobern? Ihnen sollte die verstärkte 
militärische Aufklärung Georgiens ent¬ 
gangen sein? Sie wussten nichts von der 
Konzentration georgischer Truppen an 
der Grenze zu Südossetien? Natürlich 
war ihnen all das bekannt und zumin¬ 
dest haben sie sich nicht dagegen ge¬ 
wandt. Aber natürlich blieb dies auch 
Moskau nicht verborgen. Es war nicht 
schwierig, eine Aggression vorherzuse¬ 
hen. Da Saakaschwili vorhatte, schon 
im Dezember 2008 der NATO beizu¬ 
treten, musste er seine Grenzproble¬ 
me bis zu diesem Zeitpunkt lösen. Wer 
aber legte das Beitrittsdatum fest? Die 
NATO-Tagung in Bukarest, die im 
April stattgefunden hatte. 

Was wollte der Westen erreichen, in¬ 
dem er den kriegslüsternen georgischen 
Zwerg „antrieb“? Vor allem sollte eine 
Art „Leuchtturm“ für die anderen Staa¬ 
ten im postsowjetischen Raum geschaf¬ 
fen werden, der zeigte, dass auch die zü¬ 
gelloseste antirussische Politik gar nicht 
so gefährlich sei, wenn ihre Betreiber 


vom Westen unterstützt werden. Wenn 
die Georgier Erfolg gehabt hätten, hätte 
dies der Autorität Russlands nicht nur 
in der Südregion, sondern weit darüber 
hinaus einen schweren Schlag zugefügt. 
Wie einige Leute im Westen bekannten, 
hätte ein Erfolg Saakaschwilis die Füh¬ 
rer der Ukraine, Aserbaidschans und 
Kasachstans zu größerer Dreistigkeit 
im Verhältnis zu Moskau anstacheln 
und den Boden für das Vordringen der 
NATO in die Kaukasusregion und nach 
Zentralasien ebnen können. Man wollte 
den neuen russischen Präsidenten Med- 
wedjew auf die Probe stellen. Er war 
am 8. August allein in Moskau, Putin 
war in Peking, und Erfolg oder Misser¬ 
folg der Operation gegen Südossetien 
entschied sich buchstäblich innerhalb 
von Stunden. 

Warum scheiterte die 
Aggression? 

Frage: Aber es hat nicht geklappt. Was 
waren die Gründe, und was sind die Fol¬ 
gen? 

Antwort: Vor allem hat es wegen des 
heroischen Widerstands der südosseti¬ 
schen Truppen und Freiwilligen, aber 
auch unserer kleinen Beobachtergrup¬ 
pe zur Überwachung des Friedens an 
der Grenze zwischen Georgien und 
Südossetien in den ersten Stunden nach 
der Aggression nicht geklappt. Natür¬ 
lich gelang es den Georgiern Zchinwali 
zu zerstören, die strategische Aufgabe, 
den Roki-Tunnel (der durch das Ge¬ 
birge zwischen Süd- und Nordossetien 
führt) zu erobern und das ganze Ter¬ 
ritorium Südossetiens unter ihre Kon¬ 
trolle zu bringen, misslang. Der Tunnel 
hatte eine Schlüsselbedeutung. Seine 
Eroberung hätte es erlaubt, den Zu¬ 
gang der militärischen Hilfe, vor allem 
schwerer Technik aus Russland, zu blo¬ 
ckieren. In diesen Stunden erwartete 
man im Westen, den Atem anhaltend, 
Ergebnisse, hoffte man auf den Erfolg. 
Es ist kein Zufall, dass die westlichen 
Massenmedien am ersten Tage die In¬ 
tervention der georgischen Truppen 
nicht „bemerkten“ und der UNO-Si¬ 
cherheitsrat, den sowjetischen Dring¬ 
lichkeitsantrag, sich mit der Aggressi¬ 
on zu befassen, mit der fadenscheini¬ 
gen Begründung ablehnte, es sei schon 


sehr spät am Abend und die Mitglieder 
des Sicherheitsrats möchten schlafen. 
Doch der Sicherheitsrat erwachte sehr 
schnell, als die ersten russischen Panzer 
durch den Roki-Tunnel rollten und un¬ 
sere Kampfflugzeuge den Aggressoren 
Schläge zu versetzen begannen. 

Es wurde klar, dass die Intervention 
Saakaschwilis zum Scheitern verur¬ 
teilt war. Nachdem sich Russland in die 
Sache eingemischt hatte, gab es keine 
Chance mehr auf einen Erfolg für ihn. 
Jetzt musste gerettet werden, was noch 
zu retten war, vor allem das verbreche¬ 
rische Regime Saakaschwilis. Als erstes 
begriff man das übrigens in London, in¬ 
dem man zweifelhafte Angaben über 
das Kräfteverhältnis zwischen Russ¬ 
land und Georgien publizierte und 
zur Einstellung der Kampfhandlungen 
auf rief. Der Aufruf war ein primitiver 
Trick. Die Feuereinstellung hätte be¬ 
deutet, die georgischen Aggressoren 
dort stehen zu lassen, wo sie sich gera¬ 
de befanden, d.h. sie nicht nur vor der 
unvermeidlichen Niederlage zu retten, 
sondern ihnen auch das eroberte Ter¬ 
ritorium zu überlassen. Doch, Gott sei 
Dank, fiel die russische Seite nicht auf 
diesen Köder rein und erklärte unmiss¬ 
verständlich, dass sie die Konterattacke 
nicht stoppen werde, bevor der Aggres¬ 
sor seine verdiente Strafe erhalten hat. 
Das rief Panik im Westen hervor. Dort 
rechnete man sich schnell aus, dass die 
Niederlage das politische Ende Saa¬ 
kaschwilis und die der ganzen Politik 
des Aufbaus Georgiens zu einem Vor¬ 
posten der USA an der Südflanke Russ¬ 
lands bedeuten könnte. Es ist offen¬ 
sichtlich, dass dies darüber hinaus der 
ganzen Politik der USA im postsowje¬ 
tischen Raum Schaden zufügen würde. 
Wie einer der bekanntesten Londoner 
politischen Beobachter feststellte, wäre 
das Fiasko Saakaschwilis eine deutliche 
Warnung für jeden gewesen, der „un¬ 
serem (NATO-) Klub beitreten möch¬ 
te“. Die Botschaft lautete: Ihr könnt das 
versuchen, aber rechnet nicht auf unsere 
Hilfe, wenn die Sache nicht so läuft, wie 
ihr euch das gedacht habt. Außerdem 
wird jetzt wohl kaum noch jemand dar¬ 
an zweifeln, dass die Aufnahme Georgi¬ 
ens in die NATO auf unbestimmte Zeit 
hinausgeschoben werden muss. Man 


stellt immer offener fest, dass der Über¬ 
fall Georgiens auf Südossetien ein gro¬ 
ßer politischer Fehler Bushs war. (...) 

Die Lehre für Russland 

Frage: Welche allgemeine Schlussfolge¬ 
rung kann man aus dem schweren mi¬ 
litärischen Konflikt ziehen, der sich vor 
unseren Augen abspielte? 

Antwort: Eine einfache und zugleich 
äußerst bedrohliche. Die USA und ihre 
europäischen Verbündeten sind ernst¬ 
haft über die sich abzeichnende Ten¬ 
denz beunruhigt, dass sich Russland ih¬ 
rer Kontrolle entzieht. Sie sind bestrebt, 
diese Tendenz mit allen Mitteln wieder 
umzukehren und uns in die Zeiten Jel¬ 
zins und Kosyrjews (Außenminister 
während der Präsidentschaft Jelzins) 
zurückzuzerren. Der Überfall auf Süd¬ 
ossetien war eine gründlich durchdach¬ 
te und lange vorbereitete Operation 
mit dem Ziel, Russland aus dem Kau¬ 
kasus und Zentralasien hinauszuwer¬ 
fen, um damit Voraussetzungen für die 
weitere Ausdehnung der NATO und 
des Cordon sanitaire feindlicher Staa¬ 
ten um Russland herum zu schaffen. 
Man versuchte Russland den ihm von 
den USA und der NATO zugedachten 
Platz zuzuweisen, die Unentschlossen¬ 
heit der russischen Führung zur Ver¬ 
teidigung der Interessen ihres Landes 
sollte ebenso demonstriert werden, 
wie die straflose Unterstützung einer 
derartigen imperialen Politik der USA 
durch andere Staaten. Dieser Versuch 
wird nicht der letzte sein. Es wird neue 
geben. Wir müssen darauf vorbereitet 
sein, diese zurückzuweisen. Für unsere 
Außenpolitik bricht eine äußerst kom¬ 
plizierte und verantwortungsvolle Zeit 
an - der Augenblick der Wahrheit, wo 
wir uns davon überzeugen müssen, wer 
unser Feind, und wer unser Verbünde¬ 
ter, Freund und Weggefährte ist. 

Ich befürchte, dass es zunächst mehr 
Gegner als Freunde sein werden. Die 
Freunde und Weggefährten werden in 
dem Maße zunehmen, in dem Russland 
aus der sich hinziehenden Krise heraus¬ 
kommt, wiederaufersteht, seine reale 
Macht wiedergewinnt und mehrt. Einen 
anderen Weg gibt es für Russland nicht. 

(Redaktionelle Bearbeitung und Übersetzung a.d. 

Russ.: Willi Gerns) 
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Gastkolummne von Manfred Dietenberger 

Betriebsräte immer öfter 
unter Beschuss 


Bei Burger King droht nach der Über¬ 
nahme von 91 Filialen durch die Fir¬ 
ma Yi-Ko aus Stade die Zerschlagung 
vieler Betriebsräte. Die Arbeit der Be¬ 
triebsräte wird massiv behindert, ein¬ 
zelne Betriebsratsmitglieder werden 
regelrecht drangsaliert. Doch das ist 
nur eines der jüngsten Beispiele von 
Betriebsrat-Bossing, dem Mobben 
von aktiven Gewerkschaftern durch 
die Bosse. Betriebsräte geraten im¬ 
mer öfter und überall in diese Bos- 
sing-Mühle. 

Die Mitbestimmung im Betrieb war 
den Kapitalisten schon immer ein 
Dorn im Auge. Nach der Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus for¬ 
derten die Gewerkschaften als eine 
der Lehren der Vergangenheit die Be¬ 
grenzung der Kapitalmacht durch ech¬ 
te Mitbestimmung der Arbeiterschaft 
und eine starke Verankerung der Ge¬ 
werkschaft in den Betrieben. Im Vor¬ 
feld der Verabschiedung des - diesem 
Anspruch nicht gerecht werdenden - 
Betriebsverfassungsgesetz 1952 mobi¬ 
lisierten die Gewerkschaften und die 
Arbeiterparteien SPD und KPD mas¬ 
siven Widerstand gegen das eindeu¬ 
tig kapitallastige Gesetz. Obwohl das 
Betriebsverfassungsgesetz vielfach 
nur eine stumpfe Klinge ist, kann es 
in der Hand konsequenter Betriebs¬ 
räte doch im Kampf zur Durchsetzung 
der Interessen der Beschäftigten er¬ 
folgreich eingesetzt werden. Deshalb 
kündigen immer mehr Unternehmen 
und sogar ganze Branchen diese vor¬ 
gebliche Sozialpartnerschaft auf und 
gehen zum Frontalangriff gegen kon¬ 
sequente Betriebsräte über bzw. ver¬ 
suchen, eine Betriebsratsgründung 
schon im Keim zu ersticken. 

In den meisten Fällen geht es dabei 
gar nicht um die konkrete Arbeit der 
Betriebsräte. Vielmehr werden ein¬ 



zelne Mitglieder „systematisch“ un¬ 
ter Druck gesetzt. Dass die Anschuldi¬ 
gungen ohne realen Hintergrund sind, 
spielt dabei keine Geige. Es geht nur 
darum, dass die Betroffenen infolge 
des zermürbenden Bossings so er¬ 
schöpft sind, dass sie irgendwann auf¬ 
geben. Dabei bedienen sich die Un¬ 
ternehmens skrupelloser juristischer 
Ratgeber. Einer dieser „Spezialisten“ 
ist der Rechtsanwalt Helmut Naujoks. 
Er erledigt die Drecksarbeit für die 
Unternehmen, wenn es darum geht, 
schwer kündbare Betriebsratsmit¬ 
glieder zur Strecke zu bringen. Hel¬ 
mut Naujoks ist spezialisiert auf das 
rechtssichere Kündigen von eigentlich 
unkündbaren Mitarbeitern: Betriebs¬ 
räte, Schwangere, Behinderte. 

Jetzt hat der Kettenhund des Kapi¬ 
tals den Betriebsratsvorsitzenden 
Gökmen Y. der Burger-King-Filiale 
in Dortmund-Kley im Visier. Doch 
der Betriebsratsvorsitzende ist nicht 
allein. Die SDAJ Dortmund zeigt zu¬ 
sammen mit der Gewerkschaftsju¬ 
gend ihre Solidarität: „Wir finden es 
wichtig zu zeigen, dass ein Angriff ge¬ 
gen einen Kollegen oder eine Kollegin 
immer auch ein Angriff gegen uns alle 
ist“, sagte Tino Towara. Recht hat er. 


Die Maut und der Wahlkampf 


Es gibt Politiker, die tun so gut wie 
alles, um von den Medien zitiert und 
damit zum Gesprächsthema an den 
Stammtischen zu werden. Kurz vor 
Wahlen nimmt dieses Verhalten zu¬ 
weilen bizarre Formen an. 

Ein markantes Beispielt ist der bayeri¬ 
sche CSU-Chef und Ministerpräsident 
Horst Seehofer - das ist der Mann, der 
immer grinst, sobald er eine Kamera 
auf sich gerichtet sieht. Er war vor 
Jahren auch schon zweimal Minister 
in der CDU/CSU/FDP-Regierung in 
Berlin, hat dann aber herausgefunden, 
dass man es zwar in Bayern unter rich¬ 
tigen Mannsbildern schätzt, wenn man 
der Sekretärin ein Kind gemacht hat, 
nicht aber ganz so sehr im preußischen 
Berlin. Nun ist er seit 2008 der Herr¬ 
scher auf dem bayerischen Thron, zu¬ 
mindest so lange, bis er entweder abge¬ 
wählt wird, oder bis König Ludwig aus 
der Versenkung auftaucht. Da Letzte¬ 
res als wenig wahrscheinlich gilt, muss 
er sich um Ersteres Sorgen machen. 
Und da hilft, wie im Land der Bayern 
üblich, ein beherztes Männerwort. 
Also redete der Herr Seehofer am Wo¬ 
chenende von seinem festen Willen, 
auf deutschen Autobahnen eine Maut 
für Ausländer einzuführen. Er setzte 
sogar noch nach, dass er das zur unbe¬ 
dingten Voraussetzung machen wolle 
für Koalitionsverhandlungen im Sep¬ 
tember. Spätestens jetzt weiß es auch 
jeder politisch Uninteressierte: Am 
22. September finden Wahlen für den 
deutschen Bundestag statt. Aber die 
kümmern den Herrn Seehofer herz¬ 
lich wenig - vielmehr denkt er an den 
15. September, denn eine Woche vor 
dem gesamtdeutschen Urnengang 
wird in Bayern ein neuer Landtag ge¬ 
wählt ... 

Natürlich ist es längst kein Geheimnis 
mehr, dass die kapitalistische Krise 
auch hierzulande eine Menge Schaden 
angerichtet hat. Zwar konnten die of¬ 
fiziell verkündeten Arbeitslosenzahlen 


in den letzten Monaten so manipuliert 
werden, dass man sie als entweder po¬ 
sitiv trendig oder zumindest als „gar 
nicht so schlimm“ präsentieren konnte. 
Pech nur für die Statistikfälscher, dass 
die Betroffenen, von denen es immer 
mehr gibt, und ganz besonders die ar¬ 
beitslosen Jugendlichen den Schwin¬ 
del nicht so recht glauben wollen. Also 
müssen andere Themen her. Wie zum 
Beispiel die Pkw-Maut auf deutschen 
Autobahnen. Kaum eine Frage hat so¬ 
viel Unruhepotential wie diese. Horst 
Seehofer, der eigentlich ganz gern eine 
allgemeine Bezahlpflicht auf Autobah¬ 
nen einführen will, weiß natürlich, dass 
er damit die Wahl und den Thron auf 
jeden Fall verlieren würde. Also ver¬ 
sucht er bei „guten deutschen“ Wäh¬ 
lern zu punkten, indem er nur die Aus¬ 
länder zahlen lassen will. 

Seine Berater haben ihm zuvor ganz 
sicher erklärt, dass das purer Unsinn 
ist. Denn die möglichen Einnahmen 
würden kaum die Kosten für die Er¬ 
hebung der Maut decken. Außerdem 
widerspricht eine solche Schnapsidee 
dem geltenden EU-Recht und dem da¬ 
rin formulierten Verbot der Diskrimi¬ 
nierung. 

Aber was solTs? Etwas Poltern sorgt 
in Bayern immer für gute Stimmung, 
das weiß man spätestens seit Franz-Jo¬ 
sef Strauß. Der war übrigens einer der 
Größten, wenn es um Wahlverspre¬ 
chen ging und um das Vergessen sei¬ 
nes eigenen Geschwätzes von gestern. 
Seehofer hat zwar nicht das Format ei¬ 
nes FJS, aber er versucht, ihm nachzu¬ 
eifern. Und spätestens am Abend des 
22. September wird er sich an den Un¬ 
sinn eines August-Wochenendes nicht 
mehr erinnern. 

Leider kann man Wahlkampfgetö¬ 
se nicht immer so leicht erkennen. 
Manchmal muss man den Politikern 
doch noch etwas genauer aufs Maul 
schauen. 

Uli Brockmeyer 


Unser großes 
Vorbild 
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Karikatur Bernd Bücking 


Keine Toleranz mit Intoleranten 


Gegen Nazis in der Berliner Hochburg Köpenick 


Der aktuelle Verfassungsschutzbericht 
für Berlin besagt, weniger Rechtsextre¬ 
misten werden immer aggressiver aktiv. 
Die Zahl der Anschläge, Übergriffe, 
Einschüchterungsversuche beispiels¬ 
weise in Treptow-Köpenick, Lichten¬ 
berg, Neukölln bleibt hoch. Die dafür 
verantwortlichen Aktivisten sucht 
NPD-Landeschef Sebastian Schmidtke 
an die Ressourcen der Partei zu bin¬ 
den, denn er führt zugleich die rechte 
„ Kameradschaftsszene“. Die NPD ist 
in drei Bezirksverordnetenversamm¬ 
lungen, auch in Treptow-Köpenick, 
vertreten. Von ihrer Bundes zentrale in 
Köpenick aus mobilisiert und koordi¬ 
niert sie unmittelbare Gruppenanreisen 
zu ihren überregionalen Auftritten, die 
durch Blockaden beantwortet wer¬ 
den - Magdeburg, Dresden, Lrankfurt, 
Dortmund. 

UZ: Hans Erxleben, das Bündnis ge¬ 
gen Nazis ist nicht nur im Vorfeld ih¬ 
rer Großveranstaltungen gefordert, 
sondern muss in Treptow-Köpenicker 
Ortsteilen wie Schöneweide ständig prä¬ 
sent sein. 

Hans Erxleben: Hier, wo das offe¬ 
ne Auftreten der Nazis mit gehäuften 
Provokationen und Angriffen einher¬ 
geht, veranstaltet das Bündnis für De¬ 
mokratie und Toleranz schon seit 2004 
alljährlich ein „Fest der Demokratie“. 
Das Bündnis hat hier auch in den Räu¬ 
men des Zentrums für Demokratie sein 
„Hauptquartier“, um den permanenten 
Hegemoniebestrebungen der Rechten, 
ihren Übergriffen auf Einzelpersonen 
und Attacken auf Einrichtungen der 
Linkspartei, der SPD oder der Jusos 
entgegenzutreten. Dabei spielt auch 
die mobile Beratung gegen Rechtsex¬ 
tremismus eine wichtige Rolle. Den¬ 
noch ist es noch nicht gelungen, die mi¬ 
litanten Neofaschisten aus dem Stadt¬ 
teil zu verdrängen. 

UZ: Wo liegen die Schwerpunkte der 
Szene? 

Hans Erxleben: In Gestalt der Nazi- 
Kneipe „Zum Henker“, die im Febru¬ 
ar gekündigt wurde, wobei der Vollzug 
immer noch aussteht, und dem Milita- 
ria-Laden „Hexogen“ verfügen die Na¬ 
zis seit 2009 bzw. seit 2011 über zwei 
Eckfeiler ihrer verfestigten und radi- 
kalisierten Szenestruktur. Wir kennen 
ihre Treffpunkte dort, fast zehn an der 
Zahl. Durch Aktionen und Demos ma¬ 
chen wir immer wieder auf das brisante 
Gemisch der gut vernetzten Strukturen 
von Alt- und Neu-Nazis, Autonomen 
Nationalisten, rechten Rockern des 
MC Gremium und NPD-Kadern auf¬ 
merksam. Die juristischen Lösungen 
zur Schließung ihrer Treffpunkte wer¬ 
den seit Jahren verschleppt. Die Situ¬ 
ation in der „braunsten“ Straße von 
Berlin - der Brückenstraße, wo auch 
Schmidtke wohnt - hat sich somit nicht 
verbessert. Prozesse gegen Nazi-Akti¬ 
visten gingen wiederholt straffrei aus, 
ergangene Freisprüche wurden frene¬ 
tisch wie Fußballspielsiege gefeiert. 
Obendrein produzierten sich die Täter 
auch noch als „Opfer“. 



Hans Erxleben ist seit dem Zuzug 
der NPD-Zentrale in den Stadtbezirk 
Treptow-Köpenick im Jahr 2000 
Sprecher des örtlichen Bündnisses 
für Demokratie und Toleranz, gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus. 
Er ist in der VVN-BdA aktiv und im 
Stadtbezirksparlament Sprecher der 
Linksfraktion gegen Rechtsextremis¬ 
mus. 

UZ: Du stehst als einer der meistge¬ 
nannten „Linkskriminellen“ auf der 
Hassliste des „Nationalen Widerstands“ 


Hans Erxleben: Wer auf dieser schwar¬ 
zen Hassliste stand - die ist ja derzeit 
nicht mehr online -, wird quasi als le¬ 
bende Zielscheibe zum Abschuss frei¬ 
gegeben. Was auch vor einem Jahr zu 
einem nächtlichen Gewalt-Anschlag 
auf mein Haus führte. Da ich in einer 
Reihenhaussiedlung wohne, hätten 
die meterweit geschleuderten Split¬ 
ter meines gesprengten Briefkastens 
auch unbescholtene Nachbarn tref¬ 
fen können - neben mir wohnt z.B. 
eine Familie mit kleinen Kindern, das 
nehmen diese Banditen einfach so in 
Kauf. Weder die geistigen Brandstif¬ 
ter und Drahtzieher noch die extrem 
militanten rechten Akteure, die diese 
Drecksarbeit machen, sind bisher ge¬ 
fasst worden. Noch Anfang 2012 wurde 
mir vom Staatsschutz schriftlich mitge¬ 
teilt, es gäbe keine Anzeichen für eine 
Gefährdung meiner Person. Der rein¬ 
ste Hohn, eine dreiste Verharmlosung. 
Noch geht‘s nur um Sachschäden, aber 
solche Angriffe richten sich gegen das 
friedliche Zusammenleben, gegen 
Grundwerte der Demokratie. 

UZ: Es wäre doch Sache von Verfas- 
sungs- und Staatsschutz, davor zu schüt¬ 
zen. 

Hans Erxleben: Ach, von einem maxi¬ 
malen Ermittlungsdruck auf die rech¬ 
te Szene, wie man sie berlinweit bei 
den Rockern praktiziert, ist man hier 
meilenweit entfernt. Die dort gezeigte 
Null-Toleranz-Strategie fordere ich seit 
längerem vehement auch gegen Neo¬ 
nazis. Mit der grob fahrlässigen Igno¬ 
ranz und Bagatellisierung auf diesem 
Gebiet muss endlich Schluss sein. Nicht 
nur die rechten Homepages müssen in¬ 
diziert und abgeschaltet werden. Krimi¬ 
nelle Vereinigungen wie der „Nationale 
Widerstand Berlin“ müssen verboten 
werden. Ich unterstütze die scharfe Kri¬ 
tik an der Sicherheitsarchitektur dieses 
Staates. Das Versagen der Sicherheits¬ 


behörden im Großen bei den Mordta¬ 
ten des NSU setzt sich fort im Kleinen 
bei der Aufklärung von Straftaten wie 
in meinem Fall. Es wird immer noch ba¬ 
gatellisiert, was das Zeug hält. 

UZ: Käme es in absehbarer Zeit zu ei¬ 
nem formellen NPD-Verbot, wäre das 
die Chance, Berlins größte Bedrohung 
durch die Nazis in der Hochburg Nie¬ 
derschöneweide vom Tisch zu bekom¬ 
men? 

Hans Erxleben: Das Verbot wollen wir 
gemeinsam, doch es reicht keineswegs. 
In diesem Kiez sollen durch gezielten 
Zuzug etwa 30 Prozent aller militanten 
Neonazis Berlins wohnen. Fast 50 Pro¬ 
zent aller rechtsextremen Delikte im 
Bezirk werden hier begangen. Und das 
schon seit den 90er Jahren, als sich hier 
die Schläger und Bombenbastler der 
„Kameradschaft Treptow“ trafen. Die 
Neonazis wollen das zu ihrer Home- 
Zone ausbauen und zu einer No-Go- 
Area für Linke machen, eigentlich für 
alle Demokratinnen und Demokra¬ 
ten. Eine ihrer Aktionen in Form einer 
Mahnwache hieß mal „Zum Henker 
mit den Demokraten“, eine unverhüll¬ 
te Morddrohung. Sie war so genehmigt 
worden. Aber egal - deren Hass ist un¬ 
ser Ansporn. 

UZ: Welche Erfahrungen habt ihr mit 
der „notwendigen, parteienübergrei¬ 
fenden Aktionseinheit “ über die du 
am 8. August vor „Rotfuchs“-Lesern 
im Springborn-Club Johannisthal von 
Treptow-Köpenick sprachst? 

Hans Erxleben: Parteiübergreifend 
und somit wirksamer und noch effek¬ 
tiver gegen den Rechtsextremismus 
vorzugehen ist keine Tagesaufgabe, 
sondern eine Daueraufgabe, die einen 
langen Atem verlangt. Diese Arbeit 
ist ungeheuer kräftezehrend und kann 
nur in einem abgestimmten Vorgehen 
von Staat und Zivilgesellschaft funkti¬ 
onieren. Davon sind wir aber oft noch 
weit entfernt. Unter dem Landesvor¬ 
sitz von Sebastian Schmidtke ist eine 
stärkere Vernetzung von NPD und mi¬ 
litanter gewaltbereiter rechter Szene in 
Berlin zu beobachten. Auch angesichts 
der Tatsache, dass die NPD im Sep¬ 
tember ihren Bundesparteitag in unse¬ 
rem Nachbarbezirk Neukölln abhalten 
will, muss antifaschistische Gegenmo¬ 
bilisierung breiter werden. Ich erinnere 
da auch an die gute Mitarbeit bzw. Zu¬ 
sammenarbeit mit der DKP. 69 Jahre 
nach der Ermordung Ernst Thälmanns 
muss die geballte Faust, Symbol des 
gemeinsamen Handelns, oben bleiben. 
Thälmann gehört für mich nicht nur 
zur großen Familie der Antifaschisten, 
sondern auch zu meiner eigenen. Mein 
Vater - Hans Jendretzky - leitete bis 
zum Verbot 1929 den Rot-Frontkämp¬ 
ferbund Berlin-Brandenburg, er war 
zusammen mit Ernst Schneller, Willy 
Leo und Fritz Selbmann in der Bundes¬ 
führung des von Thälmann geleiteten 
RFB. Deren Vermächtnis gilt es zu er¬ 
füllen, dem fühle ich mich verpflichtet. 
Das ist gelebter Antifaschismus der Tat. 

Das Gespräch führte Hilmar Franz 
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Rosa Luxemburg anlässlich des 70. Geburtstages Bebels (1910) 

(...) Als sich (...) auf die gefallene Pariser Kommune alle Geier der bürgerlichen 
Reaktion stürzten, entrollte Bebel im reichsdeutschen Parlament entschlossen 
die revolutionäre Standarte und rief laut:,,... seien Sie fest überzeugt, das ganze 
europäische Proletariat und alles, was noch ein Gefühl für Freiheit und Unab¬ 
hängigkeit in der Brust trägt, sieht auf Paris ..., und wenn auch im Augenblick 
Paris unterdrückt ist, dann erinnere ich Sie daran, dass der Kampf in Paris nur 
ein kleines Vorpostengefecht ist, dass die Hauptsache in Europa uns noch bevor¬ 
steht und dass, ehe wenige Jahrzehnte vergehen, der Schlachtenruf des Pariser 
Proletariats,Krieg den Palästen, Friede den Hütten,Tod der Not und dem Müßig¬ 
gänge!' der Schlachtruf des gesamten europäischen Proletariats werden wird.“ 
(...) Der historische Weg hat sich in den Niederungen der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft etwas länger ausgedehnt, als es dem kühnen Blick Bebels im Jahre 1871 
erschien, wie sich dieser Weg als länger herausgestellt hatte, als die Schöpfer 
des Kommunistischen Manifestes ein Menschenalter früher mutmaßten. Was 
verschlug's aber? (...) Nach zwanzig Jahren wiederholt Bebel in der obersten 
Vertretung der Partei, auf dem Parteitag in Erfurt, mit seiner hellen, metalli¬ 
schen Stimme dieselbe „Prophezeiung“: „Ja, ich bin überzeugt, die Verwirkli¬ 
chung unserer letzten Ziele ist so nahe, dass wenige in diesem Saale sind, die 
diese Tage nicht erleben werden.“ Wie ein warmer, elektrisierender Strom des 
Lebens, des Idealismus, der tatenfreudigen Sicherheit ging es aus Bebels Mun¬ 
de durch die Versammlung. Es wurde Bebel später mit der Schneiderelle in der 
Hand haarklein nachgewiesen, wie sehr er sich wiederum in dem Augenmaß 
des Weges bis zum Eintritt in die sozialistische Pforte fatal verrechnet hatte. 
Aber die aufgeklärten proletarischen Massen draußen im Lande, in Deutschland 
wie anderwärts, haben ihn auch diesmal verstanden (...) 

Aus: Die Gleichheit (Stuttgart), 20.Jg. 1910, Nr. 10, S. 146-149. 


Bild oben rechts: Beerdigung August Bebels in Zürich. 

Bild unten: Bebel und Paul Singer (sitzend am Tisch) während der Maifeier von 
1890 in Dresden. 




Bild oben: Verdun. 

Den Militarismus des Kaiserreichs geißelte Bebel innerhalb und außerhalb des 
Reichstages mit scharfen Worten:„Diesem System keinen Mann und keinen 
Groschen!“ Jahrzehntelang warnte er vor einem europäischen Krieg, der nur ein 
Jahr nach seinem Tod schreckliche Wirklichkeit wurde. 

Mit der Zustimmung im deutschen Reichstag zur Bewilligung der Kriegskredite 
brach die Mehrheit der SPD-Reichstagsfraktion mit diesem Erbe Bebels. Und die 
rechte Führung der SPD verriet 1918/19 dann auch noch die Revolution ... 



Zum 100. Todestag von August Bebel 

Selbst ein Arbeiter, wurde er zum 
Vorbild eines Arbeiterführers 


(...) Die sechziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts brachten Deutschland 
nach langen schweren Jahren der Kon¬ 
terrevolution einen liberalen „Früh¬ 
ling“ und ein neues Erwachen der pro¬ 
letarischen Massenbewegung. Lassalle 
begann mit seiner glänzenden, aber 
nicht lange währenden Agitation. Be¬ 
bel, damals ein junger Drechslergeselle, 
liest begierig die von den alten Acht¬ 
undvierzigern herausgegebenen libera¬ 
len Zeitungen und wird zum begeister¬ 
ten Teilnehmer der Arbeiterbildungs¬ 
vereine. (...) 

Aber das Leben fordert sein Recht - 
und der junge Arbeiter, der die Bro¬ 
schüren Lassalles liest, gelangt allmäh¬ 
lich auch zu Marx, so schwer es damals 
infolge der mehr als zehnjährigen Un¬ 
terdrückung durch die Konterrevoluti¬ 
on in Deutschland auch war, die Werke 
von Marx kennenzulernen. Die proleta¬ 
rischen Lebensbedingungen, das erns¬ 
te und gründliche Studium der Gesell¬ 
schaftswissenschaften drängen Bebel 
zum Sozialismus. Er wäre auch allein 
zum Sozialismus gekommen, aber der 
14 Jahre ältere und gerade aus dem 
Londoner Exil zurückgekehrte Lieb¬ 
knecht half ihm, diese Entwicklung zu 
beschleunigen. 

(...) In der zweiten Hälfte der sechziger 
Jahre bricht Bebel seine Verbindung 
mit den Liberalen ab, löst den sozialisti¬ 
schen Teil der Arbeitervereine von dem 
bürgerlich-demokratischen und stellt 
sich zusammen mit Liebknecht in die 
ersten Reihen der Eisenacher, der Par¬ 
tei der Marxisten, die lange Jahre hin¬ 
durch gegen die andere Arbeiterpartei, 
die Lassalleaner, gekämpft hat. 

(...) Gleich bei der Gründung des Deut¬ 
schen Reichstags wurde Bebel als ganz 
junger Mensch, 27jährig, in das Parla¬ 
ment gewählt. Und die Grundlagen der 
Parlamentstaktik der deutschen (und 
der internationalen) Sozialdemokratie, 
die den Gegnern nicht einen Fußbreit 
Boden überlässt, die nicht die gerings¬ 
te Möglichkeit auslässt, um eine, wenn 
auch geringfügige Verbesserung für die 
Arbeiter durchzusetzen, und die gleich¬ 
zeitig prinzipiell und unversöhnlich und 
stets auf die Verwirklichung des End¬ 
ziels gerichtet ist - die Grundlagen die¬ 
ser Taktik wurden von Bebel bzw. unter 
seiner unmittelbaren Beteiligung und 
Leitung ausgearbeitet. 

Das nach dem Bismarckschen Pro¬ 
gramm geeinte, auf preußische und 
junkerliche Art erneuerte Deutsch¬ 
land beantwortete die Erfolge der Ar¬ 
beiterpartei mit dem Sozialistengesetz. 
Die Partei der Arbeiterklasse wurde 
der legalen Möglichkeiten beraubt und 
für vogelfrei erklärt. Schwere Zeiten 
brachen an. Zu den Verfolgungen des 
Feindes kam eine innere Krise hinzu - 
Schwankungen in den Grundfragen der 
Taktik. Zuerst erhoben die Opportunis¬ 
ten ihr Haupt, die sich durch die Aufhe¬ 


bung der Legalität einschüchtern ließen 
und zu jammern anfingen, die uneinge¬ 
schränkten Losungen fallen ließen und 
sich selber vorwarfen, sie wären allzu 
weit gegangen usw. Ein Vertreter die¬ 
ser opportunistischen Strömung, Höch¬ 
berg, erwies indessen der Partei, die 
noch schwach war und sich nicht sofort 
auf ihre eigenen Füße stellen konnte, fi¬ 
nanzielle Unterstützung. 

Marx und Engels brandmarkten zornig 
von London aus die schändlichen op¬ 
portunistischen Schwankungen. Bebel 
zeigte sich als wirklicher Parteiführer. 
Er erkannte rechtzeitig die Gefahr, er¬ 
kannte, wie richtig die Kritik von Marx 
und Engels war, und verstand es, die 
Partei auf den Weg des unversöhnli¬ 
chen Kampfes zu lenken. Eine illegale 
Zeitung, „Der Sozialdemokrat“, wurde 
gegründet, die zuerst in Zürich, dann 
in London erschien, wöchentlich nach 
Deutschland gebracht wurde und an die 
10 000 Abonnenten hatte. Mit den op¬ 
portunistischen Schwankungen wurde 
entschieden Schluss gemacht. 

Eine andere Schwankung war damals, 
Ende der siebziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts, die Begeisterung für 
Dühring. Kurze Zeit teilte auch Be¬ 
bel diese Begeisterung. Die Anhänger 
Dührings, deren bedeutendster Most 
war, machten in „Radikalismus“ und 
glitten sehr bald auf die Bahn des An¬ 
archismus ab. Engels 4 scharfe, vernich¬ 
tende Kritik der Dühringschen Theori¬ 
en wurde in breiten Kreisen der Partei 
mit Missbilligung aufgenommen, und 
auf einem Parteitag wurde sogar der 
Antrag eingebracht, diese Kritik in den 
Spalten des Zentralorgans nicht mehr 
zuzulassen. 

Doch alle lebensfähigen Elemente 
des Sozialismus - und an ihrer Spitze 
selbstverständlich Bebel - erkannten 
sehr bald die ganze Fäulnis der „neu¬ 
en“ Theorien und brachen mit ihnen 
und jeglichen anarchistischen Bestre¬ 
bungen. Unter der Führung von Be¬ 
bel und Liebknecht lernte die Partei, 
die illegale Arbeit mit der legalen zu 
verbinden. Als die legale Parlaments¬ 
fraktion der Sozialdemokratie in ihrer 
Mehrheit in der berühmten Frage der 
Abstimmung für die Subventionierung 
der Schifffahrtsgesellschaft eine oppor¬ 
tunistische Haltung bezog, trat der ille¬ 
gale „Sozialdemokrat“ gegen die Frak¬ 
tion auf und trug nach vierwöchigem 
Kampf den Sieg davon. 

1890, nach 12jähriger Dauer, fiel das So¬ 
zialistengesetz. Von neuem brach eine 
Parteikrise aus, die ungefähr densel¬ 
ben Charakter trug wie die in der Mit¬ 
te der siebziger Jahre. Einerseits waren 
die Opportunisten, mit Vollmar an der 
Spitze, bereit, die Legalität zum Anlass 
zu nehmen, um die uneingeschränk¬ 
ten Losungen und die unversöhnliche 
Taktik aufzugeben. Anderseits mach¬ 
ten die sogenannten „Jungen“ in „Ra¬ 


dikalismus“ und glitten zum Anarchis¬ 
mus ab. Wenn diese Parteikrise nur sehr 
kurz und nicht ernsthafter Natur war, 
so gebührt das große Verdienst hierfür 
eben Bebel und Liebknecht, die bei den 
Schwankungen den energischsten Wi¬ 
derstand entgegensetzten. 

Für die Partei begann eine Periode des 
raschen Wachstums in die Breite und in 
die Tiefe, der Entfaltung nicht nur der 
politischen, sondern auch der gewerk¬ 
schaftlichen, genossenschaftlichen, der 
Bildungs- und sonstigen Organisation 
der proletarischen Kräfte. Die gigan¬ 
tische praktische Arbeit, die auf allen 
diesen Gebieten von Bebel als Parla¬ 
mentarier, Agitator und Organisator 
geleistet wurde, lässt sich nicht ermes¬ 
sen. Gerade durch diese Arbeit errang 
Bebel die Stellung des unbestrittenen 
und allgemein anerkannten Führers 
der Partei, der den Arbeitermassen am 
nächsten stand und von ihnen am meis¬ 
ten geliebt wurde. 

Die letzte Krise in der deutschen Partei, 
in die Bebel auf das aktivste eingreifen 
musste, war die sogenannte „Bernstei- 
niade“. Der ehemalige orthodoxe Mar¬ 
xist Bernstein gelangte am Ausgang des 
vorigen Jahrhunderts zu rein opportu¬ 
nistischen, reformistischen Anschauun¬ 
gen. Man versuchte, die Partei der Ar¬ 
beiterklasse zu einer kleinbürgerlichen 
Partei sozialer Reformen zu machen. 
Unter den Beamten der Arbeiterbe¬ 
wegung, unter den Intellektuellen fand 
die neue opportunistische Seuche zahl¬ 
reiche Anhänger. 

Bebel verlieh der Stimmung der Ar¬ 
beitermassen und ihrer festen Über¬ 
zeugung von der Notwendigkeit des 
Kampfes für die uneingeschränkten Lo¬ 
sungen Ausdruck, als er mit aller Ener¬ 
gie gegen diese Seuche auftrat. Seine 
Reden gegen die Opportunisten auf den 
Parteitagen in Hannover und Dresden 
werden lange Zeit ein Musterbeispiel 
dafür bleiben, wie man marxistische 
Anschauungen verfechten und für den 
wahrhaft sozialistischen Charakter der 
Arbeiterpartei kämpfen muss. Die Pe¬ 
riode der Vorbereitung und Sammlung 
der Kräfte der Arbeiterklasse stellt in 
allen Ländern eine notwendige Etappe 
in der Entwicklung des internationalen 
Befreiungskampfes des Proletariats dar. 
Niemand hat so ausgeprägt die Beson¬ 
derheiten und Aufgaben dieser Periode 
verkörpert wie August Bebel. Selbst ein 
Arbeiter, vermochte er sich den Weg zu 
festen sozialistischen Überzeugungen 
zu bahnen, vermochte er zum Vorbild 
eines Arbeiterführers zu werden, ei¬ 
nes Repräsentanten und Mitkämpfers 
der Lohnsklaven des Kapitals in ihrem 
Massenkampf für eine bessere Ordnung 
der menschlichen Gesellschaft. 

Artikel „August Bebel“, in der „Sewer- 
naja Prawda“, Nr. 6,8. August 1913. Un¬ 
terschrift: W.l. (Lenin, Werke, Bd. 19 S. 
285 ff.) 
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Nach dem Endsieg - zu sich selbst gekommen 

Einige Bemerkungen zur Krisenanalyse • Von Klaus Wagener 


F ür Francis Fukuyama war die Geschichte an 
ihr Ende gelangt. Freedom and Democracy; 
etwas anspruchsvoller: Liberalismus, Demo¬ 
kratie und Marktwirtschaft, hatten für ihn in ei¬ 
nem geradezu Hegelschen Sinne als Aufhebung 
der System-Widersprüche gesiegt. Fukuyama, ein 
Vordenker der stramm rechtselitären Rand-Cor¬ 
poration, konnte sich nicht vorstellen, dass die 
Kommando-Abteilungen des Kapitalismus diesen 
historischen Erfolg jemals würden preisgeben / 
müssen. Das war 1992. Am 26. Dezember 1991 * 

hatte der Oberste Sowjet die Auflösung der 
SU beschlossen. Das „Reich des Bösen“ 
war zusammengebrochen. Die lichte Zu¬ 
kunft des globalen Weltdorfes glühte im 
Feuerwerk explodierender Börsenkurse. 

Nur 14 Jahre später 2006 musste sich der 
historische Optimist Fukuyama fragen: 

„Scheitert Amerika?“ 

Nun, wir wollen Herrn Fukuyama hier 
nicht überstrapazieren. Die kurzen Kon 
junkturen solcher irreversibler Endsiege 
(hier gibt es schmerzliche Erinnerungen) 
legen eine gewisse Zurückhaltung nahe. 

Wahre ist das Ganze. Das Ganze aber ist nur 
durch seine Entwicklung sich vollendende Wesen. 
Es ist von dem Absoluten zu sagen, dass es wesent¬ 
lich Resultat, dass es erst am Ende das ist, was es 
in Wahrheit ist; und hierin eben besteht seine Na¬ 
tur, Wirkliches, Subjekt oder Sichselbstwerden zu 
sein.“ (Hegel, PG 24) Knapp formuliert, Einblick 
in den Charakter der gegenwärtigen Situation ist 
nicht allein aus der Empirie zu gewinnen, sondern 
legt den theoriegeleiteten Blick auf die Perspekti¬ 
ve des Kapitalismus als gesellschaftliche Formati¬ 
on, seinem historischen „Sichselbstwerden“ nahe. 
Das ist hier nicht zu leisten. Marx hat es versucht 
und ungezählte Marxisten nach ihm ebenso. Miss¬ 
erfolge machen allerdings die Fragestellung nicht 
obsolet. Gibt es eine Dialektik der Geschichte 
und also auch des Kapitalismus? Und wenn ja, wie 
sieht die aus? Welches sind ihre Strukturmerkma¬ 
le? Man kann das mit einigem Argument bestrei¬ 
ten, muss dann allerdings mit der Frage zurecht¬ 
kommen, worauf sich dann die Vorstellung einer 
Ablösung dieser Formation gründet. 

Akkumulation 


ist das Kapital selbst.“ ( MEW Bd. 25, S. 260 ) Hier 
nun fokussiert Marx auf die innere Verwertungs¬ 
logik. Da der entscheidende Antrieb der kapita¬ 
listischen Reproduktion der Profit ist, bildet sei¬ 
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ne Realisierbarkeit, die erzielbare Profitrate, 
das Kriterium für die Entwicklung der gesell¬ 
schaftlichen Produktivkräfte. Da sich aber sehr 
vereinfacht formuliert, durch Produktivkraftent¬ 
wicklung und Kapitalakkumulation historisch das 
Verhältnis von konstanten zu variablen Kapital 
zugunsten des ersteren ändert, ein gegebenes 
Quantum Arbeitskraft ein wachsendes Quan¬ 
tum Produktionsmittel in Gang setzen kann, so 
fällt damit - zumindest tendenziell - auf lange 
Sicht die Profitrate (m/k+v). Und dies, selbst bei 
steigender Mehrwertrate (m/v). 

Marx sieht im Gesetz des tendenziellen Falls der 
Profitrate (MEW Bd. 25, S. 221 ff.) „das Mysteri¬ 
um, um dessen Lösung sich die ganze politische 
Ökonomie seit Adam Smith dreht.“ (MEW Bd. 25, 
S. 223). Zu fragen wäre, ob, und inwieweit „die 
wahre Schranke“ den gegenwärtigen Krisenver¬ 
lauf (mit)bestimmt. Das Verhältnis der drei Bän¬ 
de zueinander ist seit der Revisionismusdebatte 


Oberflächlich betrachtet scheint da Einiges dran 
zu sein: Der Rote Oktober verhinderte über 
70 Jahre die Ausdehnung des Kapitalismus „auf 
der ganzen Erdkugel“. Nun zwanzig Jahre nach¬ 
dem die letzten großen Barrikaden fielen, und die 
Claims neu abgesteckt sind, zeigt sich in der Tat 
„das Absurde der kapitalistischen Produktions¬ 
weise“. Und selbst für Leute, die zuvor zu ihren 
glühendsten Verfechtern gehörten. Mit der 
Vollendung der globalen Durchdringung 
entfällt - die „einzige große Weltwirt¬ 
schaft“ unterstellt - die Möglichkeit, 
das innere Wachstumsproblem zu 
externalisieren. 


Lenin 

Marx zeigt im Dritten Band wie 
gerade der „tendenzielle Fall“ zu 
beschleunigter Akkumulation, 
zur Ausschaltung der kleinen Ka¬ 
pitalien, der beschleunigten Ent¬ 
wicklung des Bank- und Aktienka¬ 
pitals zu Konzentration und Zentrali¬ 
sation führt (MEWBd. 25, S. 251 ff.), und 
schließlich territoriale Expansion notwendig 
macht. (MEW Bd. 25, S. 255) Auch Lenin stützt 
sich in seiner Imperialismusanalyse auf das Ak¬ 
kumulationsproblem. Er zeigt aber, dass dies ge¬ 
rade nicht zur homogenen „einzigen großen ka¬ 
pitalistischen Weltwirtschaft“ führt, sondern, da 
die Aufteilung der Welt abgeschlossen, zu einem 
Kampf der Kapitalistenverbände wie der Groß¬ 
mächte um die Neuaufteilung der Welt. 

Als Lenin Anfang 1916 seinen „Imperialismus“ 
schrieb, hatten diese innerimperialistischen Wi¬ 
dersprüche schon Millionen Tote gefordert. Dabei 
konnten die etablierten Mächte zwar ihre Heraus¬ 
forderer abschmettern, aber der die Tiefe des Wi¬ 
derspruchs hatte den Oktober möglich gemacht. 
Den zweiten Anlauf vermasselte die „Antikomin¬ 
tern-Achse“ dann so gründlich, dass am Ende nicht 
nur der Oktober gestärkt da stand, sondern auch 
die Anglo-amerikanischen Sieger ein derartiges 
Übergewicht erhielten, dass sie eine US-geführte, 
antikommunistische System-Kooperation erzwin¬ 
gen konnten. 

Bretton Woods 


Wir wollen hier nicht Eulen nach Athen tragen. 
Marx‘ Vorwort zu „Kritik der Politischen Öko¬ 
nomie“ dürfte ebenso wie das Manifest bekannt 
sein. Klar ist also, dass zu den Gesetzmäßigkeiten 
der ökonomischen Entwicklung im Kapitalismus 
zu forschen ist. 

Verkürzt gesprochen ist die Geschichte des Ka¬ 
pitalismus wesentlich strukturiert durch die 
Geschichte der Kapitalakkumulation. (MEW, 
Bd. 23, S. 591 ff.). „Der kapitalistische Produk¬ 
tionsprozess ist wesentlich zugleich Akkumu¬ 
lationsprozess.“ (MEW Bd. 25, S. 228) Dieses 
beständige Wachstum des Kapitals, das auf der 
teilweisen Umwandlung des gesellschaftlich ge¬ 
schaffenen Mehrwerts in privates Kapital beruht, 
ist gewissermaßen die große Grundkonstante der 
kapitalistischen Entwicklung. 

„So das Kapital von Kopf bis Zeh, aus allen Po¬ 
ren, blut- und schmutztriefend“ (MEW Bd. 23, 
S. 788) in der ursprünglichen Akkumulation in 
die Welt getreten ist, wuchs es, aus mindestens 
schwerkriminellen Anfängen, beständig an, dehn¬ 
te seine Herrschaft immer weiter aus, bis es heu¬ 
te, postsozialistisch und neoliberal entgrenzt, als 
globales Herrschaftssystem „zu sich selbst ge¬ 
kommen“ scheint. Dieses globale „Sichselbst¬ 
werden“ des Kapitals erfolgte bekanntlich nicht 
linear, sondern in komplexen, widersprüchlichen, 
krisenhaften Bewegungen. 

Karl Marx 

Die „geschichtliche Tendenz der Akkumulation“ 
sieht Marx zunächst in der (blutigen) Expropri¬ 
ation der unmittelbaren Produzenten. (Bauern 
und Handwerker) Danach in einem gewaltigen 
Konzentrations- und Zentralisationsprozess. „Je 
ein Kapitalist schlägt viele tot.“ (MEW Bd. 23, 
S. 790) Mit der abnehmenden Zahl der Kapi¬ 
talmagnaten, welche alle Vorteile dieses Prozes¬ 
ses usurpierten wachse „die Masse des Elends, 
des Drucks, der Knechtschaft, der Entartung, 
der Ausbeutung, aber auch die Empörung.(...) 
Die Stunde des kapitalistischen Privateigentums 
schlägt. Die Expropriateurs werden expropriiert.“ 
(MEW Bd. 23, S. 790f.) 

Diese Krisen-Theorie, die sich auf die Unter¬ 
suchung des Produktionsprozesses, auf das da¬ 
raus resultierende Verelendungsproblem und 
den wachsenden sozialen Widerspruch gründet, 
ergänzt Marx (respektive Engels) nach der Be¬ 
trachtung der dynamischen Zirkulations- und Re¬ 
produktionsprozesse, später mit einer Betrach¬ 
tung des Gesamtprozesses, seiner langfristigen 
Tendenzen. Marx resümiert: „Die wahre Schran¬ 
ke (kurs. K.M.) der kapitalistischen Produktion 


ein umstrittenes Thema. Auch aktuell ist die Gül¬ 
tigkeit oder vielleicht besser die Interpretation 
des „tendenziellen Falls“ im Sinne einer Zusam¬ 
menbruchstheorie auch unter Marxisten umstrit¬ 
ten. Die „Marxistischen Blätter“ brachten dazu 
einige Beiträge. Hier dürfte auch eins der theore¬ 
tischen Probleme zu verorten sein, die aktuell bei 
der Beurteilung der Krise zu tage treten. 

Konkurrenzkapitalismus 

Seit 1825 begleiteten zyklische Überproduktions¬ 
krisen die kapitalistische Expansion. Marx widmet 
dem Boom von 1842 ff. und der darauf folgenden 
Krise von 1848 einen aufschlussreichen Passus 
im lesenswerten 25. Kapitel des Dritten Ban¬ 
des: „Kredit und fiktives Kapital.“ (MEW Bd. 25, 
S. 421 ff). 1873 kommt es dann zur ersten Großen 
Depression (dt. „Gründerkrise“). In dieser Struk¬ 
turkrise des Kapitalismus, die bis Mitte der 1890er 
Jahre andauert, wird England mit dem „Mysteri¬ 
um“ fallender Profit und Zuwachsraten konfron¬ 
tiert und verliert seine beherrschende Position an 
das Deutsche Reich. Es dauert über zwanzig Jahre, 
bis die Verwertungskrise im wesentlichen durch 
die Entwicklung von Monopolen („ein Kapitalist 
schlägt viele tot“), der Außenexpansion und der 
Schaffung (Korrumpierung) einer Arbeiteraristo¬ 
kratie, kurz des Imperialismus, überwunden wer¬ 
den kann. Also durch den Export und die Verla¬ 
gerung der Widerspruchspotentiale. Der Kampf 
um die Neuaufteilung der Welt hatte begonnen. 

Rosa Luxemburg 

Dieser sich entwickelnde Imperialismus wurde zu 
einer Herausforderung für die marxistische Theo¬ 
rie. (Und ist es geblieben). Es sei das „innere Be¬ 
streben“ der kapitalistischen Produktionsweise, 
„sich mechanisch auf der ganzen Erdkugel auszu¬ 
dehnen und jede andere, ältere Gesellschaftsord¬ 
nung zu verdrängen“, alle Länder zu „einer ein¬ 
zigen großen kapitalistischen Weltwirtschaft“ zu 
verbinden (Luxemburg, Gesammelte Werke Bd. 5, 
S. 772). Mit dieser „Globalisierungs“-Perspekti- 
ve präsentiert sich die Luxemburgische Krisen¬ 
theorie als Anhängerin des Ersten Bandes. Mit 
der globalen Durchdringung erreiche auch „das 
Absurde der kapitalistischen Produktion seinen 
richtigen Ausdruck“ (LGW Bd. 5, S. 775) Dieses 
„Sichselbstwerden“ des Kapitalismus verwirklicht 
sich für sie in einer Art „Unterkonsumptions-Kli- 
max“ und zwar in dem Augenblick, in dem auf der 
ganzen Erdkugel alles nur kapitalistisch, in Groß¬ 
betrieben, produziert wird. „Alsdann tritt die Un¬ 
möglichkeit des Kapitalismus deutlich zu Tage.“ 
(LGW Bd. 5, S. 778). 


Nur zehn Jahre nach dem ersten Krieg um die 
Welt hatte sich der Nachkriegsboom in einer wüs¬ 
ten Spekulationsblase erschöpft. Angesichts des 
erfolgreichen ersten Fünfjahrplans 1928-33 er¬ 
zwang die Große Depression erneut einen Wechsel 
des Verwertungsmodus, weg von einem profitma¬ 
ximierenden Laizzez-Faire-Dogmatismus hin zu 
einem Klassenkompromiss, einer keynesianistisch 
inspirierten, staatlich organisierten Nachfragesteu¬ 
erung. In den USA bspw. durch den New Deal in 
Deutschland durch die strategische Aufrüstung. 
Mit dem Bretton-Woods-Abkommen 1944, mit 
IWF und Weltbank gelang dann die Internationa¬ 
lisierung des Staatmonopolistischen Kapitalismus 
auf antikommunistischer Basis. Die USA konnte 
sich für ihre gigantische Rüstung in eigener Wäh¬ 
rung verschulden und diese vom Ausland finan¬ 
zieren lassen. Auf diese Weise wurden im Nach¬ 
kriegsboom (in der Kriegswirtschaft ohnehin) er¬ 
neut respektable Profitraten erzielt. Zumindest in 
den kapitalistischen Hauptstaaten. 

Mitte der 1970er Jahre ging der Nachkriegsboom 
des rüstungs- und automobilbasierten, vierten 
Kondratjew-Zyklus seinem Ende entgegen. Der 
Vietnamkrieg hatte die USA zur Aufkündigung 
des Goldstandards, eines Bretton-Woods-Kernele- 
mentes gezwungen. Mit der Aufgabe der Kapital¬ 
verkehrskontrollen und der Freigabe der Wech¬ 
selkurse war Bretton Woods Geschichte. Und mit 
Bretton Woods der Klassenkompromiss. Die Welt¬ 
wirtschaftskrise 1974/75 brachte den Durchbruch 
des im Pinochet-Chile erprobten „neoliberalen“ 
Verwertungsregimes. 

Neoliberalismus 

Der Begriff „Neoliberalismus“ deutet in eine fal¬ 
sche Richtung. Natürlich geht es nicht um eine 
Neuauflage des „NachtwächterStaates“. Es geht 
den mächtigen US-Monopolverbänden, den Sieg 
im Kalten Krieg vor Augen, um die Mobilisierung 
aller staatlichen wie gesamtgesellschaftlichen 
Ressourcen zur Maximierung ihrer Monopolpro¬ 
fitraten. In Konkurrenz zu anderen Monopolen 
oder Monopolverbänden und durch Senkung 
des Preises der Ware Arbeitskraft, aber auch auf 
Kosten der Mittelschichten und der nichtmono¬ 
polistischen Sektoren. Andere waren gezwungen 
nachzuziehen. Dieses „Race to the Bottom“ sucht 
den Vorteil des - temporären - Vorsprungs un¬ 
ter Hintanstellung der perspektivischen gesell¬ 
schaftlichen Konsequenzen. Die Nutzung der 
kurzfristigen Konkurrenzvorteile durch Sozial- 
und Steuerdumping beschleunigt naturgemäß 
die Maximierung der inneren Widersprüche. Ent¬ 
sprechend erzwingt dieses „Rattenrennen“ ihre 


immer weitergehende Externalisierung. (Hier 
liegt eine der Hauptursachen der Euro-Krise.) 
Die Fähigkeiten hierzu zu entwickeln ist eines der 
Hauptfelder innerimperialistischer Konkurrenz 
und sichert, wie die Verfügungsmacht über die 
strategischen Ressourcen, entscheidende Vorteile 
im Kampf der kapitalistischen Zentren. Wie die 
erklärten Absichten des deutschen Finanzkapitals 
deutlich machen. 

„Die Welt ist nicht genug“ 

Die kapitalistische Durchdringung (die zweite 
ursprüngliche Akkumulation) des sozialistischen 
Teils der Welt hat enorme Mengen anlagesuchen¬ 
den Kapitals absorbiert, einen enormen Nachfra¬ 
geschub ausgelöst und rund ein Drittel der glo¬ 
balen Arbeitskraft in die Mehrwertproduktion 
einbezogen. Die Goldgräberstimmung hatte für 
wieder steigende Profitraten und einen enormen 
Akkumulationsschub gesorgt. Aber nun sind die 
Claims besetzt, die schnellen Geschäfte gemacht. 
Es drohen die Geisterstädte. Das nun explosions¬ 
artig angeschwollene, anlagesuchende Kapital 
sieht sich strukturell schwindenden Verwertungs¬ 
möglichkeiten gegenüber. Der klassische Ausweg 
aus dem Dilemma, das Casino, hat daher einen 
nie da gewesenen Aufschwung erfahren. Rund 
40 Prozent des US-BIP werden momentan an der 
Wall Street er- und verzockt. Der Krisen-Inter- 
ventionismus der kapitalistischen Hauptstaaten 
wie ihrer Zentralbanken sorgt bislang, von der 
Panik vor dem Crash getrieben, für den notwendi¬ 
gen Nachschub in der Blase. Das globale Finanz¬ 
system gleicht einem gewaltigen Pyramidenspiel. 
Da die sinkende Zahl der produktiv Werktätigen 
die immer gigantischere Profitforderung des sich 
rasant akkumulierenden Kapitals nicht mehr be¬ 
dienen kann, das Sinken der Profitrate selbst un¬ 
ter neoliberalen Bedingungen mit den Mitteln 
der Real Wirtschaft nicht mehr verhindert wer¬ 
den kann, speist sich der Profit aus dem Kapital¬ 
zustrom selbst. Und aus den billionenschweren 
Programmen von Fed &Co. Allein die BoJ plant 
die schlichte Verdoppelung ihrer monetären Ba¬ 
sis. „Immer plastischer tritt als eine Tendenz des 
Imperialismus, die Bildung des „Rentnerstaates“, 
des Wucherstaates hervor, dessen Bourgeoisie in 
steigendem Maße von Kapitalexport und „Ku¬ 
ponschneiden“ lebt. (LW, Bd. 22, S. 305) 

Ohne Rote Armee geht nichts 

In der Durchdringung des Globus „zu sich selbst 
gekommen“ steckt der Kapitalismus weltweit na¬ 
hezu synchron, in einer tiefen Verwertungskrise, 
die allerdings (wer weiß wie lange?) zu einem er¬ 
heblichen Teil von einem hypertrophen Finanz¬ 
apparat verdeckt ist. Die Hoffnungen auf eine 
Entkoppelung der „Schwellenländer“, auf deren 
nachholenden Industrialisierungsboom, verkennt 
den Charakter des exportbasierten Entwicklungs¬ 
regimes. Sowie deren Notwendigkeit mit Annähe¬ 
rung an die Premier League ebenfalls den Wider¬ 
spruchsexport zu verstärken. „Es wäre ein Fehler, 
zu glauben, dass diese Fäulnistendenz ein rasches 
Wachstum des Kapitalismus ausschließt“, hatte 
Lenin gewarnt. (LW Bd. 22, S. 305) Heute, im 
sechsten Jahr der Krise deuten sowohl die struk¬ 
turellen Mechanismen als auch die aktuellen Zah¬ 
len auf eine weitere depressive Verschärfung der 
Krise. Eine Wende ist nicht absehbar. Der umfas¬ 
sende Charakter der Krise tritt in der manifesten 
Unfähigkeit zu Tage auch nur ein relevantes, ge¬ 
sellschaftliches Problem, wie Hunger, Arbeitslo¬ 
sigkeit, Ökologie, Energie, Infrastruktur, Verkehr, 
Bildung, Frieden, auch nur im Ansatz progressiv 
lösen zu können. 

Die Möglichkeiten die Krise zu überwinden, die 
sich tiefer und tiefer in alle gesellschaftlichen Be¬ 
reiche frisst, sehen eher düster aus. Zur notwendi¬ 
gen Entwertung (Enteignung) des akkumulierten 
Kapitals fehlt das Subjekt. Eine Neuauflage der 
Bretton-Woods-Kooperation erscheint mangels 
Roter Armee nahezu ebenso ausgeschlossen. Wei¬ 
tere Radikalisierungsversuche, wie der Ausbruch 
in den Imperialismus (Ende des 19. Jahrhunderts) 
oder in den Neoliberalismus (1980) müssen die 
Frage beantworten, wohin (siehe Eurozone) in 
globaler Dimension die Widerspruchspotentiale 
noch ausgelagert werden können. Und sind ohne 
die damit verbundene (Bürger-)Kriegsoption 
kaum denkbar. Die Vorstellung allerdings, dass 
dies im Zeitalter atomarer Rüstung ausscheide, 
erscheint etwas voreilig. Wie nicht nur im Kal¬ 
ten Krieg deutlich wurde, ist den Militärs in der 
Formfrage eine Menge Kreativität zuzutrauen. 
Die Rüstungszahlen jedenfalls sprechen eine 
eindeutige Sprache. Mit Schnüfflern, Geldhänd¬ 
lern und Sklavenhaltern ist hier eine der wenigen 
Boombranchen. Möglicherweise drohen uns japa¬ 
nische Verhältnisse: Eine deflationäre Stagnation. 
Nicht gerade ermutigend, wenn man auf so etwas 
hoffen muss. 
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Revolution für Europa? 

Linke Zukunftsvorstellungen und Forderungen zur EU-Politik 


Das von Diether Dehm, Liederma¬ 
cher und Romanautor, Bundestags¬ 
abgeordneter der Partei „Die Linke“ 
und Schatzmeister der Europäischen 
Linkspartei herausgegebene Buch ist 
eine Sammlung von Artikeln, Reden 
und Ausarbeitungen führender Poli¬ 
tiker und Autoren aus dem Spektrum 
der deutschen Linkspartei und der Par¬ 
tei der Europäischen Linken (EL), ver¬ 
fasst im Zeitraum von 2007 bis heute. 
Wer sich über die europapolitischen 
Ansichten der führenden Personen 
des in der EL vereinten Teils der euro¬ 
päischen Linken informieren möchte - 
und sei es auch nur, um sich sachkun¬ 
dig in die Diskussion einzuschalten - 
tut gut daran, diese Texte zu lesen. Er 
findet ein Kompendium der von die¬ 
sem Teil der Linken heute geäußerten 
grundsätzlichen Kritik an der EU vor 
dem Hintergrund der anhaltenden Eu¬ 
ro-Krise. Es lässt sich ersehen, dass die 
Kritik an der EU-Entwicklung in die¬ 
sem Spektrum mittlerweile nicht nur 
von „politischen Fehlentscheidungen“ 
spricht, sondern von deutlich system¬ 
kritischen und antikapitalistischen Aus¬ 
sagen geprägt wird. 

Als ein Beispiel dafür (unter anderen) 
sei auf die Feststellung des griechischen 
Syriza-Vorsitzenden und EL-Vizeprä¬ 
sidenten Alexis Tsipras verwiesen, der 
in seinem Text als das wahre Ziel der 
Krisenbewältigungsmaßnahmen der 
heutigen EU-Chefs den „Komplett¬ 
umbau der sozialen Rahmenbedin¬ 
gungen“ in den EU-Staaten bezeich¬ 
net. Es gehe darum, „ein europäisches 
Wirtschaftsumfeld (zu) schaffen, des¬ 
sen Fundamente billige Arbeitskräfte, 
Sonderwirtschaftszonen... die Deregu¬ 
lierung des Arbeitsmarktes, Steuerer¬ 
leichterungen für das Kapital und die 
umfassende Privatisierung öffentlicher 
Aufgaben und Gemeingüter“ sind (S. 
54/55). 

Interessant und anregend sind auch die 
Aussagen zur Alternative und zur Ge¬ 
staltung eines grundsätzlich anderen 
Europa, Es wird für einen „radikalen 
Neustart für die EU als soziales, demo¬ 
kratisches, ökologisches und friedliches 
Europa“ plädiert (z.B.S. 139). Der Bei¬ 
trag aus Spanien erklärt: „Notwendig 
sind tiefgreifende Veränderungen, die 
nur ein antikapitalistischer Weg aus der 
Krise ermöglichen kann.“ (S. 85) 

Die mit dem Blick auf diese Zielvor¬ 
stellungen formulierten Forderungen 
mit teilweise bis ins Detail ausgearbei¬ 
teten Einzelforderungen, die in mehre¬ 
ren Beiträgen enthalten sind, können 
als eine Fundgrube für europapoliti¬ 
sche Bündnis- und Aktionsplattformen, 
aber auch Wahlprogramme betrachtet 
werden. Übrigens bei allen Unter¬ 
schieden auch für ein kommunistisches 
Wahlprogramm. 

Für sehr bedenkenswert und wichtig 
halte ich Gedanken von Pierre Lau¬ 
rent, Nationalsekretär der Französi¬ 
schen Kommunistischen Partei und 
derzeitiger Vorsitzender der EL, der 


darauf verweist, dass die Krise des von 
Rechten, Sozialdemokraten, Grünen 
und „der Mitte“ getragenen Modells 
„Europa immer tiefer in eine äußerst 
ernste Krise der Demokratie und der 
Politik“ führt (S. 101). „Überall wird 
der Zorn und die Verzweiflung von ei¬ 
nem antipolitischen, zuweilen rassisti¬ 
schen und fremdenfeindlichen Populis¬ 
mus, von nationalistischen Parteien und 
auch offen neonazistischen Kräften ... 
genutzt, um sich auszubreiten. Dies ist 
ein besorgniserregendes Szenarium ... 
Wir haben eine große Verantwortung. 
Alles ist möglich, wenn es keine Alter¬ 
native gibt, keine grundlegend andere 
Vision von einem Europa, das die Völ¬ 
ker eint...“ (S. 102/3). 

Hier wird die Bedeutung des Kampfes 
um eine Alternative auf europäischer 
Ebene und der dafür erforderlichen 
Bündelung von Kräften meiner An¬ 
sicht nach völlig zu Recht unterstri¬ 
chen. Keine Frage, dass das weitere 
Aufkommen rechtspopulistischer und 
rechtsextremistischer Kreise und damit 
eine verschärfte Rechtsentwicklung in 
der EU insgesamt spürbare negative 
Auswirkungen auch auf alle nationa¬ 
len Kampfbedingungen in den einzel¬ 
nen EU-Staaten hätten. 

Natürlich bedeutet das bisher Gesag¬ 
te nicht, dass zu den Beiträgen in dem 
Buch nur Zustimmendes zu vermerken 
wäre. 

Beginnen wir mit dem Buchtitel. „Re¬ 
volution für Europa“ - das meint offen¬ 
sichtlich nicht das Gleiche wie „Revo¬ 
lution in Europa“. Aber warum soll ein 
abstraktes Europa an sich ein erstre¬ 
benswertes fortschrittliches und revo¬ 
lutionäres Ziel sein? Die ganze Frage 
ist doch, welches Europa es sein soll, 
wer das Sagen hat und welche Ziele die 
Wirtschaft beherrschen. 

Da hilft auch der von Dehm und Ko- 
Autoren eingeführte „renovierte Be¬ 
griff von Revolution“ nicht weiter. Und 
auch nicht die versuchte Inanspruch¬ 
nahme Lenins dafür. Lenin sei „un¬ 
dogmatisch genug“ gewesen, frühere 
Grundannahmen von der „Staatszer¬ 
schlagung“ nach der Oktoberrevoluti¬ 
on zu revidieren und vom „Absterben 
des Staates“ nicht mehr zu reden, heißt 
es da (S. 14/15). Da soll der Revolutions¬ 
begriff offenbar vom Bürgerschreck der 
„Staatszerschlagung“ gereinigt werden. 
Aber im Eifer des argumentativen Ge¬ 
fechts wird übersehen oder übergangen, 
dass die marxistische Theorie vom „Ab¬ 
sterben des Staates“ in einer künftigen 
kommunistischen Gesellschaft und die 
Frage nach der „Zerschlagung“ eines 
real existierenden, also feudalen oder 
kapitalistischen Staates in einem ak¬ 
tuellen Revolutionsprozess zwei ganz 
verschiedene Fragen sind. Die dabei 
in den Text aufgenommene Spekulati¬ 
on, dass die Vorstellung von Marx und 
Engels vom „Absterben des Staates“ 
durch „taktische Nähe“ zu Bakunins 
Anarchismus in der I. Internationale 
zu erklären sei (S. 15), liegt jenseits al¬ 


ler historischen Fakten. Aber gewiss ha¬ 
ben Lenin und seine Mitstreiter keines¬ 
wegs darauf verzichtet, den zaristischen 
Staat in und nach der Oktoberrevoluti¬ 
on zu zerschlagen, und zwar gründlich 
und zu Recht. „Staat“ - das sind ja nicht 
nur mehr oder weniger den Volkswil¬ 
len widerspiegelnde Parlamente oder 
verfassungsrechtliche Grundrechtska¬ 
taloge. Kann man aber ernsthaft anneh¬ 
men, dass der heute real existierende 
monopolkapitalistische Staat mit sei¬ 
nem Militär, Geheimdiensten, Polizei, 
medialen Machtapparaten, Beamten- 
und Juristenkaste einfach einem linken 
politischen Kommando unterstellt wer¬ 
den kann und sich dem einfach fügen 
würden? Das widerspricht bis heute 
in Lateinamerika aller geschichtlichen 
Erfahrung. Aber die Theorie vom „er¬ 
neuerten Revolutionsbegriff“ scheint 
diese Problematik einfach übersehen 
zu wollen. 

Zur Kritik an den Texten gehört auch 
die mehrfach auftauchende Vorstel¬ 
lung, dass die Entwicklung der „eu¬ 
ropäischen Integration“ eigentlich ur¬ 
sprünglich positiv zu bewerten war und 
sich erst mit dem Maastricht-Vertrag 
eine negative „neoliberalen Wende“ 
vollzogen habe. So wird beispielswei¬ 
se in dem Text von Gysi/Lafontaine so¬ 
gar behauptet, die „Europäischen Ge¬ 
meinschaften“ vor Maastricht hätten 
den Völkern „unschätzbare Vorteile 
gebracht“, nämlich Frieden und einen 
„zusätzlichen Zuwachs an Wohlfahrt 
und Wohlstand“ (S. 25). 

Die Legende von der Frieden und 
Wohlstand stiftenden europäischen 
Integration gehört natürlich auch 
zum eisernen Bestand der herrschen¬ 
den „pro-europäischen“ Ideologie der 
heutigen Machthaber. Warum sich dem 
anpassen? Wer sich an die bekannten 
geschichtlichen Fakten hält, wird fest- 
steilen, dass die Gründung von Mon- 
tan-Union, „Euratom“ und EWG nicht 
von dem Streben nach der Verwirkli¬ 
chung eines edlen Ideals Europa, son¬ 
dern von realen ökonomischen und 
politischen Interessen, und zwar von 
Interessen der gleichen monopolka¬ 
pitalistischen Kreise bestimmt war 
wie die heutige EU-Entwicklung. Es 
ging auch schon in den Anfängen um 
supranationale staatsmonopolistische 
Steuerungselemente im Interesse der 
Profite. Und zugleich um Instrumente 
des kalten Krieges zum „Zurückrollen“ 
der Sozialismus-Versuche in Osteuro¬ 
pa. Montanunion, Euratom und EWG 
waren in dieser Hinsicht nur Zwillings- 
schwestern der NATO. 

„Die Linke will den Weg der europäi¬ 
schen Integration weitergehen“, heißt 
es in dem Gysi/Lafontaine-Papier. 
Nein, um die Weiterführung dieser Art 
von europäischer Integration kann es 
eben gerade nicht gehen! Im Interesse 
der Völker nötig ist ein Bruch mit die¬ 
ser vom Monopol- und Finanzkapital 
bestimmten Integrationspolitik. Also 
in der Tat ein „radikaler Neuanfang“. 


Hieraus ergibt sich ein weiterer Kri¬ 
tikpunkt. In dem Buch werden viele 
durchaus zutreffende Einschätzun¬ 
gen und gute Zukunftsvorstellungen 
und Forderungen zur EU-Politik dar¬ 
gelegt. Aber die Frage nach dem Weg, 
wie das erreicht werden kann, bleibt 
unterbelichtet. Welchen Sinn macht 
es, Grundsätze für eine neue europä¬ 
ische Verfassung auszuarbeiten, wenn 
offen bleibt, wie eine Situation erreicht 
werden kann, in der diese Grundsätze 
Wirklichkeit werden? Außerdem wäre 
auch noch zu bedenken, dass „Euro¬ 
pa“ größer ist als die EU. Und ob nicht 
zunächst statt einer „Integration“ der 
Staaten mit einer supranationalen Ver¬ 
fassung eine solidarische Kooperation 
der souveränen Nationalstaaten an¬ 
zustreben wäre, selbstverständlich auf 
völlig anderer politischer und auch ver¬ 
traglicher Grundlage als heute, wäre 
auch noch zu überlegen. 

Die heutige EU-Politik ist „falsch“ nur 
vom Standpunkt der Interessen der 
Völker. Aber sie ist keineswegs „falsch“ 
vom Standpunkt derjenigen Kreise, die 
die Krise nutzen wollen, um eine neue 
Stufe der Deregulierung und Beseiti¬ 
gung früher erkämpfter sozialer Rech¬ 
te in der gesamten EU durchzusetzen. 
Weil diese Kräfte in der EU die ökono¬ 
mische und politische Macht haben, ist 
die zentrale Frage für die Durchsetzung 
eines anderen, sozialen, ökologischen 
und friedensorientierten Europa die 
Frage nach der Herausbildung anderer 
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse. 
Das wird ohne die Entwicklung noch 
weit stärkerer außerparlamentarischer 
Massenbewegungen als heute nicht zu 
erreichen sein. Aber genau dies wird 
in dem Buch zu wenig thematisiert. So 
fehlt beispielsweise eine Betrachtung 
zur Situation in den europäischen Ge¬ 
werkschaften. Auch andere soziale Be¬ 
wegungen kommen in den Texten ei¬ 
gentlich nur am Rand vor. 
Zusammenführung aller Kräfte, die für 
eine Alternative zur heutigen EU-Po- 
litik mobilisiert werden können, auch 
über das EL-Spektrum hinaus, bleibt 
aber die entscheidende Voraussetzung, 
um dem Ziel eines „anderen Europa“ 
näher zu kommen. Georg Polikeit 
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Aufstand im Dorf 

„Der Hügel des Windes“ 

Der Hügel Rossarco, erfüllt mit dem 
Duft purpurroter Süßkleeblüten, der 
vom Wind bis hinunter zum Meer ge¬ 
tragen wird, ist Symbol des bäuerlichen 
Widerstands gegen den Gutsbesitzer 
Don Lico. Er ist „ein Mussolini en mi¬ 
niature, dazu ebenso kahl und glutäu¬ 
gig wie jener, doch weniger robust und 
kleiner als das Original“. Drei Genera¬ 
tionen der Familie Arturo verteidigen 
diesen Hügel gegen Faschisten, Mafia 
und Baulöwen. Der jüngste Spross der 
Familie, der in Turin lebt, folgt wie seine 
Vorfahren immer wieder dem Ruf des 
Rossarco, bis er in einer stürmischen 
Gewitternacht, allein mit seinem Vater 
in der alten Steinhütte sitzend, das Ge¬ 
heimnis lüftet, das der Hügel seit Ge¬ 
nerationen bewacht. 

Der Autor Carmine Abate, Gewinner 
des Premio Campiello 2012, steht mit 
diesem Roman ganz in der Tradition 
Ignazio Silones, der das tiefe Empfin¬ 
den und die Naturverbundenheit der 
Bauern Süditaliens in ihrem Wider¬ 
stand gegen Faschismus in warmen 
Tönen schilderte. Abate zeichnet Cha¬ 
raktere, mit denen sich der Leser ver¬ 
bunden fühlt. Sie sind aufrichtig, ehr¬ 
lich und kämpfen unerschrocken ge¬ 
gen die Zerstörung von Mensch und 
Natur. „Die Bevölkerung rebellierte in 
Massen: Steine flogen gegen die Fens¬ 
ter des Amtssitzes, jemand feuerte Ge¬ 
wehrschüsse in die Luft, das Eingangs¬ 
tor wurde in Brand gesteckt, und zahl¬ 
reiche Bauern auf ihren Maultieren 
umstellten wie Indianer seine kleine 
Festung. Die Reaktion von Don Licos 
bewaffneten Männern erfolgte prompt 
und brutal: Prügel, gewaltsame Verab¬ 
reichung von Rizinusöl, Einschüchte¬ 
rung der sogenannten revolutionären 
Aufrührer, deren Anführer angezeigt 
und von den Carabinieri eingesperrt 
wurden.“ 

Der Sieg über den Faschismus wird 
von allen Dorfbewohnern gefeiert. 
Als im Aufbau einer demokratischen 
Gesellschaft Schwierigkeiten auftau¬ 
chen, viele resignieren, ermuntert ein 
Abgeordneter die Dorfbewohner mit 
Worten, an denen sich auch heute jeder 
von uns in seiner Haltung dem gesell¬ 
schaftlichen Leben gegenüber ermuti¬ 
gen und erbauen kann: „Es hilft nichts, 
vor sich hin zu weinen“, sagte er über¬ 
zeugt. „Wenn die Gesetzesmacht ver¬ 
sagt oder gegen uns arbeitet, müssen 
wir dem Leben mutig entgegentreten, 
wie es unsere Bauern in diesen Jahren 
getan haben, und nicht darauf warten, 
dass andere von oben unsere Probleme 
lösen ...Hier fehlt es an Brot und Ar¬ 
beit, an Bildung und Kultur. Konkre¬ 
te Aktionen sind der Ausgangspunkt, 
um die Grundlagen einer neuen Welt 
zu schaffen. Ich weiß, das mag nach ei¬ 
nem Traum klingen, von unserer tägli¬ 
chen Not so fern und unerreichbar wie 
Sterne. Und doch müssen wir daran 
glauben, und vor allem müssen wir es 
wollen.“ So ist es! Jürgen Meier 
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390000 Dollar von der CIA für den Thron des Schahs 

19. August 1953: Der Sturz Mossadeghs und die Wiedereinsetzung des Schah von Persien • Von Reiner Zilkenat 


T eheran am 18. August 1953: An 
den großen Straßenkreuzungen 
und entlang der Hauptverkehrs¬ 
straßen geschehen merkwürdige Din¬ 
ge. Junge Männer stecken Geldschei¬ 
ne unter die Scheibenwischer halten¬ 
der oder langsam vorüber fahrender 
Autos. Dabei lassen sie lautstark den 
Schah von Persien, Mohammed Reza 
Pahlevi, hochleben. Plötzlich ertönen 
Sprechchöre: „Ruft mit uns: Es lebe 
der Schah!“ Zunächst ist die Reak¬ 
tion zögerlich. Doch schnell wendet 
sich das Blatt. Denn alle diejenigen, 
die in diesen Ruf einstimmen, erhalten 
ebenfalls Geldscheine zugesteckt. Die 
Hochrufe auf den Schah werden desto 
lauter, je mehr Geld an die Passanten 
verteilt wird. 

Was ist von diesen höchst ungewöhn¬ 
lichen Kundgebungen zu halten? Wer 
hatte die Idee zu diesen Aktionen und 
vor allem: Wer hat die großzügigen 
Geldgeschenke bereitgestellt? 

Um diese bizarr anmutende Szenerie 
in Teheran verstehen zu können, ist 
ein Blick in die jüngste Geschichte des 
Iran vonnöten. 

Im Griff der „Anglo- 
Iranian Oil Company“ 

Formal betrachtet handelte es sich 
beim Iran um einen unabhängigen und 
souveränen Staat. Doch das bettelar¬ 
me Land befand sich im Griff der Ang- 
lo-Iranian-Oil Company (AIOC). Seit 
am Beginn des 20. Jahrhunderts gro¬ 
ße Ölvorkommen entdeckt worden 
waren, hatte sich dieser Großkonzern 
des reichlich sprudelnden „Schwar¬ 
zen Goldes“ bemächtigt. Wichtigster 
Eigentümer dieses Unternehmens ist 
seit 1912 mit über 50 Prozent des Akti¬ 
enkapitals der britische Staat. Winston 
Churchill, damals Erster Lord der Ad¬ 
miralität, verschaffte dem Unterneh¬ 
men einen langfristigen und überaus 
lukrativen Liefervertrag mit der Royal 
Navy, die den Antrieb ihrer Schiffe von 
Kohlebefeuerung auf Öl umzustellen 
begann. Zugleich wurde am Persischen 
Golf, in Abadan, die größte Ölraffine¬ 
rie der Welt errichtet. Die Menge des 
geförderten Öls explodierte von 43 
000 Tonnen im Jahre 1911 auf 32 Milli¬ 
onen Tonnen Ende der vierziger Jahre. 
Der persische Staat wurde mit gerin¬ 
gen Beträgen für die Erteilung der 
Bohrkonzessionen abgespeist. Sein 
Anteil am Gewinn der AIOC war 1933 
auf lediglich 20 Prozent der an die Ak¬ 
tionäre ausgeschütteten Dividende be¬ 
grenzt worden. Zudem sollten die An¬ 
lagen der AIOC erst im Jahre 1993 an 
den iranischen Staat übergeben wer¬ 
den. 

Faktisch ähnelte der Iran einer briti¬ 
schen Kolonie. Von den Zahlungen der 
Ölgesellschaft an den iranischen Staat 
proütierten vor allem der persische 
Schah, seine Familie sowie eine kleine 
Schicht von Großgrundbesitzern, lei¬ 
tenden Beamten und hohen Offizieren. 
Hier blühten Korruption und scham¬ 
lose Plünderung öffentlicher Kassen. 
Nicht wenige von ihnen führten ein 
Leben im Luxus, während die Masse 
der Bevölkerung ein kärgliches Dasein 
fristete. 

Es ergibt sich die Frage: Entwickelte 
sich hiergegen keinerlei Widerstand? 

Die Nationalisierung 
der Ölindustrie 

Nach dem Zweiten Weltkrieg erhielt 
in fast allen Kolonien und Halbkolo¬ 
nien die Bewegung für die nationale 
Unabhängigkeit und gegen die ökono¬ 
mische Ausbeutung neue Schubkraft. 
Auch im Iran gärte es. Dabei standen 
die Knebelverträge mit der AIOC im 
Mittelpunkt der Auseinandersetzung. 
Um die Bewegung für politische Un¬ 
abhängigkeit und gegen die skrupello¬ 
se ökonomische Ausbeutung ins Leere 
laufen zu lassen, wurde am 17. Juli 1949 
ein neuer Konzessionsvertrag verein¬ 
bart, der eine Beteiligung des Staa¬ 
tes am Gewinn der AIOC von 25 bis 
50 Prozent vorsah - abhängig von der 
Höhe des erzielten Proüts. Doch die 
Bewegung für eine Nationalisierung 
der Ölquellen und der Raffinerie in 


Abadan war mittlerweile so stark ge¬ 
worden, dass derartige Manöver nicht 
mehr verüngen. Am 15. März 1951 be¬ 
schließt das iranische Parlament die 
Verstaatlichung der Ölindustrie und 
gründet die National Iranian Oil Com¬ 
pany (NIOC), die alle Anlagen der 
AIOC entschädigungslos übernimmt. 


Die britische Regierung schäumt vor 
Wut. 

Doch der Wind hat sich gedreht. Wach¬ 
sende Teile der Intelligenz und des Of¬ 
fizierskorps, immer mehr Parlamenta¬ 
rier und Politiker, Handwerker und 
Kleinhändler, nicht zuletzt die Arbei¬ 
ter in der Ölindustrie, unterstützen die 
Bestrebungen der Regierung, sich von 
Großbritannien politisch und ökono¬ 
misch zu emanzipieren. Die kommu¬ 
nistische Tudeh-Partei, die sich am 
konsequentesten gegen die ökonomi¬ 
sche Ausplünderung und die ständige 
Bevormundung durch den britischen 
Imperialismus sowie die grassierende 
Korruption wendet, ist offiziell verbo¬ 
ten. Ihr politischer Einfluss ist jedoch 
ständig im Wachsen begriffen - nicht 
nur in der Arbeiterklasse und bei den 
„kleinen Leuten“. Es gelingt ihr, immer 
mehr jüngere Offiziere und Angehöri¬ 
ge für ihre Ziele zu gewinnen. 

Seit dem Nationalisierungsbeschluss 
1951 eskalieren die Auseinanderset¬ 
zungen zwischen dem Iran und Groß¬ 
britannien. Zwei Ursachen hegen die¬ 
sem Konflikt zugrunde: Zum einen 
die herausragende Rohe Persiens in 
der globalen Erdölförderung und die 
gewaltigen Rohölreserven des Landes; 
zum anderen die geostrategische Lage 
des Landes, das über eine 2 000 Kilo¬ 
meter lange Grenze zur UdSSR ver¬ 
fügt. Im mittlerweile voll entfalteten 
Kalten Krieg besitzen die Erdölvor¬ 
kommen des Nahen Ostens für das 
Funktionieren der kapitalistischen 
Konsumgesellschaften wie für den 
Fall eines Krieges eine herausragen¬ 
de Bedeutung. Außerdem ist der Iran 
in den Kriegsplänen der USA als Auf¬ 
marschgebiet gegen die Sowjetunion 
vorgesehen. Aus all diesen Gründen 
waren soziale Emanzipationsbewe¬ 
gungen und Bestrebungen nach nati¬ 
onaler Souveränität im Iran aus der 
Sicht Großbritanniens und der USA 
von vornherein mit allen Mitteln zu 
bekämpfen. Dabei geriet ein Politiker 
ins Fadenkreuz der Imperialisten, der 
sich allen Bevormundungen des Iran 
durch Großbritannien und die USA 
strikt widersetzte. 

Mohammed Mossadegh 

Zum Symbol für das Streben nach na¬ 
tionaler Unabhängigkeit wird der seit 
1951 amtierende Ministerpräsident 
Mohammed Mossadegh. 

Mossadegh wurde 1882 in Teheran ge¬ 
boren. Das Studium der Rechtswissen¬ 
schaften absolvierte er in Frankreich 
und in der Schweiz. Nach der Rück¬ 
kehr in seine Heimat im Jahre 1914 
wurde er wiederholt in das Parlament 
gewählt und amtierte zeitweilig als Fi¬ 
nanz- und Außenminister. Mossadegh 
wird schließlich mit einer kurzen Un¬ 
terbrechung von April 1951 bis zum 


August 1953 Premierminister. Das 
Parlament erteilt ihm zugleich im Juli 
1952 umfassende Vollmachten. Doch 
die Situation eskaliert schnell. Die Bri¬ 
ten ziehen Ende 1952 ihre Spezialisten 
aus dem Iran ab, die bislang die Förde¬ 
rung des Erdöls und den Betrieb der 
Raffinerie in Abadan organisierten. 


Dadurch bricht die Volkswirtschaft 
des Landes weitgehend zusammen. 
Der Staatsbankrott droht. 1953 wer¬ 
den nicht mehr als 1,2 Millionen Ton¬ 
nen Erdöl gefördert, 1950 waren es 
noch mehr als 32 Millionen Tonnen. 
Die Versuche des Iran, in der BRD In¬ 
genieure und Techniker anzuwerben, 
um die britischen Spezialisten ersetzen 
zu können, werden durch den Hohen 
Kommissar Großbritanniens in Bonn 
schnell unterbunden. Vor allem wirkt 
sich der von Großbritannien inszenier¬ 
te weltweite Boykott persischen Öls 
verheerend aus. Die wenigen Tanker, 
die persische Häfen anlaufen, um Erd¬ 
öl zu bunkern, müssen damit rechnen, 
dass ihre Ladung am Bestimmungsort 
konüsziert wird. 

Schließlich entlässt der Schah seinen 
Premierminister, worauf es zu Unru¬ 
hen in allen Teilen des Landes kommt. 
Der Schah sieht sich dadurch gezwun¬ 
gen, Mossadegh wieder in sein Amt 
einzusetzen. Doch die Würfel sind 
gefallen. Denn inzwischen haben die 
USA die Initiative übernommen. Im 
Lande sind etwa viertausend US-ame¬ 
rikanische „Wirtschaftsexperten“ tätig. 
Bereits von 1942 bis 1948 hatte unter 
dem Kommando von Brigadegeneral 
Norman Schwarzkopf, des Vaters des 
späteren Oberbefehlshabers im Irak¬ 
krieg der USA, ein Heer von US-ame¬ 
rikanischen „Beratern“ damit begon¬ 
nen, den gesamten Regierungsapparat 
des Iran zu reorganisieren und zu kon¬ 
trollieren. Schwarzkopf persönlich „re¬ 
formierte“ Polizei und Geheimdienst. 
Sie wurden besonders darin unterwie¬ 
sen, innerhalb der Tudeh-Partei ein 
Netz von Informanten aufzubauen. 
So wurde auch im Iran deutlich, dass 
Großbritannien inzwischen nur noch 
der Juniorpartner der USA war. 

Und Mossadegh? Er hing allzu lan¬ 
ge der Illusion nach, dass die USA im 
Streit mit Großbritannien „vermitteln“ 
und dem Iran umfassende Wirtschafts¬ 
hilfe ungeachtet der nationalisierten 
Ölindustrie leisten würden. Doch spä¬ 
testens seit die Eisenhower-Adminis¬ 
tration im Januar 1953 ihr Amt ange¬ 
treten hatte, zeigten sich die wahren 
Absichten der USA. Am 28. Mai 1953 
verfasste der iranische Premierminis¬ 
ter einen persönlichen Brief an den 
US-Präsidenten, in dem er um Hilfe 
bat und zugleich seinen Willen bekun¬ 
dete, anderenfalls um Unterstützung in 
Moskau zu bitten. 

Präsident Eisenhower antwortete 
Mossadegh in einem Schreiben vom 
29. Juni 1953 in barschem Ton, dass er 
zukünftig von den USA keinerlei Hilfe 
erwarten könne. Jetzt waren die USA 
an der Reihe, die Krise im Iran endgül¬ 
tig in ihrem Sinne zu bereinigen, wobei 
das Motto galt: „Der Zweck heiligt die 
Mittel!“ 


Die CIA putscht mit Hilfe 
des „Manns ohne Gehirn“ 

Mit dem Wechsel im Amt des US- 
Präsidenten von Harry S. Tru- 
man zu Dwight D. Eisenho¬ 
wer verschieben sich die Akzente in 
der Außen- und Militärpolitik der im¬ 
perialistischen Hauptmacht. Während 
Truman im „Kampf 
gegen den Kommu¬ 
nismus“ das Konzept 
der so genannten Ein¬ 
dämmung (Contain¬ 
ment) bevorzugte, 
planen Eisenhower 
und sein Außenminis¬ 
ter John Foster Dul- 
les eine aktive Politik 
des „Zurückdrängens 
der kommunistischen 
Gefahr“ (roll back). 
Der 1947 gegründete 
Geheimdienst CIA 
soll bei alledem eine 
zentrale Rolle spie¬ 
len und auch vor der 
Inszenierung von ge¬ 
waltsamen Umstür¬ 
zen überall dort nicht 
haltmachen, wo linke 
Parteien und anti-im¬ 
perialistische Bewe¬ 
gungen an die Regie¬ 
rung gelangen. Die erste Bewährungs¬ 
probe hierfür wird im Iran absolviert. 
In Marsch gesetzt wird Kermit Roose- 
velt, der Neffe des 1945 verstorbenen 
US-Präsidenten Franklin D. Roose- 
velt. Er bekommt den Auftrag, mög¬ 
lichst schnell die Regierung Mossa¬ 
degh zu stürzen, Schah Reza Pahlevi 
seinen Thron zu sichern und die Nati¬ 
onalisierung der Erdölindustrie rück¬ 
gängig zu machen. Von einem gehei¬ 
men Ort im Iran aus knüpft er seit dem 
6. Juli 1953 Kontakte zu Agenten und 
Informanten der CIA sowie zu Geg¬ 
nern Mossadeghs. Auch der ehemali¬ 
ge „Reformer“ der iranischen Polizei 
und Streitkräfte, Norman Schwarz¬ 
kopf, taucht in den ersten Augusttagen 
in Teheran auf, um seine Kontakte für 
den zu inszenierenden Sturz Mossade¬ 
ghs zur Verfügung zu stellen. Offenbar 
mit Bündeln von US-Dollars ausge¬ 
stattet, „überzeugt“ er einflussreiche 
Personen von der Notwendigkeit des 
Sturzes der Regierung. 

Der Codename der CIA-Operation 
lautet „TP Ajax“: Das Kürzel TP steht 
für Tudeh-Partei, der Name Ajax ist 
dem bekannten Reinigungsmittel ent¬ 
liehen. Dieser Codename sagt uns prä¬ 
zise, wie die US-Regierung die Situa¬ 
tion beurteilt. Es geht letztlich darum, 
den Iran vom wachsenden Einfluss der 
Tudeh-Partei zu „reinigen“. Da es den 
Kommunisten gelingt, immer mehr 
Anhänger auch in den Streitkräften zu 
gewinnen, wo etwa 1000 Soldaten und 
Offiziere der Tudeh-Partei angehören 
und Tausende mit der Kommunisti¬ 
schen Partei sympathisieren, schrillen 
in Washington die Alarmglocken. Es 
muss gehandelt werden. Dies gilt umso 
mehr, als das iranische Außenministe¬ 
rium am 10. August mitteilt, es wür¬ 
den demnächst Verhandlungen mit 
der UdSSR über einen umfassenden 
Wirtschaftsvertrag aufgenommen wer¬ 
den. Am 16. August scheint der Schah 
jedoch zu resignieren. Mit einem Pri¬ 
vatflugzeug flüchtet er außer Landes 
in Richtung Europa. 

Doch die US-Regierung und die CIA 
lassen sich nicht von ihren Planungen 
abbringen. Im Laufe des August 1953 
treffen sich insgeheim in Teheran, in 
der Schweiz und in Rom der Schah bzw. 
dessen Zwillingsschwester Aschraf mit 
hochrangigen US-amerikanischen Ge¬ 
sprächspartnern, bei denen es sich u.a. 
um Außenminister John Foster Dulles, 
dessen Bruder Allen Welsh Dulles, der 
als Direktor der CIA amtiert, und Ker¬ 
mit Roosevelt handelt. 

Die US-Abgesandten führen Reza 
Pahlevi vor Augen, dass er seine Dynas¬ 
tie nur mit Hilfe der USA retten könne. 
Zugleich versichert man ihn der dau¬ 
erhaften Unterstützung der Vereinig¬ 
ten Staaten, wenn er zur Zusammen¬ 
arbeit und letztlich zur Unterordnung 


seiner Politik gegenüber den Interes¬ 
sen der USA bereit sei. Der Schah wil¬ 
ligt ein und ernennt auf Wunsch Roo- 
sevelts General Zahedi zum Nachfol¬ 
ger Mossadeghs. Bei Zahedi handelt 
es sich um einen Offizier, der während 
des Zweiten Weltkrieges von den Bri¬ 
ten wegen dessen pro-faschistischer 
Haltung interniert worden war. Bei der 
Durchsuchung seiner Residenz fanden 
sich zahlreiche Korrespondenzen mit 
im Iran tätigen Nazi-Agenten. 

Jetzt eskaliert die Lage im Iran und es 
kommt zu blutigen Straßenschlachten 
zwischen den Anhängern und Gegnern 
Mossadeghs. Am Ende greift die Armee 
zugunsten des Schah in die Auseinan¬ 
dersetzungen ein und entscheidet da¬ 
mit den Machtkampf. Mossadegh, ein 
demokratisch gewählter Regierungs¬ 
chef, wird verhaftet, zahlreiche seiner 
Anhänger aus ihren Ämtern entlassen, 
die Mitglieder der Tudeh-Partei werden 
blutigen Verfolgungen ausgesetzt. 

Die CIA hatte hohe Summen für die 
Gewinnung von Mossadegh-feind- 
lichen Kräften aufgewandt. Dabei 
spielte ein bekannter Verbrecher na¬ 
mens Chabahan Bimor eine wichtige 
Rolle, der allgemein nur „der Hirnlo¬ 
se“ genannt wurde: Er ist zwar geistig 
beschränkt, zeichnet sich aber durch 
Skrupellosigkeit, Brutalität, Verschla¬ 
genheit und Käuflichkeit sowie exzel¬ 
lente Verbindungen zur kriminellen 
Szene aus. Chabahan Bimor bekommt 
von der CIA das Geld übermittelt, mit 
dessen Hilfe er am 18. August die Stra¬ 
ßendemonstrationen in Teheran zu¬ 
gunsten des Schah organisieren wird. 
Der entsprechende Scheck, der bei der 
Staatsbank gegen die Landeswährung 
Rial eingetauscht wird, trägt die Num¬ 
mer 703-352 und lautet auf 390 000 
US-Dollar. Bei den jungen Männern, 
die Geldscheine an Passanten verteilen, 
wenn sie in Hochrufe auf den Schah 
einstimmen, handelt es sich neben Po¬ 
lizisten und Soldaten in Zivil um Hun¬ 
derte von Kumpanen des „Hirnlosen“: 
Die Unterwelt von Teheran wird von 
der CIA für den Schah mobilisiert. 

Der Schah - ein „treuer“ 
Verbündeter der USA 

Das Ende ist bekannt: Der Schah, der 
am 22. August 1953 aus Rom kommend 
in seine Heimat zurückkehrte, war bis 
zur Islamischen Revolution von 1979 
unumschränkter Herrscher und einer 
der wichtigsten Bündnispartner der 
USA. Die Ölindustrie des Landes wur¬ 
de wieder privatisiert, wobei US-ameri¬ 
kanischen Konzernen ein großes Stück 
vom Kuchen gesichert wurde: Sie er¬ 
hielten mehr als 40 Prozent der Anteile 
des 1955 geschaffenen neuen Konsor¬ 
tiums zur Ausbeutung der iranischen 
Ölvorkommen. 

Der zu drei Jahren Haft und Hausar¬ 
rest verurteilte Mohammed Mossadegh 
blieb bis zu seinem Tode im Jahre 1967 
das Symbol für alle diejenigen, die eine 
Befreiung des Iran aus der ökonomi¬ 
schen und politischen Bevormundung 
des Imperialismus anstrebten. 



Bild oben in der Mitte: Pro-Mossade- 
gh-Demonstration in Teheran, 1952. 
Bild unten: Mossadegh im Jahr 1965. 
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Komplize im verbrecherischen Krieg 

Die Bundesrepublik unterstützte den Krieg der USA gegen Vietnam 


Stellung sie eine „Kapitulation Präsi¬ 
dent Johnsons“ nannte. 
Verteidigungsminister Gerhard Schrö¬ 
der von der CDU, ehemals Mitglied der 
SA, sprach sich laut „Spiegel“ 4/1966 
sogar „für eine Entsen¬ 
dung 


reiche Angehörige der Bundeswehr. 
Der im Februar 1967 in den USA wei¬ 
lende Generalinspekteur der Bundes¬ 
luftwaffe Steinhoff 
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und anderer chemischer Kampfstoffe 
erforscht worden. 

Im Juni 1969 kam die Beteiligung west¬ 
deutscher Unternehmen am Einsatz 
chemischer Gifte und Kampfstoffe in 
Südvietnam ans Licht. Es ging um den 
Milliardenkredit eines bundesdeut¬ 
schen Bankenkonsortiums an die US- 
amerikanische Dow Chemical. Zu den 
Partnern des größten Produzenten von 
Napalm sowie des in Südvietnam ein¬ 
gesetzten chemischen Kampfstoffes 
Agent Orange und Hauptlieferanten 
für die US-Army in Südvietnam gehör¬ 
te der IG Farben-Nachfolge-Konzern 
Badische Anilin- und Sodafabriken 
(BASF) Ludwigshafen. Er unterhielt 
in den USA zwei Tochtergesellschaften 
und war damit gleichermaßen Nutznie¬ 
ßer des Kredits. Mit jeweils fünf Filia¬ 
len waren die Farbwerke Hoechst und 
mit drei die Bayer AG Leverkusen in 
den USA vertreten und über sie an 
Aufträgen für die US-amerikanischen 
Truppen in Vietnam beteiligt. Die 
Pariser „France Nouvelle“ hatte am 
6. Juli 1965 berichtet, dass die Bayer 
AG den USA auch mehrere Paten¬ 
te für die Herstellung chemischer 
Kampfstoffe verkauft und über ihre 
US-Filiale Chamagro Corporation 



„Humanitärer Einsatz“ schon in den 1960er Jahren. Das Lazarettschiff „Helgoland“. 

Bild oben: Eine Meldung aus „Neues Deutschland“ über die Vorbereitung von Bundeswehrpiloten für den Einsatz in 
Vietnam. 


D ie Bundesrepublik war mehr als 
alle anderen Bündnispartner der 
USA an deren Krieg in Vietnam 
beteiligt. Die Bundesregierung wollte 
sich als Hauptverbündeter der USA 
profilieren, ihre Rolle in der NATO 
stärken und die Aufhebung noch vor¬ 
handener Rüstungsbeschränkun¬ 
gen durchsetzen. Dabei spielten 
die Profite, welche westdeutsche 
Konzerne aus der Beteiligung am 
Krieg der USA zogen, ebenfalls 
eine Rolle. 

Die Rüstungsindustrie der USA 
erzielte laut „International He- 
rald Tribüne“ vom Dezember 1968 
zu dieser Zeit jährlich Gewinne von 
4,5 Mrd. Dollar. Mitte der 1960er 
Jahre waren 18 westdeutsche Un¬ 
ternehmen mit den 30 größten Rüs¬ 
tungskonzernen der USA durch Ka¬ 
pitalbeteiligung und Aufträge verfloch¬ 
ten. Die westdeutschen Kapitalanlagen 
in den USA stiegen zwischen 1960 bis 
1969 auf das Fünffache. Die größ¬ 
ten Gewinne steckten die IG Farben- 
Nachfolger, die Stahlkonzerne und die 
Werften ein. AP meldete am 14. März 
1967, dass die mit Thyssen liierten Bre¬ 
mer Werften für die USA 39 „German 
Liberty-Schiffe“ bauten, die vor allem 
dem Transport von Kriegsmaterial nach 
Vietnam dienten. Unter den Regierun¬ 
gen Adenauer und Erhard leistete die 
Bundesrepublik auf der Grundlage ei¬ 
nes „Devisenausgleichsabkommens“ 
in Form von Waffenkäufen zwischen 
1961 bis 1965 Devisenhilfe in Höhe von 
über 10,8 Mrd. DM. 

Die Bundeswehr ergriff im Rahmen 
dieser Hilfe die Gelegenheit, Vietnam 
zur eigenen „Kriegsschule“ zu machen, 
um, wie „Die Welt“ schon am 23. Mai 
1964 schrieb, zu lernen wie „heute 
Kriege geführt werden“. Die Zeitschrift 
„Wehr und Wirtschaft“ sprach in ihrer 
Nr. 8/9 von 1965 von der „Kriegsschu¬ 
le Vietnam“, dem „Probefall Vietnam“, 
der zu „waffentechnischen Überle¬ 
gungen“ anrege und Erfahrungen bei¬ 
spielsweise darüber vermittele, wie 
„taktischer Luftkrieg am besten“ ge¬ 
führt werde. 

Während sich westeuropäische Regie¬ 
rungen vom Krieg der USA distanzier¬ 
ten, Frankreich ihn in einem Kommuni¬ 
que des Ministerrates verurteilte, stell¬ 
te sich die Bundesrepublik voll hinter 
Washington. Angesichts anhaltender 
Niederlagen der US-Armee empfahl 
„Die Welt“ am 11. August 1965, sich 
„an die grobe Faustregel des Panzer¬ 
generals Guderian (zu) halten: nicht 
kleckern, klotzen!“ Bundespräsident 
Heinrich Lübke beglückwünschte Prä¬ 
sident Johnson zu den ersten Angriffen 
auf Hanoi am 29. Juni 1966 in einem 
offiziellen Telegramm, in dem es hieß, 
diese mögen „von Erfolg gekrönt sein“. 
Bundeskanzler Erhard ließ am 1. Juli 
1966, als bereits Berichte über die zahl¬ 
reichen zivilen Todesopfer der Luftan¬ 
griffe bekannt waren, „alle Maßnah¬ 
men der Amerikaner“ gutheißen. Am 
gleichen Tag feierte die Westberliner 
„Nachtdepesche“ die Todesopfer als 
„Wunder der Präzision“ und forderte, 
Washington müsse sich entschließen, 
„dichtbesiedelte Industriezentren zu 
bombardieren“. Springers Westberliner 
„BZ“ schrieb am 18. Juli, notwendig sei 
„ein kompromissloser Krieg, der auch 
vor Fabriken, Häfen, Bewässerungsan¬ 
lagen und Staudämmen nicht mehr halt 
macht.“ 

Schockierend waren die Reaktionen 
in der Bundesrepublik, als die USA 
gezwungen wurden, am 1. November 
1968 die bedingungslose Einstellung 
des Luftkrieges gegen Nordvietnam 
zu erklären und die FNL als Verhand¬ 
lungspartner in Paris zu akzeptieren. 
Bereits im Vorfeld der Verhandlungen 
hatte Springer am 5. Mai 1968 in seiner 
„Westberliner „Morgenpost“ die USA 
aufgefordert, sich in Paris auf keinen 
Fall die Waffe der Bombenangriffe auf 
die DRV „aus der Hand schlagen“ zu 
lassen und auch die FNL nicht als le¬ 
gitimen Vertreter Südvietnams anzu¬ 
erkennen. „Die Welt“ verlangte am 
6. November eine Fortsetzung der Ter¬ 
rorangriffe gegen die DRV, deren Ein¬ 


deutscher Soldaten auf den fernöstli¬ 
chen Kriegsschauplatz“ aus. Der „Hes¬ 
sische Rundfunk“ meldete danach am 
22. Februar, die Bundesrepublik wol¬ 
le zwei Divisionen nach Vietnam schi¬ 
cken. Wenn es dazu nicht kam, so war 
das auch auf die zunehmende west¬ 
deutsche Solidaritätsbewegung mit 
Vietnam und die Proteste auch auf in¬ 
ternationaler Ebene und in den USA 
selbst zurückzuführen. 

In verschiedenen verdeckten Formen 
beteiligte sich die Bundesrepublik den¬ 
noch auch personell am Krieg oder ließ 
solch völkerrechtswidriges Engage¬ 
ment zu. Es erfolgte durch die Entsen¬ 
dung von „technischen Spezialisten“ 
sowie durch Soldaten und Offiziere 
der Bundeswehr in US-amerikanischen 
Uniformen. 1965 befanden sich darun¬ 
ter 121 Angehörige der Bundesluft¬ 
waffe, die Bombenangriffe gegen 
Nordvietnam flogen. Ihren Einsatz be¬ 
stätigte am 23. Juli 1965 das US-Maga- 
zin „Time“. Die nach Vietnam geschick¬ 
ten Angehörigen der Bundesluftwaffe 
waren nach Beginn des Luftkrieges ge¬ 
gen die DRV vom Herbst 1964 bis Feb¬ 
ruar 1965 zur Spezialausbildung in den 
USA gewesen. Laut einem dpa-Bericht 
vom 2. August 1966 aus Saigon bestä¬ 
tigte das US-Hauptquartier in Südviet- 
nam, dass „eine - wenn auch geringe - 
Anzahl deutscher Staatsbürger in den 
amerikanischen Einheiten in Südviet¬ 
nam eingesetzt“ sei. Der in Bonn er¬ 
scheinende Informationsdienst „RF- 
World News“ bestätigte am 8. Febru¬ 
ar 1966, dass sich zu diesem Zeitpunkt 
rund 2 500 westdeutsche Techniker in 
Südvietnam befanden, darunter zahl¬ 


sagte einen verstärkten Einsatz west¬ 
deutscher Piloten in Vietnam zu. Da¬ 
runter fiel auch die Lieferung von 40 
Kampfhubschraubern der Bundesluft¬ 
waffe samt Flugpersonal. 
Westdeutsche Transportschiffe brach¬ 
ten unter fremden Flaggen US-ame¬ 
rikanisches Kriegsmaterial, darunter 
„Pershing“-Raketen, nach Vietnam. 
Die Hamburger Reederei Transerz 
transportierte 1966 laut „Vorwärts“ 
Nr. 16/1967 mit dem Frachter „Ma- 
gellan“ mit westdeutscher Besatzung 
unter liberianischer Flagge Panzer 
und anderes Kriegsgerät nach Süd¬ 
vietnam. Westdeutsche Tanker beför¬ 
derten Treibstoff für die Maschinen der 
USAF. 

Im Einsatz in Südvietnam befand sich 
auch das Lazarettschiff „Helgoland“. 
Das Internationale Rote Kreuz ver¬ 
weigerte ihm das Fahren unter der 
Rot-Kreuz-Flagge, da es die Bundes¬ 
regierung ablehnte, es gemäß der zwei¬ 
ten Genfer Konvention Hilfe für bei¬ 
de kriegführende Seiten leisten, es also 
auch nach Nordvietnam auslaufen zu 
lassen. Eine „Panorama“-Sendung vom 
28. Februar 1966 nannte den Einsatz 
der „Helgoland“ die „erste Stufe einer 
vormilitärischen Beteiligung“. Personal 
des Schiffes habe mit US-Offizieren 
zum „Sonntagsvergnügen“ an „Viet- 
cong-Jagden“ teilgenommen. Wie be¬ 
reits erwähnt, sagte Erich Wulff über 
den völkerrechtswidrigen Einsatz der 
„Helgoland“ am 1. Dezember 1967 vor 
der Tagung des Russell-Tribunals in der 
dänischen Stadt Roskilde aus. Auf dem 
Lazarettschiff sei auch die Wirkung des 
von den USA eingesetzten Napalm 


in Kansas City auch direkt Giftstoffe 
liefere, die vom US-Chemical-Corps in 
Vietnam angewendet würden. 

An chemischen Waffen für den Ein¬ 
satz in Vietnam wurde auch in der 
Bundesrepublik selbst gearbeitet. In 
den Giftlabors des Bayer-Forschungs¬ 
zentrums in Wuppertal-Elberfeld wa¬ 
ren dazu die Professoren Otto Ambros 
und Wolfgang Wirth am Werk, die bei¬ 
de unter dem Hitler-Regime Todesga¬ 
se entwickelt und hergestellt hatten. 
Ambros war Direktor der IG Farben 
und Chef der Abteilung chemische 
Kriegsführung im Rüstungsministe¬ 
rium Speer gewesen und als Kriegs¬ 
verbrecher verurteilt worden. Wirth 
forschte seit 1937 zur militärischen 
Anwendung von Nervengasen. 

Die Londoner Zeitschrift „Eastern 
World“ berichtete in ihrer Juli/Au¬ 
gust-Ausgabe 1966: Die US-Ameri¬ 
kaner hätten „reges Interesse an den 


neuen, äußerst wirksamen Kampfga¬ 
sen bekundet, die in westdeutschen 
Laboratorien auf der Grundlage der 
zur Zeit des Zweiten Weltkrieges von 
der IG Farbenindustrie hergestellten 
Gase entwickelt werden.“ Das habe zu 
„einer engen Zusammenarbeit zwi¬ 
schen amerikanischen und westdeut¬ 
schen militärischen Kreisen, Labora¬ 
torien und Firmen, die auf den Gebie¬ 
ten der Entwicklung, der Herstellung 
und der Anwendung chemischer und 
bakteriologischer Kampfstoffe maßge¬ 
bend sind“, geführt. Die Hoechst AG 
habe zugesagt, mehrere Sachverstän¬ 
dige in die USA zu entsenden und den 
USA auch „die notwendigen Unterla¬ 
gen und Angaben für die Herstellung 
tödlicher Gase vom Typ Zyklon B zu 
überlassen, das die Nazis im vergange¬ 
nen Krieg in großem Maße in ihren To¬ 
deslagern verwendeten und mit dessen 
Anwendung für nicht weniger grausa¬ 
me Zwecke die Amerikaner in Süd¬ 
vietnam bereits begonnen haben“. Laut 
„Eastern World“ arbeiteten westdeut¬ 
sche Chemiker und Bakteriologen, da¬ 
runter von den Farbwerken Hoechst 
AG, in Südvietnam in einer Sonder¬ 
einheit der US-Armee, die ein mobi¬ 
les Forschungsinstitut für bakteriolo¬ 
gische und chemische Kriegsführung 
betrieb, das am „lebenden Objekt“ 
neue Kampfstoffe testete. Von einer 
Beteiligung der „westdeutschen Regie¬ 
rung“ mit „Technikern, Dokumenten 
und Erfahrungen bei der Produktion 
von Giftgasen und giftigen Chemika¬ 
lien“ sprach auch die Regierung der 
DRV im März 1966 in Hanoi in einer 
Erklärung ihres Außenministeriums, 
die „Neues Deutschland“ am 20. März 
1966 veröffentlichte. 

Aus der Kooperation mit den USA im 
Bereich der chemischen und bakterio¬ 
logischen Waffen zogen westdeutsche 
Chemiekonzerne nicht nur einträgli¬ 
che Profite, sondern auch praktische 
Erfahrungen, die sich in weiteren Ent¬ 
wicklungen niederschlugen. In den che¬ 
mischen Laboratorien der US-Armee 
Edgewood und im Forschungszentrum 
für bakteriologische Kriegsführung in 
Camp Detrick in Maryland beteiligten 
sich ständig Bundeswehroffiziere an der 
Erforschung, Entwicklung und Verbes¬ 
serung weiterer Waffensysteme und der 
Methoden ihres Einsatzes. Damit waren 
nicht nur westdeutsche Unternehmen, 
sondern auch die Bundesregierung zu¬ 
mindest indirekt an schwersten Kriegs¬ 
verbrechen der USA in Südvietnam, 
an der Ermordung und Verstümme¬ 
lung Hunderttausender Vietnamesen, 
der Verseuchung riesiger Flächen von 
Wald und Reisfeldern beteiligt. 

Für die Bundeswehr scheinen die in 
diesem Zusammenhang gewonnenen 
Erkenntnisse von einigem Nutzen ge¬ 
wesen zu sein. Nach Presseveröffentli¬ 
chungen, unter anderem in der „Frank¬ 
furter Rundschau“ vom 14., der „Süd¬ 
deutschen Zeitung“ vom 24. und der 
„Hildesheimer Presse“ vom 28./29. Fe¬ 
bruar 1970, musste der Staatssekretär 
des Verteidigungsministeriums Karl 
Wilhelm Berkhan einräumen, dass in 
der Bundesrepublik chemische Kampf¬ 
stoffe produziert, die Bundeswehr über 
solche Gifte, u.a. das tödliche Nerven¬ 
gas „Tabun-Sarin Typ 7/67“, verfügte 
und Gaskriegsmanöver durchführte. 
Berkhan wörtlich, auf chemische Waf¬ 
fen könne die Bundeswehr „nicht ver¬ 
zichten“. 


Der Beitrag ist ein Vorabdruck aus dem Buch von Gerhard Feldbauer„Vietnam- 
krieg“, das in dieser Woche erschienen ist 

Gerhard Feldbauer schildert Vorgeschichte und Verlauf des Krieges, die inter¬ 
nationale Solidarität mit Vietnam, den Widerstand in der US-Army, der vor al¬ 
lem von schwarzen Soldaten ausging, sowie die militärische Hilfe insbeson¬ 
dere der UdSSR, ohne die der Sieg der Befreiungsbewegung nur schwer mög¬ 
lich gewesen wäre. Den Ausschlag gab allerdings der Widerstandswille des 
vietnamesischen Volkes selbst. Er wurzelte in den Traditionen nationalen und 
antikolonialen Widerstandes, die der legendäre Ho Chi Minh zu mobilisieren 
verstand. Seine Bedeutung zeigte sich fast noch mehr nach seinem Tod. Denn 
als er 1969 verstarb, hinterließ er nicht, worauf vielfach spekuliert wurde, ein 
Vakuum, sondern eine kollektive politische Führung und eine Bevölkerung, in 
deren Mehrheit das Streben nach Unabhängigkeit tief verwurzelt war. Nicht 
unerwähnt bleiben die US-Kriegsverbrechen, für die dasjenige von My Lai im 
Mai 1968 zum Synonym wurde. 

Gerhard Feldbauer: Vietnamkrieg, Pocketformat, 120 Seiten, 9,90 Euro 
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Anzeigen 
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CE 


Ich werde nicht sterben. 

Heute an diesem Tag voller Vulkane, ich trete hervor, der Menge 
entgegen, dem Leben zu. 

Ich lasse hier diese Dinge geordnet zurück, heut, da die Banditen 
herumziehn mit der „westlichen Kultur“ im Arm, mit Händen, die 
Spanien umbringen, und den Galgen, die schwanken über Athen, 
und der Schande, die Chile regiert und aufhört zu zählen. 

Hier bleibe ich stehen mit Worten und Völkern und Wegen, die 
mich von neuem erwarten und mit gestirnten Händen pochen an 
meine Tür. 

Mein Mann und Genosse, unser Vater, Opa, Schwiegervater 
ist gestorben 

Luis Arcadio Berrios Cataldo 

geb. 1. April 1943, gest. 7. August 2013 

Nach schwerer Krankheit ist Luis gestorben. 

Wir sind unendlich traurig. 

Maria Christina Miranda Miranda 
Luis Ernesto Berrios Miranda 
Mario Francisco Berrios Miranda, Andrea Nickel 
Emilia Libertad Berrios Miranda 
Elias Lautaro Berrios Miranda 


Wir trauern um unseren Genossen 

Luis Arcadio Berrios Cataldo 

1. April 1943 in Ovalle (Chile) - 7. August 2013, Berlin 

Geboren im Norden Chiles als jüngster von sieben Geschwistern einer 
Bergarbeiterfamilie war Luis früh mit den Kämpfen der Arbeiterbewe¬ 
gung der Region - aus denen die Kommunistische Partei Chiles hervor¬ 
ging - im Kontakt. Mit Unterstützung der Familie war er der einzige 
Sohn, der die Universität besuchen konnte. 

Die Kampftradition einer Arbeiterfamilie und die Zugehörigkeit fast 
aller seiner Verwandten zur Kommunistischen Partei Chiles haben sei¬ 
ne Kindheit und Jugend geprägt. Der Sturz Batistas und die kubanische 
Revolution beeinflussten seinen weiteren Weg und brachten ihn dazu, 
sich in der revolutionären linken Bewegung zu organisieren. Unter¬ 
grundtätigkeiten bestimmten ab Mitte der 60er Jahre sein Leben. 

1969 heiratete er Maria Cristina Miranda Miranda. 1970 wurde sein 
Sohn Luis Emesto und 1971 sein Sohn Mario Francisco geboren. Sein 
Bemf als Bauingenieur führt ihn 1972 in den Norden Chiles in den 
Bergbau. 

Am 11. September 1973, dem Tag des faschistischen Putsches unter 
General Pinochet, wurde Luis in Antofagasta festgenommen und im 
Gefängnis verhört und gefoltert, ohne dass seine Familie wusste, wo 
er sich aufhielt. Nach einer Woche kam er frei und wurde wenige Tage 
später erneut verhaftet. Ein Oberst trat für seine Freilassung ein, da 
er ihn aus dem Bergbau kannte. Luis kam frei und der Oberst wur¬ 
de daraufhin erschossen. Luis ging in den Untergmnd nach Santiago 
de Chile. Nach Hausdurchsuchungen folgte die Familie auch dorthin. 
Nach der Verhaftung seiner Frau, Maria, und ihrer Stiefmutter und ihrer 
Entlassung floh die Familie - auf Anraten des Bruders, Lincoyän Yalü 
Berrios Cadaldo, der für die Kommunistische Partei die Flucht von Ka¬ 
dern organisierte - aus Chile. 

Weihnachten 1973 fanden sie im niedersächsischen Hannover Asyl. 
Luis war sofort aktiv in der Chile-Solidarität, der Kinderhilfe Chile 
und der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba. 1976 verschwand sein 
Bruder mit 15 weiteren Genossen des Zentralkomitees der Partei. Erst 
36 Jahre später wurden die Überreste in der Wüste verscharrt gefunden. 
1978 wurde Luis Mitglied der Deutschen Kommunistischen Partei und 
1980 - als Konsequenz des antifaschistischen Kampfes der Chile-So¬ 
lidarität - wurde er Mitglied der VVN-BdA und arbeitete viele Jahre 
als hauptamtlicher Funktionär, zunächst als stellvertretender, dann als 
Vorsitzender der VVN Hannover. 

Trotz der Niederlage des Sozialismus und vor dem Hintergrund seiner 
Geschichte blieb Luis weiterhin in der kommunistischen Partei aktiv, 
und nach seinem Umzug im Oktober 2004 auch in der DKP Berlin. 
Aufgrund seiner schweren Erkrankung konnte Luis diese Aktivität 
nicht mehr in dem Maße wahmehmen, wie er es selbst als seine po¬ 
litisch-moralische Verpflichtung seinem Bruder und den ermordeten 
Genossinnen und Genossen ansah. Darüber war er untröstlich. 

Wir gedenken seiner. 

Hoch lebe die internationale Solidarität. 

Wir verlieren mit ihm einen tapferen Internationalisten und 
Kommunisten. 

Die Trauerfeier findet auf dem Zentralfriedhof Friedrichsfelde am 30. 
August, 10 Uhr statt. Anstatt Blumen wird um eine Spende für die AG 
Cuba-Solidarität der DKP gebeten: 

DKP Parteivorstand, Konto Nr.: 253 525 502, Postbank Köln, BLZ 370 
100 50, Stichwort: L. A. Berrios Cataldo 

DKP Landesvorstände Berlin und Brandenburg 
DKP Bezirksvorstand Niedersachsen 
DKP Mitte/Pankow - Berlin, DKP Hannover 


Unser Genosse 

Gerd Eichhorn 

lebt nicht mehr. 

Gerd kam erst in späten Lebensjahren zur Kommunistischen 
Partei. Viele Jahre setzte er sich als Betriebsrat für Kolle¬ 
gen ein. Als Rentner beteiligte er sich aktiv an der Bürger¬ 
bewegung gegen die geplante Privatisierung der städtischen 
Wohnungsgesellschaft in Essen. Die daraus entstandene „Mie¬ 
tergemeinschaft Essen“, ein politischer Mieterverein, hat 
Gerd mit all seinen Kräften unterstützt. Wir verlieren einen 
bescheidenen, immer zuverlässigen und ehrlichen Genossen. 

Die Partei wird ihn vermissen. 

DKP-Wohngebietsgruppe Essen-Steele/Kray 


Am 8. August starb unser Genosse 

Alfred Marsner 

geb.8.10.1925 

Mit Alfred haben wir einen unermüdlichen Kämpfer ge¬ 
gen Faschismus und Krieg - für Frieden und Sozialismus 
verloren! 


Seit 1949 war er in der KPD und später in der DKP aktiv, auch 
die Illegalität konnte ihn nicht beugen! Vorbildlich war sein Ein¬ 
satz: 

Ob beim Infostand oder Verteilaktion - beim Ostermarsch oder 
bei Antifa-Aktionen! 


Wir trauern mit unserer Genossin Margret 
und der Familie. 

DKP Dortmund u. Seniorenarbeitskreis 

Beisetzung: 

Freitag, 16.08. 12 Uhr Bezirksfriedhof Kemminghausen 
Brechtener Strasse 


Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 
Diese sind unentbehrlich. 

(Bertolt Brecht) 



Gisela Dette 

geb. Both 

13.11.1932-29.07.2013 

Als Arbeiterkind kämpfte sie seit frühester Jugend unermüdlich 
und parteilich für Frieden unter den Völkern, Freundschaft zwi¬ 
schen den Menschen, Freiheit und Gerechtigkeit für die Ausge¬ 
beuteten und die Verfolgten. 

Ganz besonders das Wohl ihrer Familie lag ihr stets am Herzen. 

Wir werden sie immer vermissen. 

In tiefer Trauer: 

Günther Dette 

Thomas Dette und Kordula Lebioda-Dette 
mit Jan und Tim 
Isa Dette mit Adrian 

Die Trauerfeier findet statt am Freitag, dem 23. August 2013 um 11.00 Uhr in 
der Kapelle des Bergfriedhofes, Essen-Frintrop, Pfarrstraße. 

Anschließend begleiten wir die Urne zur letzten Ruhestätte. 

Anstelle zugedachter Blumen und Kränze bitten wir um eine Spende an den 
DKP Parteivorstand (GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67, KTO 4002487502, 
Stichwort: IROKK Gisela Dette) 


Wir trauern um unseren Freund und Genossen 

Ferdi Burkert 

1933-2013 

Wir trauern mit seinen zwei Kindern um einen gesellschaftlich akti¬ 
ven Menschen, der trotz hohen Alters und körperlicher Behindemng 
noch rege am politischen Leben seiner Organisationen teilnahm. 

Aus einem kommunistischen Elternhaus kommend hat Ferdi im 
Sinne seines Vaters nach dem Krieg den Kampf gegen Faschismus 
und Militarismus aufgenommen. Dafür war er in seiner Heimatstadt 
bekannt. Das galt sowohl für seine Mitgliedschaft in der Deutschen 
Kommunistischen Partei (KPD/DKP) als auch in der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes (VVN-BdA) und des Deutschen Freiden¬ 
ker-Verbandes. Ein besonderes Anliegen war ihm seine Mitarbeit in 
der Freien Deutschen Jugend (FDJ, 1947 Mitgründer der Offenbacher 
Gruppe, seit Jahren verboten) sowie seine umfangreiche Gewerk¬ 
schaftsarbeit, die er bis ins hohe Alter unterstützte. Bei den Senioren 
des DGB war er ein gern gesehener Gast. Er war auch Mitglied der 
Naturfreunde. Ein reiches kämpferisches Leben ist zu Ende, in dessen 
Mittelpunkt unser gemeinsames Ziel stand: 

Für eine bessere Welt, für eine sozialistische Welt. Ein Kämpferherz 
hat aufgehört zu schlagen. Wir danken Dir, lieber Genosse Ferdi, für 
Deinen unermüdlichen und beispielhaften Einsatz und werden in 
Deinem Sinne weiterkämpfen. 


Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Stadt und Kreis Offenbach 
Deutscher Freidenker-Verband (DFV), Offenbach 

Vereinigung Verfolgter des Naziregimes (WN-BdA) 
Kreisvorstand Offenbach 


Sommerfest der DKP Frankfurt/Main 
„Die Roten feiern im Grünen“ 
am Samstag, dem 31. August 2013 

45 Jahre DKP 

D - Diskussion + Gemütlichkeit 
K - Kultur + Information 
P - Politik + Party 

Wirstarten um 13.00 Uhr 

im DGB-Jugendclub, 

Wilhelm-Leuschner-Straße/Untermainkai 68, Frankfurt/Main 

Buffet und Kuchen sind im Beitrag von 5,-- € enthalten. 

Gegrilltes und Getränke werden - wie immer - angeboten 
und einzeln berechnet. 

Damit auch alles gut gelingt, freuen wir uns über jede 
Spende in Form von Salat, Kuchen etc. 



Internationalistisches 

SOMMERFEST 

31.08.2013 


14.00 - 22.00 UHR 


JONASSTRASSE 

BERLIN-NEUKÖLLN 

U-BAHN LEINESTRASSE 




BERLIN | wtviv.dlcp-berlin.de 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 
Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Veranstaltung 
in der Gedenkstätte 
Ernst Thälmann 


im Thälmann-Haus, Tarpenbekstr.66 
Ernst Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Am 18. August 2013 erinnern wir 
an den 69. Jahrestag der Ermordung 
Ernst Thälmanns durch die Faschisten 
im KZ Buchenwald 

Ab 11 Uhr 

Ansprache von Hein Pfohlmann, 1. Vorsitzender des Kuratoriums 
der Gedenkstätte Ernst Thälmann 

Blumen und Kranzniederlegung 
Bitte bringt Blumen mit! 

Danach Gespräche, Musik, Kaffee, Tee und Kuchen in der Gedenkstätte 

Die Gedenkstätte ist zu erreichen mit: 

Busverbindung Linien 20,22,25 bis Julius-Reincke-Stieg + Tarpenbekstr. , Schnellbus 34 
+39 Lokstedter Weg, U-Bahn Kellinghusenstraße 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., Tarpenbekstr.66, Ernst-Thälmann-Platz 
20251 Hamburg, 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 
Spendenkonto: Postbank Hamburg Kto.-Nr. 1337 37204, (BLZ 200 100 20) 


Zoe 


wird 14 


Es gratulieren aus Dortmund und 
Berlin: Ben, Ula, Wolfgang, Sepp, 
Maggie, Nina, Peter & Wera 


K&Z 


Kommunistische 

Arbeiterzeitung 


Nr. 442 


März 2013 


1,50 Euro 


Der Kapitalismus gehört auf den 
Mü ll häufen der Geschichte: 

Packen wir's an! 

und weitere Artikel u.a. zur Deutschen 
Bank und zur 

Totalitarismusdoktrini (Teil 3) 


Einzelhaft Euf01.50 
jahraaabo- Eure lü.üü 


TOl/FaX: 0911-356913 

ö-mail; qnLJfjpc KAZCtäi.GOffl 


www.kaz^online.de 

Bedpktiöfi (fcr 


Rciehstralte S 
Ö04ÖÖ Nurnds r g 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Sommergrüße vom Hollerhof 

Die Pfirsich- und Himbeerernte war reichlich. Jetzt reifen Pflaumen, Äpfel, 
Birnen, Kastanien und Walnüsse auf unseren vollen Bäumen. 

Und der Wein ... 

Für Kurzentschlossene: Genießt den Herbst bei Weinlese, Radeln, Schwim¬ 
men oder einfach die Ruhe auf dem Hollerhof. 

www.hollerhof.de - Christel Kittner, 0043 3476 3522 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 


Toskana, nah am Meer 

Ökoliof im Olivenhain, 
weiter Blick r Stille; 
große helle Zimmer, 

viele gute ßSicher, ^ 

Ham oder Ha uschen; m 

Kinderparadies, 



Entschleunigung: 

Ruhe 8b> Natur satt im Müritz- 
Nationalpark, 2 FeWo je 2-3 Pens, 
ganzjährig in Krätzcbuig-Granziii. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trfncggu.de 
Teh: 0331/87 0796 (AB| 
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Es muss einfach nur 
getan werden 

Betr.: Mitgliedsbuchneuausgabe 

In Bremen-Nord wollen wir die Mit¬ 
gliedsbuchneuausgabe nutzen, auch 
unsere Partei mit neuen Mitgliedern 
zu stärken. Zum 100. Geburtstag un¬ 
seres unvergessenen Ernst Thälmann 
fand im Mai 1986 unser Parteitag in 
seiner Geburtsstadt Hamburg statt. 
Zu seinen Ehren wurde die Thälmann- 
Mitgliederkampagne zur Stärkung der 
DKP durchgeführt. Ein Ernst-Thäl- 
mann-Aufgebot, das mit der Ehrung 
von Kreisorganisationen durch den Ge¬ 
nossen Herbert Mies auf dem Parteitag 
seinen würdigen Abschluss fand. 

Der DKP Kreisorganisation Bremen- 
Nord und Genossinnen wurden Thäl¬ 
mann-Anstecknadeln in Gold über¬ 
reicht und das große rote Thälmann- 
Banner, das Genossen noch heute auf 
jeder l.-Mai-Demo und bei antifaschis¬ 
tischen Gedenkveranstaltungen in Bre¬ 
men und Nord tragen. Ob damals oder 
auch heute, auf jede Vorstandssitzung 
und auch MV gehört der TOP Mitglie- 
derwerbung, was aber doch nicht gegen 
eine Mitgliederkampagne oder ein Auf¬ 
gebot spricht. 

Auch eine UZ-Kampagne zur Vorbe¬ 
reitung eines Pressefestes 2014 könn¬ 
te durchgeführt werden. Lenins Devi¬ 
se über Arbeiterpresse als kollektivem 
Agitator und Organisator heißt nichts 
anderes, als dass Kommunistinnen ne¬ 
ben ihrer eigenen abonnierten UZ noch 
eine weitere, zwei oder auch drei UZ 
bestellen und an Freunde und Nach¬ 
barn verkaufen. So stärken wir den 
UZ-Spendenfonds für das Fest in Dort- 
mund/Wischlingen. Es muss einfach nur 
getan werden (...). 

Gerd-Rolf Rosenberger, 
Bremen-Nord 

Wir lehnen jeglichen 
individuellen Terror ab 

Betr.: „Schritte zur Abrüstung“, 

UZ vom 2.8.2013, S. 5 

Das polizeiliche Vorgehen gegen 
Kriegsgegner in Potzlehne zeigt, wem 
solche „konkreten Schritte zur Abrüs¬ 
tung“ wie das Abfackeln von Bundes¬ 
wehrfahrzeugen nützen. Dass diverse 


Geheimdienste und -Organisationen 
wie „Stay-Behind“, „Gladio“ etc. un¬ 
ter linkem Logo nicht vor Sprengstoff- 
und Brandanschlägen zurückschre¬ 
cken, wissen wir nicht erst seit dem 
„Celler Loch“. Auch ein Blick in die 
„Zeitung vum Letzebuerger Vollek“ 
der KPL und deren Berichte über den 
„Bommeleer“-Prozeß in Luxemburg 
liefert dazu Details. Auch über die ver¬ 
logene „Einzeltätertheorie“ bezüglich 
des Oktoberfestanschlags von 1980 mit 
13 Toten und 211 Verletzten. 

Natürlich fängt der Krieg hier an, und 
alle Mittel gewaltlosen Widerstands, 
wie Blockaden demnächst in Büchel, 
sind nicht nur berechtigt, sondern auch 
ein Mittel, mehr Menschen aufzurüt¬ 
teln. Brandanschläge aber nicht, zumal 
diese Gewalt gegen Sachen auch zu Ka¬ 
tastrophen führen kann wie in den sieb¬ 
ziger Jahren in Belgien. Dort kamen 
nach einem Anschlag einer sogenann¬ 
ten „Kämpfenden Kommunistischen 
Gruppe“ auf eine Pipeline ein Dutzend 
Feuerwehrmänner bei den Löscharbei¬ 
ten um. Wütende freiwillige Feuerwehr¬ 
männer in meinem Kollegenkreis stell¬ 
ten mich damals zur Rede, wie ich so et¬ 
was befürworten könne, ich sei ja auch 
Kommunist. Die meisten der 1,2 Millio¬ 
nen Feuerwehrleute kannten aber kein 
DKP-Mitglied, das sie fragen konnten. 
Letztendlich glaubt doch keiner, dass 
der Millionenschaden in Havelberg 
nicht wieder aus dem Steuertopf ausge¬ 
glichen wird, zu Lasten von Bildung, So¬ 
zialem etc. Die UZ soll natürlich auch 
abwegige politische Positionen benen¬ 
nen. Zu diesem Bericht hätte aber ne¬ 
ben dem Zitieren „linker Internetsei¬ 
ten“ und einer Kampagnensprecherin 
die Position der DKP gehört: Jeden in¬ 
dividuellen Terror ablehnen. 

Volker Metzroth, Füifeld 

Zwangspsychiatrie ächten! 

Betr.: „Nicht mehr allein gegen die 
Mafia“, UZ vom 2.8.2013, S. 1 

Schön, dass sich die UZ des Falls von 
Gustl Mollath angenommen hat und 
dass er endlich wieder frei ist. Doch 
damit sollen wir uns nicht zufrieden 
geben. Um der Zwangspsychiatrie und 
dem Missbrauch der Psychiatrie für po¬ 


litische Zwecke entgegenzutreten, müs¬ 
sen wir hervorheben, dass der Gutach¬ 
ter Dr. Leipziger der Hauptverantwort- 
liche ist. 

Um zu erkennen, dass sein Gutachten 
über Herrn Mollath von vornherein 
grob fehlerhaft war und damit auch sei¬ 
ne Zwangspsychiatrisierung von vorn¬ 
herein menschenrechtswidrig, hätte es 
gar nicht des Beweises bedurft, dass 
Schwarzgeldgeschäfte und Steuerde¬ 
likte Realität waren. Denn das entspre¬ 
chende Kriterium für das Vorhegen der 
Psychose ist nach dem „ICD-10“ der 
Weltgesundheitsorganisation wie folgt 
deüniert: „anhaltender kulturell unan¬ 
gemessener, bizarrer und völlig unre¬ 
alistischer Wahn, wie der, das Wetter 
kontrollieren zu können oder mit Au¬ 
ßerirdischen in Verbindung zu stehen.“ 
Egal welchem Menschen ein Finanz - 
delikt vorzuwerfen, kann im Kapitalis¬ 
mus niemals „völlig unrealistisch“ sein. 
Da es kaum glaubhaft ist, dass ein Herr 
Leipziger Gutachter wird, ohne die Kri¬ 
terien zu kennen, nach denen er begut¬ 
achten müsste, hegt die Vermutung 
nahe, dass Herr Leipziger dem Herrn 
Mollath unter Missbrauch seines Amtes 
und seiner Approbation als Arzt vor¬ 
sätzlich Schaden zufügte. 

Ich kann mir keine Fallkonstellation 
vorstellen, in der solche Widersprüch¬ 
lichkeiten und Fehler nur fahrlässig 
hätten entstehen können. Zwangspsy¬ 
chiatrie gäbe es nicht ohne hilfswillige 
Vollstrecker mit ärztlicher Approbati¬ 
on und diesen müssen wir im Interesse 
der Allgemeinheit das Handwerk legen. 

Dr. med. Ralf CUppers , E-Mail 

Solidarisch 

Betr.: „Nicht mehr allein gegen die 
Mafia“, UZ vom 2.8.2013, S. 1 

Mit großer Freude las ich, dass etwas 
gegen diesem Fall unternommen wird. 
Sämtliche Nachrichten betreffs des 
Falles Mollath habe ich gesammelt (er¬ 
schienen im ND) und die Mappe neben 
das Buch „Erfolg“ von Feuchtwanger 
gestellt. 

Der Titel bezieht sich auf einen ähn¬ 
lich konstruierten Fall im Land Bayern 
nach dem 1. Weltkrieg. Nur überlebte 
der Verurteilte trotz aller Bemühungen 
das Ende seiner Haft nicht. (...) 

Da mein Vater in dieser Zeit und da¬ 
nach als Kommunist aktiv war, seine 
Familie seit „Urzeiten“ in Franken an¬ 
sässig war, hnde ich mich zu der Bitte 
berechtigt, meine Unterschrift auf die 
Petition für Herrn Mollath zu übertra¬ 
gen. 

Leonore Welz, Leipzig 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Konferenz zum 40. Jahrestag 
des Putsches in Chile 

Am 7. September veranstalten DKP, junge Welt, GBM und die Marx-Engels- 
Stiftung in Berlin eine Tageskonferenz zum 40. Jahrestag des faschistischen 
Putsches in Chile. Nach der Begrüßung durch Michael Mäde (jW) und der 
Einleitung der Konferenz durch Günter Pohl (DKP) wird in unterschiedlichen 
Themenblöcken diskutiert. Als Referenten wurden gewonnen: Karlheinz Mö- 
bus (von 1971 -19731. Sekretär/Botschaftsrat in Chile), Carsten Söder (Jour¬ 
nalist), Jorge Insunza Becker (Mitglied der Politischen Kommission der KP 
Chiles) und Werner Röhr (Historiker). Die Veranstaltung findet statt in der jW- 
Ladengalerie, Torstraße 6 von 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 17 . ÄUG 


Elmshorn: Wasserturmfest der DKP mit Mu¬ 
sik, politischer Diskussion, Kinderfest, Tom¬ 
bola, Flohmarkt, Informationsständen unter¬ 
schiedlicher Organisationen sowie Speisen 
und Getränken zu niedrigen Preisen. Jahn¬ 
straße 2a, ab 15.00 Uhr. 

Hannover: Kommunalpolitische Konferenz 
der DKP Niedersachsen. FZH Linden, Raum 9, 
Windheimstraße 4,10.30 Uhr. 


MO ★ 19 . AUG 


Münster: Informationsveranstaltung der DKP 
zum Antikriegstag 2013 mit Hubert Kniesbur- 
ges, Vorsitzender des Arbeitskreises „Blumen 
für Stukenbrock“. Kulturkneipe Frauenstraße 
24, 20.00 Uhr 


FR ★ 30 . AUG 


Fellbach: Mahn-, Gedenk- und Friedensakti¬ 
on des DGB 0V Fellbach zum Antikriegstag. 
Rede: Sybille Stamm, langjährige Landesvor¬ 
sitzende von ver.di. Am Friedensbaum zwi¬ 
schen Schwabenlandhalle und Schillerstraße 
26,18.00 Uhr. 


Fellbach: „Einsatzbereit - jederzeit - welt¬ 
weit! - ,Neue‘ Rolle der Bundeswehr“, Dis¬ 
kussionsveranstaltung mit Tobias Pflüger, 
Vorstand Informationsstelle Militarisierung 
IMI. AW0 Fellbach, Gerhart-Hauptmann-Stra- 
ße 17,19.00 Uhr. 


SA ★ 31 . AUG 


Berlin: „Sommer, Sonne, Sozialismus“, inter¬ 
nationalistisches Sommerfest der DKP Berlin. 
Jonasstraße (Neukölln), ab 14.00 Uhr. 

Frankfurt am Main: „Die Roten feiern im 
Grünen“ Sommerfest der DKP Frankfurt. 
DGB-Jugendclub, DGB-Haus Frankfurt, Un- 
termainkai 68,13.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe 
der UZ, möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@unsere- 
zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 
18,45127 Essen. 


Neue Plakate, Flyer und 
Aufkleber der DKP 



Safes*- 


Nicht nur für den Bundestagswahlkampf, 
auch für Infostände und Aktionen sind ab 
sofort beim Parteivorstand der DKP neue 
Materialien erhältlich. Es handelt sich da¬ 
bei um Plakate (DIN A 2), Flyer (DIN A 4,6 
Seiten Wickelfalz) sowie Aufkleber. 

Die Materialien erscheinen zu den Themen 
Mieten, Hartz IV und Neofaschismus. 
Plakate kosten das Stück 0,10 Euro, 100 
Aufkleber kosten 5,00 Euro, 100 Flyer sind 
für 3,50 Euro zu haben. 

Bestellungen bitte an: 

DKP Parteivorstand 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201 17 78890 
dkp.pv@t-online.de 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Vier von uns 

8o. Jahrestag der ersten Justizmorde des Faschismus 



A m 1. August jährte sich zum 80. 
Mal die Hinrichtung der Kom¬ 
munisten Bruno Tesch, Karl 
Wolf, Walter Möller und August Lüt¬ 
gens. Sie waren die ersten, die von der 
faschistischen Justiz ermordet wur¬ 
den. Aufgrund von bereits zur Zeit der 
Weimarer Republik von der Staats¬ 
anwaltschaft gefälschten Beweisen, 
offensichtlich lügenden Zeugen und 
dem juristischen Konstrukt des ge¬ 
meinschaftlich begangenen Mordes 
waren sie zum Tode verurteilt worden. 
Im Jahr 1932 war eine durch die preu¬ 
ßische Polizei genehmigte Demons¬ 
tration von mehr als 7 000 SA-Leuten 
durch Altona gezogen. Kurz zurvor 
war durch die von Papen-Regierung 


das Verbot der SA durch Brüning 
wieder aufgehoben worden. Der Ter¬ 
ror der SA, der allein in den 6 Wochen 
nach Aufhebung des Verbots 183 To¬ 
desopfer forderte, war insbesondere 
gegen die organisierte Arbeiterklasse 
und deren Widerstand gegen Notver¬ 
ordnungen, Lohnkürzungen und den 
Abbau ihrer in der Novemberrevolu¬ 
tion erkämpften Rechte gerichtet. Die 
Antifaschistische Aktion mobilisierte 
gegen den Aufmarsch und organisier¬ 
te die Gegenwehr. Nachdem die Nazis 
im Viertel Antifaschistinnen und An¬ 
tifaschisten angriffen, kam es zu hefti¬ 
gen Auseinandersetzungen und einem 
Schusswechsel, bei dem zwei SA-Leu- 
te getötet wurden. Danach griff die Po¬ 


lizei ein, nahm die Straßen in Altona 
unter Beschuss und tötete 16 Anwoh¬ 
nerinnen und Anwohner, mehrere da¬ 
von in ihren Wohnungen. 

Nur wenige Tage später diente der Al- 
tonaer Blutsonntag dann der Regie¬ 
rung von Papen als Vorwand, den so 
genannten Preußenschlag durchzufüh¬ 
ren und die sozialdemokratische Re¬ 
gierung Preußens abzusetzen. Damit 
war eine der letzten Bastionen gefal¬ 
len, die die Machtübernahme der Fa¬ 
schisten noch hätte verhindern kön¬ 
nen, war doch die preußische Polizei 
annähernd so stark die Reichswehr. 
Nach der Demonstration wurden die 
Antifaschisten zu Schuldigen gemacht, 
hartnäckig wurde die Legende von 
angeblichen kommunistischen Dach¬ 
schützen vertreten, die bis heute in der 
Geschichtsschreibung über den Blut¬ 
sonntag zu finden ist. 

Im Gedenken an die 4 Ermordeten 
und die weiteren 72 Antifaschisten, die 
aufgrund des Blutsonntags zu insge¬ 
samt 315 Jahren Zuchthaus verurteilt 
wurden, veranstaltete die VVN-BdA 
Altona 2 Kundgebungen in Hamburg. 
An der Hinrichtungsstelle im Hinter¬ 
hof des Altonaer Amtsgerichts spra¬ 
chen Vertreter der VVN und der DKP. 
Die Beiträge wurden musikalisch um¬ 
rahmt vom Chor Hamburger Gewerk- 
schafterinnen und Gewerkschafter. 
Etwa 150 Kundgebungsteilnehmer 
demonstrierten danach zum Bruno- 
Tesch-Platz, wo die zweite Kundge¬ 
bung stattfand, der sich weitere Men¬ 
schen anschlossen. Insgesamt nahmen 


etwa 250 Menschen an den Kundge¬ 
bungen teil. Bezugnehmend auf die 
Kämpfe der Arbeiterinnen und Ar¬ 
beiter 1932 gegen die Abwälzung der 
Krisenlasten, sprach ein Vertreter der 
Neupack-Kollegen, die seit November 
für den Abschluss eines Tarifvertrags 
kämpfen. Die Flüchtlinge von Lam- 
pedusa in Hamburg ehrten die 4 An¬ 
tifaschisten als Helden, berichteten 
über ihre eigene Situation in Hamburg 
und riefen zum gemeinsamen Streit 
für unsere Rechte auf. Im Anschluss 
lasen Vertreter der verdi-Jugend und 
der SDAJ die Abschiedsbriefe von 
Bruno Tesch und August Lütgens. 
Den Abschluss fand die Kundgebung 
mit einem Auftritt der Steilshooper 
Rap-Band OneStepAhead, eine Mu¬ 
sikgruppe von Jugendlichen, die für 
den Gedenktag und die Vier extra 
ein Lied geschrieben hatten. In ihrem 


Text heißt es: „Erinnern nicht nur um 
zu Erinnern. Erinnern um sowas in 
Zukunft zu verhindern. Erinnern um 
zu Erinnern. Wir erinnern Euch an die 
Zukunft Eurer Kinder.“ 

Insgesamt brachten die Rednerinnen 
und Redner und ihre Beiträge genau 
das zum Ausdruck, was die VVN-BdA 
in ihrem Flugblatt zur Mobilisierung 
geschrieben hatte: Diese Vier waren, 
sind und bleiben Vier von uns. 

Nicole Drücker 


Bild oben links: Gedenktafel für die 
vier Hingerichteten des Altonaer 
Blutsonntag-Prozesses - Bruno 
Tesch - August Lütgens - Karl Wolff- 
Walter Möller (hinter dem Amtsge¬ 
richt Altona, Hamburg) 

Bild unten: Kundgebung der VVN-BdA 
Altona. 



Wir alle waren neugierig darauf... 

Gespräch mit Guntram Schneider, Teilnehmer der bundesdeutschen Delegation 
an den Weltfestspielen 1973 in der Hauptstadt der DDR 



Einmarsch der BRD-Delegation (Personen von rechts nach links: Rolf Priemer, SDAJ; Dirk Krüger, VDS/AKF; Dieter Lasse, SJD - Die Falken; Werner Lichtwark, Evangeli¬ 
sche Jugend; Günther Schultz,Jungsozialisten; Pit Weber (DBJR); Walter Haas, DGB-Jugend. 


Uns erreichte nach dem Gespräch 
mit Rolf Priemer und Dirk Krüger 
zu den X. Weltfestspielen der Jugend 
und Studenten, die vor 40 Jahren, 
im Sommer 1973, in Berlin, DDR, 
stattfanden, die Erinnerung eines 
Teilnehmers in der bundesdeutschen 
Delegation: Die Rede ist von dem 
damaligen jungen Metallarbeiter und 
Gewerkschafter, dem späteren Vorsit¬ 
zenden des DGB Nordrhein-Westfa¬ 
len und heutigen Minister für Arbeit, 
Integration und Soziales des Bundes¬ 
landes NRW, Guntram Schneider. Er 
beantwortet die Fragen, die ihm Dirk 
Krüger stellte. 

Dirk Krüger: Guntram, du warst in 
der bundesdeutschen Delegation zum 
X. Festival. Hast du noch eine Erinne¬ 
rung daran, was die Gründe für die Ge¬ 
werkschaftsjugend waren am Festival 
teilzunehmen? 

Guntram Schneider: Wir alle wa¬ 
ren neugierig darauf, zumindest aus¬ 
schnitthaft die Gesellschaft der DDR 
kennen zu lernen. Natürlich inter¬ 
essierte uns auch der völlig andere 
Charakter der Gewerkschaften in der 
DDR. Ich persönlich legte ein großes 
Augenmerk darauf, das System der 
Berufsausbildung und das Schulsys¬ 
tem mit seinen polytechnischen Ober¬ 
schulen kennen zu lernen. Auch das 
frühzeitige Heranführen von Kindern 
an die sogenannten MINT-Fächer war 
für mich von großem Interesse. Und 
natürlich ging es darum, junge Men¬ 
schen aus unterschiedlichsten Ländern 
und Kulturkreisen kennen zu lernen. 

Dirk Krüger:TDe habt ihr euch auf 
das Festival vorbereitet? Mit welchen 
Erwartungen seid ihr zum Festival ge¬ 
fahren? 

Guntram Schneider: Wir wollten offe¬ 
ne Dialoge mit der Jugend der DDR 
pflegen. Natürlich spielte hier auch die 
FDJ eine sehr wichtige Rolle. Vor dem 
Festival machten wir uns mit einigen 
Daten über die DDR und ihre Struk¬ 


turen vertraut. Und natürlich waren 
wir über die nicht ganz einfachen Ge¬ 
spräche zwischen den Verbänden, die 
letztendlich das Vorbereitungskomitee 
für das X. Festival bildeten, vertraut. 
Im Gegensatz zu anderen Verbänden 
aus der Bundesrepublik wollten wir 
nicht „Ersatz- Außenpolitik“ betrei¬ 
ben. Für uns stand neben dem Ken¬ 
nenlernen auch Spaß und Freude im 
Mittelpunkt. 

Dirk Krüger: Haben sich diese Erwar¬ 
tungen erfüllt? 

Guntram Schneider: Ja, zweifelsohne! 
Im Rahmen des Möglichen und Denk¬ 
baren war das X. Festival für uns ein 
voller Erfolg. Wir haben viel gelernt, 
aber auch spannende Tage erlebt. Sie 
waren sehr geprägt durch die internati¬ 
onale Solidarität junger Menschen un¬ 
terschiedlichster Herkunft. So etwas 
schweißt zusammen und macht ganz 
einfach Spaß! 


Dirk Krüger: Kannst du etwas zu dei¬ 
nen persönlichen Eindrücken, zu deinen 
persönlichen Erlebnissen berichten? 

Guntram Schneider: Für mich war be¬ 
sonders prägend der gemeinsame Be¬ 
such im Konzentrationslager Buchen¬ 
wald. Und selbstverständlich habe ich 
als junger Sozialist durch eine rote 
Nelke Rudolf Breitscheid geehrt. Das 
Wachhalten des antifaschistischen 
Kampfes war für mich ein starker Ein¬ 
druck. 

Die DDR befand sich 1973 in einer ge¬ 
wissen Aufbruchphase. Und schließlich 
waren für mich ganz entscheidend die 
vielen Treffen mit jungen Menschen 
aus Asien, Afrika und Lateinamerika. 
Bisher kannte ich solche Begegnungen 
sehr wenig. Mir wurde klar: Die Jugend 
muss international handeln, um Inter¬ 
essen zu wahren. 

Dirk Krüger: Wie hast du die Atmo¬ 
sphäre erlebt? 


Guntram Schneider: Die Atmosphäre 
war gut bis euphorisch. Ich hatte den 
Eindruck, dass während der Tage des 
Festivals Trennendes keine Rolle spiel¬ 
te, sondern wirklich das gemeinsame 
Erleben und die gemeinsamen Interes¬ 
sen im Mittelpunkt stehen. Solch eine 
Atmosphäre, das kann ich nach 40 Jah¬ 
ren sicher sagen, erlebt man nur selten 
im Leben. 

Dirk Krüger: Würdest du gerne erneut 
an einem Festival teilnehmen? 

Guntram Schneider: Ich kann jedem 
nur empfehlen, Veranstaltungen wie ein 
internationales Jugendfestival wahrzu¬ 
nehmen. Für mich persönlich gilt: Zwi¬ 
schenzeitlich bin ich in einem Alter, das 
die Teilnahme an Jugendfestivals wohl 
ausschließt. Sollte es jemals zu einem 
Seniorenfestival kommen, muss ich mir 
die Teilnahme überlegen. 

Aber im Ernst. Auch heute haben sich 
Jugendfestivals nicht überlebt. Das 


Kennenlernen von Menschen aus an¬ 
deren Ländern und Kulturen fördert 
auch das Verständnis füreinander. Ge¬ 
rade in einer globalisierten Welt kommt 
es darauf an, Unterschiedlichkeiten zu 
erkennen und zu verstehen. In diesem 
Zusammenhang war das X. Jugendfesti¬ 
val in Berlin für mich sehr wichtig. 

Dirk Krüger: Guntram, ich danke dir 
für das Gespräch und singe mit dir in 
Gedanken, und wenn wir uns wieder 
einmal treffen auch laut und gemein¬ 
sam, das Lied der demokratischen 
Weltjugend: „Jugend aller Nationen, 
uns vereint gleicher Sinn, gleicher 
Mut! Wo auch immer wir wohnen, 
unser Glück auf dem Frieden be¬ 
ruht. In den düsteren Jahren haben 
wir es erfahren: Arm war das Leben! 
Wir aber geben Hoffnung der müden 
Welt!“ 

(Siehe UZ vom 19. Juli 2013, Seiten 18 
und 19) 













